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Die neue Bundesregierung hat bei ihrem Amtsantritt ei-
ne dramatische Finanzlage vorgefunden: In den letzten
16 Jahren sind die Schulden des Bundes von rund
300 Mrd. DM im Jahre 1982 auf rund 1,5 Billionen DM
gestiegen. Auf diese Schulden muß der Bund in diesem
Jahr 82 Mrd. DM Zinsen zahlen. Das sind rund 22 v.H.
der Steuereinnahmen und rund 17 v.H. der Gesamtaus-
gaben des Bundes. Die Zinsausgaben sind heute nach
den Sozialausgaben der zweitgrößte Etatposten des
Bundes.

Durch die wachsende Schuldenlast wird die Handlungs-
fähigkeit des Bundes immer weiter eingeengt. Wenn bei
steigender Staatsverschuldung ein immer größerer Teil
der Einnahmen für Zinszahlungen aufgewendet werden
muß, stehen für Zukunftsaufgaben, wie z.B. für Investi-
tionen in Bildung, Forschung und Infrastruktur, immer
weniger Mittel zur Verfügung.

Solide Staatsfinanzen sind eine unverzichtbare Grund-
lage für neue Arbeitsplätze, für eine nachhaltige wirt-
schaftliche Entwicklung und für soziale Stabilität. Des-
halb ist die Bundesregierung fest entschlossen, den jahr-
zehntelangen Marsch in die Staatsverschuldung zu stop-
pen. Es darf nicht zugelassen werden, daß die Gestal-
tungsfreiheit kommender Generationen durch eine
ausufernde Staatsverschuldung in unzulässiger Weise

beschnitten wird. Die Bundesregierung will finanziellen
Spielraum schaffen für notwendige Zukunftsinvestitio-
nen und für Steuersenkungen zugunsten von Bürgern
und Wirtschaft. Deshalb führt an einer grundlegenden
Konsolidierung kein Weg vorbei.

Um eine umfassende Sanierung der öffentlichen Haus-
halte zu erreichen, verfolgt die Bundesregierung einen
strikten Sparkurs. Mit Sparen allein ist das Ziel jedoch
nicht zu erreichen. Notwendig ist eine nachhaltige Stär-
kung von Wachstum und Beschäftigung. Die Arbeitslo-
sigkeit und die mit ihr verbundenen Kosten müssen zu-
rückgeführt und die Einnahmen des Staates stabilisiert
werden. Neben der Haushaltspolitik wird diese Ent-
wicklung von der Steuer- und Abgabenpolitik der Bun-
desregierung unterstützt. Durch die Einkommensteuer-
reform, die erste Stufe der Ökosteuerreform und die Re-
form der Unternehmenssteuer werden sowohl der pri-
vate Verbrauch und die Investitionsanreize gestärkt als
auch die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen ver-
bessert. In Verbindung mit den vorgesehenen Struktur-
reformen dienen die entschlossene Konsolidierung der
Staatsfinanzen sowie die Neuorientierung in der Steuer-
und Abgabenpolitik der Entlastung des Arbeitsmarktes
und der Beschleunigung des wirtschaftlichen Wachs-
tums. Die Bundesregierung unterstützt so durch ihre Fi-
nanzpolitik die gesamtwirtschaftliche Aufwärtsent-
wicklung.
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Nach dem Reformstau der letzten Jahre müssen jetzt
grundlegende Weichenstellungen vorgenommen wer-
den, damit sichergestellt wird, daß Deutschland die
Herausforderungen der Zukunft bestehen kann. Deshalb
legt die Bundesregierung ein umfassendes „Zukunfts-
programm 2000“ vor. Dieses „Zukunftsprogramm“ um-
faßt folgende Schwerpunkte:

� Sanierung des Bundeshaushalts

� Zukunftsinvestitionen zur Sicherung von Arbeit,
Wohlstand und sozialer Stabilität

� Unternehmenssteuerreform für mehr Investitionen
und neue Arbeitsplätze

� Ökologische Steuerreform zur Senkung der Lohnne-
benkosten

� Neuregelung des Familienleistungsausgleichs

� Stabilisierung des Rentensystems durch eine Ren-
tenstrukturreform
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Der Bundeshaushalt 2000 ist ein Sparhaushalt.

Die Bundesregierung hat ihr Sparziel von 30 Mrd. DM
erreicht. Mit diesem größten Sparpaket in der Ge-
schichte der Bundesrepublik Deutschland kann der
Bundeshaushalt ohne Steuererhöhungen solide finan-
ziert werden.

� Das Ausgabevolumen des Haushalts 2000 wird ge-
genüber 1999 um 1 ½ v.H. abgesenkt.

� Die Nettokreditaufnahme wird gegenüber 1999 um
4 Mrd. DM auf 49,5 Mrd. DM zurückgeführt. Sie
liegt damit um 10 v.H. unter der Neuverschuldung,
die die vorherige Bundesregierung für 2000 geplant
hatte.

� Diese deutliche Absenkung der Neuverschuldung
wird erreicht, obwohl gleichzeitig die Privatisie-
rungseinnahmen im Haushalt 2000 gegenüber 1999
um rd. 10 Mrd. DM verringert werden.
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Mit dem Sparpaket 2000 bis 2003 stellt die Bundesre-
gierung die Weichen für eine strukturelle und dauer-
hafte Konsolidierung des Bundeshaushalts: Das Spar-
volumen von 30 Mrd. DM in 2000 wächst bis 2003 auf
eine Größenordnung von 50 Mrd. DM. Damit umfaßt
das Sparpaket in den nächsten vier Jahren ein Gesamt-
volumen von weit über 150 Mrd. DM.

Die Neuverschuldung wird in den nächsten Jahren
Schritt für Schritt zurückgeführt: Sie sinkt von
53,5 Mrd. DM in 1999 über 49,5 Mrd. DM in 2000 und
46 Mrd. DM in 2001 auf 41 Mrd. DM in 2002. Bis zum
Ende des Finanzplanungszeitraums im Jahr 2003 soll
die Nettokreditaufnahme auf 30 Mrd. DM abgesenkt
werden.

Mit diesem Konsolidierungskurs wird erreicht, daß
notwendige neue Vorhaben, wie die Neuregelung des
Familienleistungsausgleichs und die Reform der Unter-
nehmensbesteuerung, umgesetzt werden können und
zugleich die Neuverschuldung spürbar zurückgeführt
wird.

Ausgehend von dem abgesenkten Ausgabevolumen des
Bundeshaushalts 2000 wird der Ausgabenanstieg in den
Folgejahren im Durchschnitt auf unter 2 v.H. pro Jahr
begrenzt. Damit hält sich die Bundesregierung an die
Vereinbarungen des Finanzplanungsrates.
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Die Bundesregierung will so schnell wie möglich einen
ausgeglichenen Haushalt ohne neue Schulden. Dieses
Ziel soll in der nächsten Legislaturperiode erreicht wer-
den.

Solide Staatsfinanzen und eine stabilitätsorientierte
Konjunkturpolitik sind kein Gegensatz: Der Grundsatz
des ausgeglichenen Haushalts schließt nicht aus, die
automatischen Stabilisatoren wirken zu lassen und in
Phasen eines konjunkturellen Abschwungs konjunktur-
bedingte Steuermindereinnahmen und Mehrausgaben
für Arbeitslose durch neue Kredite zu finanzieren.

Zur richtigen Beurteilung der gesamtwirtschaftlichen
Wirkungen der Finanzpolitik darf nicht nur das Volu-
men des Bundeshaushalts und die Höhe der Neuver-
schuldung gesehen werden. Entscheidend für Wachstum
und Beschäftigung ist vielmehr die richtige Struktur des
Haushalts und seine Konzentration auf Zukunftsinvesti-
tionen.

Zur Erreichung der angestrebten Konsolidierungsziele
wird die Bundesregierung auch in den nächsten Jahren
strikte Ausgabendisziplin wahren: Finanzwirksame
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Vorhaben einzelner Ressorts müssen im Rahmen des im
Finanzplan 1999 bis 2003 vorgesehenen Ausgabevolu-
mens der jeweiligen Einzelpläne finanziert werden.

Mit diesem Konsolidierungskurs des Bundes und einer
weiterhin sparsamen Ausgabenpolitik von Ländern und

Gemeinden erfüllt Deutschland die Vorgaben des Euro-
päischen Stabilitäts- und Wachstumspaktes. Damit setzt
Deutschland ein wichtiges Signal für die Stabilität des
EURO.
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Grundlage für den Sparerfolg der Bundesregierung ist,
daß alle Ressorts ihren solidarischen Konsolidierungs-
beitrag erbracht haben und den vereinbarten Kurs strik-
ter Haushaltsdisziplin in den nächsten Jahren konse-
quent umsetzen.

Die Festlegung der Sparziele der einzelnen Ressorts ori-
entierte sich am Anteil der Einzelpläne am Gesamt-
haushalt des Jahres 1999. Mit diesem Verteilungs-
schlüssel für die Sparziele der Jahre 2000 bis 2003 ist
den politischen Akzenten Rechnung getragen worden,
die die neue Bundesregierung nach ihrem Amtsantritt
im Bundeshaushalt gesetzt hat.

Der sich nach den Ausgabenkürzungen ergebende Fi-
nanzrahmen ist von den Ressorts in eigener Verant-
wortung mit eigenen Prioritäten ausgefüllt worden. Das
heißt: Bei dem Zukunftsprogramm 2000 ging es nicht
um Kürzungen nach der „Rasenmäher-Methode“, son-
dern um Politikgestaltung innerhalb eines für alle vor-
gegebenen Finanzrahmens.
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Mit der Sanierung des Bundeshaushalts werden die fi-
nanzpolitischen Voraussetzungen dafür geschaffen, daß
die neue Bundesregierung die Vorhaben umsetzen kann,
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die für die Zukunft Deutschlands von entscheidender
Bedeutung sind:

� Die Zukunftsinvestitionen in Forschung, Bildung
und Wissenschaft werden Jahr für Jahr erhöht.

�
� In den Jahren 2000 und 2002 gibt es in zwei Stufen

spürbare Steuersenkungen für Arbeitnehmer und
Familien und für den Mittelstand. Der Eingangssteu-
ersatz wird schrittweise auf 19,9 v.H. und der Spit-
zensteuersatz auf 48,5 v.H. gesenkt (Entlastung 2000
und 2001: rd. 13 ½  Mrd. DM pro Jahr, 2002: 27
Mrd. DM).

� Die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts zur
Neuordnung des Familienleistungsausgleichs wer-
den in zwei Schritten 2000 und 2002 umgesetzt. Im
ersten Schritt 2000 wird ein Kinderbetreuungsfrei-
betrag für Kinder bis zum 16. Lebensjahr in Höhe
von 3.024 DM eingeführt. Darüber hinaus wird das
Kindergeld für das 1. und 2. Kind zum 1. Januar
2000 um 20 DM auf 270 DM im Monat erhöht.

�
� 2001 wird es eine große Unternehmenssteuerreform

geben. Dazu gehört auch eine Nettoentlastung der
Unternehmen in der Größenordnung von rd. 8 Mrd.
DM. Der Steuersatz für einbehaltene Gewinne der
Unternehmen soll auf 25 v.H. gesenkt werden (zu-
züglich Gewerbesteuer). Mit diesem niedrigen Un-
ternehmenssteuersatz wird die internationale Wett-
bewerbsfähigkeit des Investitionsstandorts Deutsch-
land nachhaltig gestärkt.

�
� Der Aufbau Ost wird auf hohem Niveau fortgeführt.

Damit bekräftigt die Bundesregierung, daß die wirt-
schaftliche Entwicklung der neuen Länder ein be-
sonderer Schwerpunkt der Regierungspolitik ist und
bleibt. Bei der regionalen Wirtschaftsförderung
konnten die im Finanzplan vorgesehenen Ansätze
gehalten werden.

�
� Das KfW-Wohnraum-Modernisierungsprogramm

für die neuen Länder wird nochmals um ein Kredit-
volumen von 10 Mrd. DM aufgestockt. Vorausge-
setzt wird dabei, daß sich die Länder künftig hälftig
an den Zinssubventionen beteiligen. Aus dem Inve-
stitionsfördergesetz „Aufbau Ost“ erhalten die neuen
Länder weiterhin 6,6 Mrd. DM.

�
� Die aktive Arbeitsmarktpolitik wird auf dem hohen

Niveau des Jahres 1999 verstetigt.
�
� Das Sonderprogramm zur Bekämpfung der Ju-

gendarbeitslosigkeit wird verlängert. Dafür stellt die
Bundesregierung im Jahr 2000 erneut 2 Mrd. DM im
Rahmen des Zuschusses zur Bundesanstalt für Ar-
beit zur Verfügung.

� Die Lohnnebenkosten werden gesenkt. Mit der
ökologischen Steuerreform setzt die Bundesregie-
rung marktwirtschaftliche Anreize für neue Tech-
nologien im Bereich von Umweltschutz und Ener-
gieeinsparung.

�
� Die Förderung der Wettbewerbs- und Innovationsfä-

higkeit der deutschen Wirtschaft wird verbessert.
Die Wirtschafts- und Ostförderung wird durch einen
Verbund der Fördermaßnahmen des Bundeshaus-
halts mit den Wirtschaftsfördermaßnahmen der
KfW, der Deutschen Ausgleichsbank und des ERP-
Sondervermögens einheitlich neu gestaltet.

� Mit einer Reform des sozialen Wohnens wird das
Wohngeld für die Bürgerinnen und Bürger spürbar
verbessert. Das neue Programm „Die soziale Stadt“
wird im vorgesehenen Umfang fortgeführt.

�
� Die Rentenversicherung wird auf eine solide Basis

gestellt. Durch eine besondere Anpassungsregelung
für den Rentenanstieg der Jahre 2000 und 2001 wird
die Rentenversicherung in die Lage versetzt, die
demographischen Herausforderungen zu bestehen.
Die Anpassungsregelung für 2000 und 2001 ist eine
Übergangsregelung. Ab 2002 nehmen die Renten
wieder an der Einkommensentwicklung der Arbeit-
nehmer teil.

�
�Darüber hinaus gelten für die Rentenstrukturreform fol-
gende Eckwerte:
�
� Grundsicherung zur Vermeidung von Armut im

Alter und bei dauerhafter Erwerbsunfähigkeit
� Verwendung der nächsten Stufen der Ökosteuer-

reform zur Senkung und Stabilisierung der Ren-
tenversicherungsbeiträge

� Aufbau einer ergänzenden kapitalgedeckten Al-
tersvorsorge

� Neugestaltung der Berufs- und Erwerbsunfähig-
keitsrenten innerhalb des Rentensystems

� Verbesserung der eigenständigen Alterssiche-
rung der Frau mit individuellen Wahlmöglich-
keiten

�
+� '������
 �	"��������

� Entsprechend der veränderten sicherheitspolitischen
Lage wird auch die Bundeswehr ihren Konsolidie-
rungsbeitrag erbringen. Durch zusätzliche Mittel der
Allgemeinen Finanzverwaltung (Epl. 60) wird si-
chergestellt, daß Deutschland seine internationalen
Verpflichtungen für die Sicherung des Friedens
(insbesondere in Süd-Ost-Europa) voll und ganz er-
füllen kann.

�
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� Die Bundesregierung hat einen entscheidenden Bei-
trag dazu geleistet, daß auf dem Kölner Weltwirt-
schaftsgipfel eine Schuldenentlastung zugunsten der
ärmsten Entwicklungsländer vereinbart worden ist.

�
� Für die Sicherung des Friedens in Südosteuropa

stellt die Bundesregierung im Finanzplanungszeit-
raum für einen „Stabilitätspakt Südosteuropa“ au-
ßerhalb des militärischen Bereichs 1,2 Mrd. DM zur
Verfügung. Die Mittel sind insbesondere vorgesehen
für die Leistungen des Auswärtigen Amtes und des
Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung.

� Zwar konnte der Verkehrswegebau von Einsparun-
gen nicht völlig ausgenommen werden. Mit dem
vorgesehenen Finanzvolumen ist jedoch sicherge-
stellt, daß begonnene Investitionsvorhaben weiterge-
führt werden können. Notwendige Einsparungen
sollen durch private Finanzierung ausgeglichen wer-
den. Eine reine Vorfinanzierung durch Private, die
im Ergebnis zu einer Mehrbelastung der Haushalte
führen würde, ist nicht vorgesehen.
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Wenn der Marsch in die Staatsverschuldung gestoppt
werden soll, müssen alle Bevölkerungsgruppen ihren
Beitrag leisten. Alle müssen bereit sein, ihre Ansprüche
an den Staat zurückzunehmen. Nur mit einer solidari-
schen Kraftanstrengung der gesamten Gesellschaft ist es
möglich, den Staat wieder auf eine sichere finanzielle
Basis zu stellen.

Die Bundesregierung verbindet die Konsolidierung des
Bundeshaushaltes mit strukturellen Reformen und
grundlegenden politischen Weichenstellungen:

 ������������
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� Sicherung der Renten: Um die Rentenversicherung
auf die demographischen Belastungen der nächsten
Jahrzehnte einzustellen (Veränderung der Al-
tersstruktur der Bevölkerung), orientiert sich der
Rentenanstieg in den Jahren 2000 und 2001 am Ziel
der Realeinkommenssicherung (Rentenanstieg 2000:
+ 0,7 v.H., 2001: + 1,6 v.H.). Dies ist eine Über-
gangsregelung für die Jahre 2000 und 2001. Ab
2002 nehmen die Renten wieder an der Ein-
kommensentwicklung der Arbeitnehmer teil. Ohne
die Übergangsregelung käme es in den nächsten Jah-
ren zu einem unvertretbaren Anstieg der Rentenver-
sicherungsbeiträge. Mit der vorübergehenden Be-
grenzung des Rentenanstiegs leisten die Rentnerin-
nen und Rentner einen solidarischen Beitrag zur
Verringerung der Staatsverschuldung und zur Entla-
stung kommender Generationen.

� Ebenso wie bei den Renten wird sich die Erhöhung
anderer sozialer Leistungen (z.B. Arbeitslosengeld
und Arbeitslosenhilfe) in den Jahren 2000 und 2001
am Ziel der Realeinkommenssicherung orientieren
(Gesamteinsparung: 2000: 1,8 Mrd. DM).

�
� Durch Wegfall der originären Arbeitslosenhilfe wer-

den die Lohnersatzleistungen bei Arbeitslosigkeit
stärker am Versicherungsprinzip ausgerichtet und
gerechter gestaltet (2000: 1 Mrd. DM).

� Durch eine grundsätzliche Anpassung der Bemes-
sungsgrundlage der Sozialversicherungsbeiträge für
Arbeitslosenhilfebezieher von 80 v.H. des vor der
Arbeitslosigkeit bezogenen Bruttoentgelts an den
tatsächlichen Zahlbetrag der Arbeitslosenhilfe wird
der Tatsache Rechnung getragen, daß die Arbeitslo-
senhilfe eine bedürftigkeitsabhängige Mindestsiche-
rung ist und auch Sozialversicherungsbeiträge keine
über dieses Sicherungsniveau hinausgehenden Lei-
stungen bieten können (2000: 5,9 Mrd. DM).

�
� Bei den Aufwendungen der Leistungen für das Un-

terhaltsvorschußgesetz soll es künftig eine gerechte
Kostenteilung zwischen Bund, Ländern und Ge-
meinden geben. Durch die Beteiligung der Gemein-
den soll erreicht werden, daß säumige Unterhalts-
zahler ihren Zahlungsverpflichtungen besser nach-
kommen als bisher (2000: rd. 220 Mio. DM).

�
� Im Rahmen der Reform des sozialen Wohnens wird

gleichzeitig mit einer spürbaren Verbesserung des
Wohngeldes (Tabellenwohngeld) die Wohngeld-
zahlung für Sozialhilfeempfänger (pauschaliertes
Wohngeld) auf die dafür ordnungspolitisch zustän-
digen Ebene verlagert (2000: 2,3 Mrd. DM). Parallel
dazu werden Länder und Gemeinden durch andere
Maßnahmen des „Zukunftsprogramms“ entlastet.

�
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Die neue Bundesregierung packt den Subventionsabbau
entschlossen an:

� Die Gasölbetriebshilfe in der Landwirtschaft wird
schrittweise abgebaut (volle Gesamteinsparung in
2003: 0,8 Mrd. DM).

�
� Die Subventionen an das Branntweinmonopol wer-

den schrittweise zurückgeführt (Absenkung: 30 Mio.
DM in 2000, 90 Mio. DM in 2003). Die verbleiben-
de Förderung soll stärker auf kleinere Brennereien
konzentriert werden, insbesondere diejenigen, die
mit bäuerlichen Familienbetrieben verbunden sind.

�
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� Der Bundeszuschuß an die landwirtschaftliche Un-
fallversicherung wird reduziert (115 Mio. DM/Jahr).
Die sich daraus ergebende Belastung beläuft sich für
einen Durchschnittsbetrieb (30 ha) auf 18,25
DM/Monat.

�
� Die Aufwendungen für die Gemeinschaftsaufgabe

Agrarstruktur und Küstenschutz werden verringert
(je 100 Mio. DM in 2000 bis 2002, 2003: 19 Mio.
DM).

�
� Ab 2000 beschränken sich die Mittel für die

Werftindustrie auf die Ausfinanzierung bereits zuge-
sagter Hilfen.

�
� Die im Kohlekompromiß von 1997 bereits festge-

legte Rückführung
der Kohlehilfen wird umgesetzt.
�

� Die Aufwendungen für den sozialen Wohnungsbau
werden bedarfsgerecht verringert (schrittweise Ab-
senkung: 69 Mio. DM in 2000, 320 Mio. DM in
2003).

�
� Die Steuerbefreiung für Zinserträge aus Kapital-

Lebensversicherungen und Rentenversicherungen
mit Kapitalwahlrecht entfällt bei Neuverträgen mit
Vertragsabschluß nach dem 31. Dezember 1999.

� Die Sätze für die Abschreibung beweglicher Wirt-
schaftsgüter werden entsprechend der BFH-Recht-
sprechung auf realitätsnahe Werte zurückgeführt
(2 Mrd. DM im Entstehungsjahr).

�
� Das Ende der Laufzeit für Zinsen auf Steuererstat-

tungen und Steuernachzahlungen wird nicht mehr
auf vier Jahre begrenzt (0,5 Mrd. DM im Entste-
hungsjahr).
�

Darüber hinaus gibt es in einer Vielzahl weiterer Berei-
che Einsparungen und Bereinigungen, die die Effizienz
und Zielgenauigkeit staatlichen Handelns erhöhen.
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� Als Konsolidierungsbeitrag der Beamten wird sich
die Gehaltssteigerung in den nächsten zwei Jahren
- entsprechend der Regelung bei Rentnern und ande-
ren Empfängern öffentlicher Leistungen - am Prin-
zip der Realeinkommenssicherung orientieren. Diese
Regelung gilt auch für die Pensionäre des öffentli-
chen Dienstes.

Durch Begrenzung des Einkommenszuwachses im
öffentlichen Dienst ergeben sich erhebliche Einspa-
rungen bei den Personalkosten des Bundes, vor al-
lem aber der Länder und Gemeinden. Das trägt mit
dazu bei, daß das Gesamtpaket unter dem Strich

nicht zu einer Lastenverschiebung auf die Ebene der
Länder und Gemeinden führt.

� Die Zahl der Stellen in der Bundesverwaltung wird
in den nächsten 4 Jahren weiter verringert. Dazu
wird die lineare Stelleneinsparung von 1,5 v.H. pro
Jahr in den nächsten Jahren fortgesetzt. Dabei er-
halten die Ressorts weiterhin die erforderliche hohe
Flexibilität bei der Erwirtschaftung der Stellenein-
sparung.

� Die Modernisierung der Bundesverwaltung wird
konsequent fortgesetzt. Das in der Koalitionsverein-
barung formulierte Leitbild des aktivierenden Staa-
tes zielt auf eine an Effizienz und Bürgernähe ausge-
richtete und von überflüssiger Bürokratie befreite
Verwaltung. Dazu gehören die Auflösung und Straf-
fung von Behörden und Dienststellen, die
Neustrukturierung aufgrund von Organisationsunter-
suchungen und Personalbedarfsberechnungen sowie
die Entwicklung und Einführung neuer Führungs-
und Steuerungsinstrumente (so z.B. Kosten- und
Leistungsrechnung bzw. Controlling). Der Rückfüh-
rung der Staatstätigkeit auf unabweisbare Kernauf-
gaben und der Stärkung von Privatinitiative und
Selbstvorsorge kommen dabei eine entscheidende
Bedeutung zu.

Ziel ist eine am Gebot der Wirtschaftlichkeit orien-
tierte Verwaltung. Der Bundeshaushalt setzt hierfür
die finanziellen Vorgaben.

Mit den neuen politischen Vorhaben und der struktu-
rellen Konsolidierung des Bundeshaushalts sind die jet-
zigen Entscheidungen der Bundesregierung insgesamt
ein großes Zukunftsprogramm für die Sicherung von
Arbeit, Wohlstand und sozialer Stabilität.
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Die Steuerpolitik der Bundesregierung ist eine wirt-
schaftspolitisch sinnvolle und finanzpolitisch solide
Kombination von Angebots- und Nachfragepolitik. Da-
mit verbessert die Bundesregierung die Rahmenbedin-
gungen für mehr Wachstum und für neue Arbeitsplätze.
Zugleich werden mehr Gerechtigkeit und Transparenz
im Steuersystem verwirklicht. Im Rahmen einer ökolo-
gischen Steuerreform werden die Lohnnebenkosten ge-
senkt und marktwirtschaftliche Anreize für mehr Um-
weltschutz und Energieeinsparung gesetzt.

Zwei weitere Stufen des bereits beschlossenen Steuer-
entlastungsgesetzes 1999/2000/2002 werden in den Jah-
ren 2000 und 2002 insbesondere Arbeitnehmer und Fa-
milien sowie die mittelständische Wirtschaft spürbar
entlasten.
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Die Bundesregierung wird die 1999 begonnene Politik
der Entlastung von Arbeitnehmern und Familien konse-
quent fortsetzen. Mit dem Familienentlastungsgesetz
wird die verfassungswidrige Benachteiligung von Fa-
milien mit Kindern beseitigt. Die erste Stufe soll am
1. Januar 2000 in Kraft treten.

Die für 2001 geplante Unternehmenssteuerreform bringt
strukturelle Verbesserungen, die die internationale
Wettbewerbsfähigkeit deutscher Unternehmen stärken
und die Attraktivität des Investitionsstandorts Deutsch-
land weiter verbessern.

��
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Zum 1. Januar 2001 tritt die Reform der Unternehmens-
besteuerung in Kraft. Der Steuersatz auf der Unterneh-
mensebene beträgt dann einheitlich nur noch 25 v.H.
Für Kapitalgesellschaften bedeutet dies eine Tarifentla-
stung um 15 Prozentpunkte. Für Einzelunternehmer und
Mitunternehmer einer Personengesellschaft wird durch
die Begünstigung des im Betrieb verbliebenen Gewinns
ebenfalls eine Entlastung auf 25 v.H. erreicht.

Die Unternehmenssteuerreform führt im Entstehungs-
jahr zu einer Nettoentlastung der Unternehmen von rd.
8 Mrd. DM. Für den auf ihn entfallenden Teil hat der
Bund im neuen Finanzplan ab 2001 pauschal Vorsorge
getroffen.

Mit der Festlegung von Eckpunkten für diese Unter-
nehmenssteuerreform erhalten die Unternehmen für ihre
Investitionsentscheidungen frühzeitig Planungssicher-
heit.

a) Besteuerung von Kapitalgesellschaften und Anteils-
eignern

Das körperschaftsteuerliche Vollanrechnungsverfah-
ren wird durch das sog. Halbeinkünfteverfahren er-
setzt:

Auf der Ebene der Kapitalgesellschaft werden die
Gewinne definitiv in Höhe des Körperschaftsteuer-
satzes belastet. Auf der Ebene der Anteilseigner
wird die körperschaftsteuerliche Vorbelastung aus-
geschütteter Gewinne in der Weise berücksichtigt,
daß die Dividenden nur zur Hälfte in die Bemes-
sungsgrundlage für die persönliche Einkommensteu-
er einbezogen werden. Wird die Ebene der Kapital-
gesellschaft und des Anteilseigners zusammen be-
trachtet, so ergibt sich eine Einmalbelastung ausge-
schütteter Gewinne, die der Höhe des Einkom-
mensteuerhöchstsatzes des Anteilseigners angenä-
hert ist.

b) Besteuerung von Personengesellschaften und Ein-
zelunternehmen

Der im Betrieb verbleibende Gewinn wird mit einem
ermäßigten Steuersatz besteuert. Dieser ermäßigte
Steuersatz entspricht dem neuen Körperschaftsteuer-
satz. Entnahmen werden nach dem Halbeinkünfte-
verfahren belastet (umfassende Parallele zur Körper-
schaftsteuer).

Die Praktikabilität und Handhabbarkeit dieses Mo-
dells für Finanzverwaltung, Steuerpflichtige und ihre
Berater werden in einem Planspiel erprobt. Damit
soll sichergestellt werden, daß technische Probleme
rechtzeitig erkannt und beseitigt werden.

c) Gewerbesteuer

Für die Stufe 2001 sind Änderungen der Gewerbe-
steuer nicht vorgesehen. Die Einbeziehung der Ge-
werbesteuer in das Reformkonzept wird unter voller
Wahrung des Art. 28 GG im Zuge der weiteren po-
litischen Diskussion ins Auge gefaßt.

d) Finanzierungselemente

Die durchgreifende Steuersatzsenkung läßt die Strei-
chung von Steuervergünstigungen zu (z.B. Wegfall
des § 32 c EStG, Streichung der Steuervergünsti-
gungen nach § 7 g EStG, Absenkung degressiver
AfA für bewegliche Wirtschaftsgüter). Der Ab-
schreibungssatz für unbewegliche Wirtschaftsgüter
wird auf 3 v.H. reduziert. Zur Vermeidung miß-
bräuchlicher Gestaltungen werden insbesondere die
Besteuerung von Veräußerungsgewinnen durch Ab-
senkung der Beteiligungsgrenze bei wesentlichen
Beteiligungen ausgedehnt und die Regelungen zur
Gesellschafter-Fremdfinanzierung (§ 8 a KStG)
strenger gefaßt.

e) Gesetzgeberische Umsetzung

Die weitreichende Systemumstellung bei der Unter-
nehmensbesteuerung erfordert eine gründliche tech-
nische Vorbereitung. Deshalb soll die Reform am
1. Januar 2001 in Kraft treten.
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Im Rahmen der weiteren Stufen der ökologischen Steu-
erreform werden die Steuersätze für Kraftstoffe um
6 Pfennige je Liter jeweils für die Jahre 2000 bis 2003
angehoben. Der Steuersatz auf Strom wird um 0,5 Pfen-
nig je Kilowattstunde ebenfalls jeweils für die Jahre
2000 bis 2003 angehoben.
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Die Mehreinnahmen der Ökosteuerreform (2000: 5,1
Mrd. DM; 2001: 10,5 Mrd. DM; 2002: 15,8 Mrd. DM;
2003: 21,2 Mrd. DM) werden zur Absenkung der Ren-
tenversicherungsbeiträge, abzüglich der Deckungslücke
aus der ersten Stufe und des Förderprogramms für er-
neuerbare Energieträger in der Größenordnung von 200
Mio. DM, verwendet.

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung
stellt durch geeignete Maßnahmen sicher, daß die Bun-
deszuschüsse zur gesetzlichen Rentenversicherung ge-
genüber den Ansätzen des Finanzplans auf der Basis der
gegenwärtigen Wirtschaftseckdaten nicht erhöht wer-
den.

Im übrigen werden folgende fachspezifische Änderun-
gen vorgenommen:

Zum einen soll die weitere Senkung der Rentenversi-
cherungsbeiträge beim Spitzenausgleich (§§ 10
StromStG, 25 a MinöStG) Berücksichtigung finden.
Zum anderen soll bei Unternehmen des Produzierenden
Gewerbes und der Land- und Forstwirtschaft für den
Verbrauch der ersten 50 Megawattstunden anstelle des
Versorgers das jeweilige Unternehmen Steuerschuldner
für die Differenz zwischen ermäßigtem und vollem
Steuersatz werden.

4�
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Das Bundesverfassungsgericht hat den Gesetzgeber
verpflichtet, die steuerliche Berücksichtigung des Be-
treuungsbedarfs für Kinder bis zum Jahr 2000 und die
steuerliche Berücksichtigung des Erziehungsbedarfs für
Kinder bis zum Jahr 2002 neu zu regeln. Zur Entlastung
der Familien wird die Bundesregierung den Entwurf ei-
nes Familienentlastungsgesetzes erarbeiten, das unter
Berücksichtigung der Vorgaben des Bundesverfas-
sungsgerichts folgende Maßnahmen enthalten wird:
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� In einer ersten Stufe wird ein einheitlicher Betreu-
ungsfreibetrag von 3.024 DM für Kinder bis 16 Jah-
re zusätzlich zum Kinderfreibetrag unter Anrech-
nung des Kindergeldes eingeführt. Der bisher mögli-
che Abzug von Kinderbetreuungskosten entfällt.

Ältere behinderte Kinder (ohne Altersbeschrän-
kung), bei denen das sächliche Existenzminimum
durch Eingliederungshilfe abgedeckt ist und die
deswegen bisher keinen Anspruch auf Kindergeld
oder Kinderfreibetrag haben, werden in den Betreu-
ungsfreibetrag einbezogen.

Die Maßnahmen führen zu Steuermindereinnahmen
von insgesamt rd. 1,7 Mrd. DM (einschließlich
0,5 Mrd. DM Solidaritätszuschlag). Der Bund trägt
dabei einen Anteil von 1 Mrd. DM.

� Das Kindergeld für das 1. und 2. Kind wird um
20 DM von 250 DM auf 270 DM monatlich angeho-
ben.

Die Anhebung des Kindergeldes führt zu Steuer-
mindereinnahmen von insgesamt 3,8 Mrd. DM. Der
Bund trägt dabei einen Anteil von 1,6 Mrd. DM.

Mit diesen Verbesserungen wird den Anforderungen
des Familienurteils des Bundesverfassungsgerichts
für die Jahre 2000 und 2001 voll und ganz Rechnung
getragen.
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Über die Ausgestaltung des Familienleistungsausgleichs
ab 2002 entscheidet die Bundesregierung im Jahr 2001
unter Berücksichtigung der dann gegebenen familien-
politischen und finanzpolitischen Rahmenbedingungen.
Dabei wird die Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts zur Berücksichtigung des Erziehungsbedarfs für
Kinder umgesetzt. Das Bundesministerium der Finanzen
wird zu gegebener Zeit einen Gesetzentwurf vorlegen,
der eine Verzahnung mit einer Reform der Ausbildungs-
förderung zuläßt.
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FinanzplanIst

1998

Soll

1999

Entwurf

2000 2001 2002 2003

- Mrd. DM -

������� 456,9 485,7 478,2 485,3 492,8 503,8

Veränderung ggü. Vorjahr in v.H. 3,4 1,2* - 1,5 +1,5 +1,5 +2,2

 ����������	��� 341,5 371,7 387,9 401,6 414,6 437,2

 ������
!����	��� 59,0 60,5 40,8 37,6 37,0 36,2
/���������������	�� 56,4 53,5 49,5 46,1 41,2 30,4

nachrichtlich:
(�)��������� 57,1 58,2 57,6 55,8 54,8 53,3

Differenzen durch Rundungen möglich
* Ohne Steigerung durch umsatzsteuerfinanzierten zusätzlichen RV-Zuschuß, ökosteuerfinanzierten RV-Zuschuß sowie ein-

nahmefinanzierte Ausgaben für Defizite der Postunterstützungskassen

Diesen Eckwerten liegen folgende Entwicklungen we-
sentlicher Finanzkennziffern zugrunde:

Die Ausgaben des Bundes gehen im Jahre 2000 gegen-
über 1999 um 1,5 v.H. zurück. Dieser Ausgabenrück-
gang erfolgt trotz der Mehrausgaben für die gesetzliche
Rentenversicherung, mit der im Zusammenhang mit der
ökologischen Steuerreform eine Absenkung der Ren-
tenversicherungsbeiträge erreicht werden soll. Die Ein-
sparungen durch das Zukunftsprogramm in Höhe von
30 Mrd. DM in 2000 bis 50 Mrd. DM in 2003 wirken
sich überwiegend in konsumtiven Ausgabenbereichen
aus.

Im Finanzplanungszeitraum von 1999 bis 2003 wird die
Nettokreditaufnahme um rd. 23 Mrd. DM zurückgehen.
Während die vorherige Bundesregierung Jahr für Jahr
gegenüber ihren Planzahlen tatsächlich höhere Kredite
aufnehmen mußte, handelt es sich bei dem im neuen Fi-
nanzplan dargestellten Rückgang der Nettokreditauf-
nahme nicht um politisch motivierte Planzahlen. Viel-
mehr wird der Rückgang der Neuverschuldung durch
eine realistische Veranschlagung der Einnahmen- und
Ausgabenansätze und durch die umfassenden struktu-
rellen Konsolidierungsmaßnahmen im „Zukunftspro-
gramm 2000“ unterlegt.
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Die Ergebnisse der aktuellen Steuerschätzung zeigen,
daß die Einnahmeplanung der Vorgängerregierung un-
realistisch hoch war. Zwar kann der Bund für das lau-
fende Jahr 1999 noch mit einer leichten Einnahmever-
besserung von 0,8 Mrd. DM rechnen. Mittelfristig geht
das Steueraufkommen des Bundes gegenüber der letzten
Steuerschätzung jedoch um insgesamt 17,8 Mrd. DM
zurück.

Die im Finanzplanungszeitraum enthaltenen Steuerein-
nahmen berücksichtigen die von der Bundesregierung
auf den Weg gebrachten steuerwirksamen Maßnahmen:

� Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002
� Gesetz zum Einstieg in die ökologische Steuerre-

form
� Drittes Gesetz zur Änderung des Finanzausgleichs-

gesetzes
� Gesetz zur Neuregelung der geringfügigen Beschäf-

tigungsverhältnisse
�
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Daneben sind die finanziellen Auswirkungen folgender
steuerlicher Refomvorhaben berücksichtigt:

� Reform der Familienbesteuerung
� weitere Stufen der ökologischen Steuerreform
� Unternehmenssteuerreform

 ������
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Die sonstigen Einnahmen verringern sich gegenüber
1999 um rd. 20 Mrd. DM.

Die Einnahmen aus der Privatisierung gehen im Jahr
2000 um rd. 10 auf 9 Mrd. DM zurück. Die für 2001 bis
2003 vorgesehenen Privatisierungseinnahmen dienen
zur Deckung der Defizite der Postunterstützungskassen.
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�Die Ausgaben des Bundes lassen sich unter verschie-
denen Aspekten ordnen. Nach ihrer Verteilung auf die
einzelnen Ministerien ergibt sich das in Schaubild 3
dargestellte Bild. Am gebräuchlichsten ist allerdings die
Unterscheidung nach Aufgabenbereichen, die nachfol-
gend im Mittelpunkt der Betrachtungen stehen soll
(Kap. 1.3.2). Diese Untergliederung der Staatsausgaben
orientiert sich weitgehend an dem Funktionenplan zum

Bundeshaushalt. Er macht deutlich, wieviel Haushalts-
mittel für einzelne Aufgabenbereiche vorgesehen sind,
unabhängig davon, in welchem Ressort/Ministerium sie
etatisiert sind.
�
�Von ökonomischen Interesse ist darüber hinaus die Un-
terteilung in konsumtive und investive Ausgaben, die in
Kap. 1.3.3 ausführlicher behandelt wird.
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Wirtschaft
3%

Bildung und Forschung
3%

Landwirtschaft
2%

Familie
2%

Sonstige
10%

Allgemeine 
Finanz-

verwaltung
6%

Verteidigung
9%

Verkehr und 

Bauwesen
10%

Bundesschuld
18%

Arbeit und Soziales
37%
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Die Abgrenzung und Gliederung der einzelnen Auf-
gabengebiete entspricht weitgehend - jedoch nicht in
allen Einzelheiten - dem Funktionenplan zum Bundes-
haushalt. Um das Zahlenmaterial zum Finanzplan aus-
sagefähiger und transparenter zu machen, wurden die

Aufgabenbereiche teils in anderer Zuordnung, teils in
tieferer Aufgliederung sowie in anderer Reihenfolge
dargestellt.

Die Beträge sind auf volle Mio.  DM gerundet.
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�Finanzplan�Ist

�1998

�Soll

�1999

�Entwurf

�2000 �2001 �2002 �2003�

�in Mio. DM

�A. Soziale Sicherung � � � � � �
�A.1 Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten,

knappschaftliche Rentenversicherung ........................ �100 437 �118 288 �126 619 �135 223 �143 204 �153 254
�A.2 Arbeitsmarkt .............................................................. �42 010 �43 302 �34 807 �30 431 �26 122 �22 315
�A.3 Familienpolitische Leistungen ................................... �8 776 �8 725 �8 033 �8 025 �8 021 �8 019
�A.4 Wohngeld................................................................... �3 776 �4 020 �1 845 �2 106 �2 206 �2 109
�A.5 Wohnungsbauprämie ................................................. �663 �900 �1 000 �1 040 �1 040 �1 040
�A.6 Kriegsopferleistungen ................................................ �9 844 �9 009 �8 370 �7 660 �7 060 �6 560
�A.7 Wiedergutmachung, Lastenausgleich......................... �1 386 �1 462 �1 377 �1 287 �1 318 �1 215
�A.8 Landwirtschaftliche Sozialpolitik .............................. �7 693 �7 796 �7 319 �7 597 �7 687 �7 808
�A.9 Sonstige Maßnahmen im Sozialbereich ..................... �7 438 �7 444 �6 769 �6 293 �7 064 �4 738

�B. Verteidigung � � � � � �
�B.1 Militärische Verteidigung .......................................... �46 865 �47 048 �45 333 �44 807 �44 493 �43 678
�B.2 Weitere Verteidigungslasten ...................................... �307 �363 �357 �354 �353 �347

�C. Ernährung, Landwirtschaft u. Forsten � � � � � �
�C.1 Gemeinschaftsaufgabe  "Verbesserung der Agrar-

struktur und des Küstenschutzes"............................... �1 714 �1 709 �1 700 �1 700 �1 700 �1 781

�C.2 Sonstige Maßnahmen im Bereich der
Landwirtschaft ........................................................... �1 715 �1 776 �1 668 �1 253 �1 045 �746

�D. Wirtschaftsförderung � � � � � �
�D.1 Energie....................................................................... �8 736 �8 593 �8 433 �7 635 �6 401 �5 707
�D.2 Sonstige sektorale Wirtschaftsförderung.................... �1 160 �1 254 �1 235 �1 127 �1 020 �947
�D.3 Mittelstand/Industrienahe Forschung ......................... �2 426 �2 155 �1 598 �1 380 �1 090 �1 287
�D.4 Regionale Wirtschaftsförderung ................................ �10 891 �10 126 �9 828 �9 108 �8 768 �8 590

�D.5 Gewährleistungen und weitere Maßnahmen zur Wirt-
schaftsförderung......................................................... �4 065 �4 606 �5 510 �5 455 �5 435 �5 420

�E. Verkehr � � � � � �
�E.1 Eisenbahnen des Bundes ............................................ �24 520 �17 563 �21 496 �20 848 �20 236 �19 367
�E.2 Bundesfernstraßen ..................................................... �10 351 �10 194 �9 956 �9 901 �9 901 �10 004

�E.3 Verbesserung der Verkehrsverhältnisse in den Ge-
meinden; Personennahverkehr ................................... �3 227 �3 280 �3 280 �3 280 �3 280 �3 280

�E.4 Bundeswasserstraßen ................................................. �3 084 �3 144 �3 134 �3 090 �3 085 �3 115
�E.5 Sonstige Maßnahmen im Verkehrsbereich................. �1 314 �1 682 �2 310 �2 363 �2 387 �2 368

�F. Bauwesen � � � � � �
�F.1 Wohnungs- und Städtebau ......................................... �4 832 �4 642 �4 289 �3 843 �3 378 �2 958
�F.2 Verlagerung des Parlaments- und Regierungssitzes ... �2 035 �3 010 �2 752 �2 135 �1 504 �1 020



���������	
������ - 16 - Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode

�Finanzplan�Ist

�1998

�Soll

�1999

�Entwurf

�2000 �2001 �2002 �2003�

�in Mio. DM

�G. Forschung, Bildung und Wissenschaft,
Kulturelle Angelegenheiten

� � � � � �

�G.1 Wissenschaft, Forschung und Entwicklung außerhalb
der Hochschule .......................................................... �11 476 �11 740 �12 016 �12 207 �12 292 �12 351

�G.2 Hochschulen .............................................................. �2 276 �2 611 �2 531 �2 382 �2 422 �2 490
�G.3 Ausbildungsförderung, Förderung des wissenschaftli-

chen Nachwuchses ..................................................... �1 899 �2 009 �1 601 �1 661 �1 721 �1 781
�G.4 Berufliche Bildung sowie sonstige Bereiche des Bil-

dungswesens .............................................................. �982 �1 091 �1 038 �1 054 �994 �929
�G.5 Kulturelle Angelegenheiten ....................................... �2 464 �2 904 �2 797 �2 787 �2 721 �2 653

�H. Umweltschutz, Gesundheitswesen, Sport.. �1 610 �1 757 �1 766 �1 798 �1 748 �1 762

�I. Innere Sicherheit, Asyl .............................. �4 841 �5 209 �5 284 �5 265 �5 270 �5 262

�J. Wirtschaftliche Zusammenarbeit............... �7 801 �7 673 �7 000 �6 854 �6 763 �6 629

�K. Allgemeine Finanzwirtschaft � � � � � �
�K.1. Nachfolgeeinrichtungen der Treuhandanstalt............. �981 �1 137 �1 190 �1 129 �1 049 �1 163
�K.2. Sondervermögen ........................................................ �27 612 �6 464 �6 464 �9 504 �9 504 �9 504
�K.3. Zinsausgaben ............................................................. �56 311 �81 697 �78 739 �81 536 �86 344 �90 250
�K.4. Versorgungsleistungen............................................... �15 963 �25 042 �24 690 �25 566 �26 451 �27 419
�K.5. Sonstiges.................................................................... �13 468 �15 098 �16 933 �16 367 �15 330 �14 965
�K.6 Globale Mehr-/Minderausgaben ................................ �- �-822 �-2 865 �-749 �2 390 �8 968

�(Differenzen durch Rundung möglich)

��
���  ������
 ��	�����

�Die Ausgaben des Bundes für soziale Sicherung betra-
gen nach dem Haushaltsentwurf 2000 196,1 Mrd. DM
oder 41,0 v.H. aller Ausgaben des Bundes. Dies belegt
den Umfang, in dem der Bund weiterhin seiner sozialen
Verantwortung gerecht wird. Die Verringerung gegen-
über dem Soll 1999 (Sozialausgaben von
201,0 Mrd. DM und eine Sozialausgabenquote von
41,4 v.H.) ist im wesentlichen auf die Einsparungen des
Zukunftsprogramms 2000 (insbesondere bei der Ar-
beitslosenhilfe, dem Zuschuß zur Bundesanstalt für Ar-
beit sowie beim Wohngeld) zurückzuführen.
�
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Im Finanzplanungszeitraum sind für Zuschüsse des
Bundes an die gesetzliche Rentenversicherung in den

alten und in den neuen Ländern insgesamt rd. 535 Mrd.
DM vorgesehen.

9������
+

���	;�
��
#����
��
���
��������	�
2�����)����	�����

1999 2000 2001 2002 2003

- Mrd. DM -

Bundeszuschüsse an die Rentenversicherung der Arbeiter
und der Angestellten ........................................................... 83,2 82,4 90,8 98,8 109,0

Beteiligung des Bundes an der knappschaftlichen Renten-
versicherung......................................................................... 14,1 14,3 14,2 14,0 13,9

������� �������������������������������������������������������������������������� $<3+ $03< ��=3� ���3% ���3$

Die geringeren #�������	;�
��
���
2�����)���*
�	�����
 ���
 ��������
 ���
 ���
 �����������
(ArV/AnV) im Jahr 2000 gegenüber 1999 ergeben sich
aus der Absenkung des Beitragssatzes zur Rentenversi-
cherung von 19,5 v.H. auf 19,1 v.H.. Der im Jahre 2000
weiter sinkende Beitragssatz ist auf die zweite Stufe der
Ökosteuer und auf die im Rahmen des Zukunftspro-
gramms 2000 beschlossene Verringerung der Rentenan-
passung zurückzuführen. Um die Rentenversicherung
auf die demographische Belastung der nächsten Jahr-
zehnte einzustellen, orientiert sich der Rentenanstieg in
den Jahren 2000 und 2001 an der Preissteigerungsrate
und nicht an der Lohnentwicklung. Das Realeinkommen
der Rentner wird mit dieser Maßnahme gesichert. Ab
2002 nehmen die Renten wieder an der Ein-
kommensentwicklung der Arbeitnehmer teil. Ohne die
Übergangsregelung käme es in den nächsten Jahren zu
einem Anstieg der Rentenversicherungsbeiträge. Mit der
vorübergehenden Begrenzung des Rentenanstiegs lei-
sten die Rentnerinnen und Rentner einen solidarischen
Beitrag zur Verringerung der Staatsverschuldung und
zur Entlastung kommender Generationen.

Der Anteil der Bundeszuschüsse an den Rentenausga-
ben der ArV/AnV in den alten Ländern wird im Jahr
2000 einschließlich des zusätzlichen Bundeszuschusses
rd. 23,7 v.H. betragen. In den neuen Ländern beteiligt
sich der Bund in gleichem Maße an den Rentenausga-
ben. Hinzuzurechnen sind zahlreiche weitere Beitrags-
zahlungen und Erstattungen des Bundes wie beispiels-
weise die #��������	����
 �;�
 ,����������	������*
��� in Höhe von 22,4 Mrd. DM und die !��������
�;�
����������������
 >�������� in Höhe von 2,5 Mrd.
DM. Insgesamt
 sind für Leistungen des Bundes an die

gesetzliche Rentenversicherung für das Jahr 2000
126,6 Mrd. DM in den Bundeshaushalt eingestellt. Das
finanzielle Engagement des Bundes für die Rentenversi-
cherung ist damit stärker als jemals zuvor.

Die sog. /����*!������� (verfügbare Rente nach
45 Versicherungsjahren mit Durchschnittsentgelt) im
Osten wächst von monatlich rd. 1.717 DM im Durch-
schnitt des Jahres 1999 auf voraussichtlich monatlich rd.
1.747 DM im Jahresdurchschnitt 2000 an. Sie wird dann
rd. 86,7 v.H. des Niveaus der Netto-Eckrente im Westen
betragen (1999: 86,1 v.H.).

In der ������	������	��
 2�����)����	����� leistet
der Bund insbesondere infolge höherer Rentenausgaben
und geringerer Beitragseinnahmen im Jahr 2000 mit
14,3 Mrd. DM einen gegenüber dem Vorjahr um
400 Mio. DM höheren Defizitausgleich an die Bundes-
knappschaft.

Darüber hinaus erstattet der Bund der Bundesversiche-
rungsanstalt für Angestellte die Aufwendungen, die ihr
aufgrund der :����;	����
)��
����;�	��
���
��*
"����	�����
 ��
 �����)��������?�����
 ���
�	��������
��2 in die Rentenversicherung entstehen.
Hierfür sind im Finanzplanungszeitraum 12,9 Mrd. DM
vorgesehen. Rund zwei Drittel dieser Aufwendungen
werden dem Bund von den neuen Ländern erstattet.

Zu erwähnen sind weiterhin die Zuschüsse des Bundes
zu den Beiträgen zur Rentenversicherung der in Werk-
stätten beschäftigten Behinderten. Im Finanzplanungs-
zeitraum sind hierfür insgesamt 7,4 Mrd. DM vorgese-
hen.
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�Die Arbeitslosigkeit geht weiter zurück. Nach den ge-
samtwirtschaftlichen Eckwerten der Bundesregierung
wird sich die Arbeitslosigkeit im Jahr 2000 auf
3,9 Millionen und bis zum Jahr 2003 weiter schrittweise
vermindern.
�
�Im Bundeshaushalt 1999 ist ein #�������	�@
��
���
#����������
 �;�
������
 A#�B in Höhe von 11 Mrd.
DM eingestellt. Unter Berücksichtigung der Konsolidie-
rungsmaßnahmen (Anpassung von Arbeitslosengeld in
2000 und 2001 entsprechend der Preissteigerung, Ein-
sparung bei Strukturanpassungsmaßnahmen) sowie der
Verbesserung der gesamtwirtschaftlichen Situation re-
duziert sich der Zuschußbedarf für 2000 auf
9,85 Mrd. DM.
�
�Das  �������������
 �$$$
 ���
 �����
 ���
 ��*
������������������ wird verlängert. Dafür stellt die
Bundesregierung im Jahr 2000 erneut 2 Mrd. DM im
Rahmen des Zuschusses an die BA bereit. Die aktive
Arbeitsmarktpolitik wird auf dem hohen Niveau des
Jahres 1999 verstetigt.
�
�Für die ����������	���� sind 1999 Ausgaben in Höhe
von 28 Mrd. DM eingestellt. Unter Berücksichtigung
der intensiven Hilfen zur Wiedereingliederung Lang-
zeitarbeitsloser in den Arbeitsmarkt, der erwarteten all-
gemeinen Besserung am Arbeitsmarkt und der Konsoli-
dierungsmaßnahmen sind  für das Haushaltsjahr 2000
Ausgaben in Höhe von 22,2 Mrd. DM veranschlagt. Im
Rahmen des Zukunftsprogramms 2000 ist vorgesehen,
die Anpassung der Arbeitslosenhilfe in 2000 und 2001
auf die Preissteigerung zu begrenzen, die sog. originäre
Arbeitslosenhilfe entfallen zu lassen und die Renten-
und Pflegeversicherungsbeiträge auf Basis des Zahlbe-
trages der Arbeitslosenhilfe zu bemessen. Die zuletzt
genannte Maßnahme führt zu Minderausgaben von
4,5 Mrd. DM im Jahr 2000. Die Arbeitslosenhilfe ist ei-
ne bedürftigkeitsabhängige Mindestsicherung, bei der
die Sozialversicherungsbeiträge keine über dieses Si-
cherungsniveau hinausgehenden Leistungen bieten kön-
nen. Die erforderlichen Hilfen zur Beendigung von
Langzeitarbeitslosigkeit werden durch die Verstetigung
der aktiven Arbeitsförderung zur Verfügung gestellt.
�
�Folgende Leistungen der aktiven Arbeitsförderung nach
dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch (SGB III) werden
nicht aus dem Haushalt der BA, sondern aus dem Bun-
deshaushalt finanziert:
�
�Für die bis zum Jahr 2002 befristeten  �����������*
�����@��	���
A �CB sind im Jahr 2000 aus Bun-
desmitteln 1,7 Mrd. DM vorgesehen. Damit und mit den
ergänzenden Mitteln der Bundesanstalt für Arbeit kann
die Beschäftigung  sonst Arbeitsloser durch einen
Lohnkostenzuschuß bis zur Höhe der durchschnittlich
ersparten Lohnersatzleistungen gefördert werden. Bei
dem Ansatz sind Einsparungen von 300 Mio. DM

abgesetzt. Durch Konzentration der Strukturanpassungs-
maßnahmen Ost für Wirtschaftsunternehmen (etwa
70 v.H. aller Maßnahmen) auf Problemgruppen des Ar-
beitsmarktes und eine Begrenzung dieser Zuschüsse
wird Mitnahme- und Verdrängungseffekten der bisheri-
gen Förderung entgegengewirkt sowie die Wertschöp-
fung zugunsten privater Unternehmen berücksichtigt.
Insgesamt kann das Förderniveau des Jahres 1999 bei
den SAM – rd. 200.000 geförderte Arbeitnehmer – auch
im Jahr 2000 gehalten werden.
�
�Die geplante Höhe der !���������������������
 �;�
 �1��������� beläuft sich 2000 wie im Vorjahr auf
800 Mio. DM; hiervon entfallen 560 Mio. DM auf die
Eingliederungshilfe und 240 Mio. DM auf Sachkosten
bei Teilnahme an Deutsch-Sprachlehrgängen.
�
�Die  �������	1������� von Beziehern von Arbeitslo-
senhilfe insbesondere in der Landwirtschaft unterstützt
der Bund mit 25,- DM pro Arbeitnehmer und Tag, da
die Arbeitslosenhilfe für die Dauer dieser Beschäftigun-
gen entlastet wird. Für 2000 sind für die Arbeitnehmer-
hilfe 15 Mio. DM vorgesehen.
�
�Über die genannten gesetzlichen Leistungen nach dem
SGB III hinaus finanziert der Bund folgende  �����*
���������
���
����)��
�������������������
�
�Im Rahmen des zum zweiten Mal verlängerten Lang-
zeitarbeitslosenprogramms des Bundes stehen für 1999
bis 2002 2,25 Mrd. DM zur Verfügung. Davon entfallen
auf die Jahre 2000 und 2001 je 750 Mio. DM und auf
das Jahr 2002 375 Mio. DM. Mit den nach der vorheri-
gen Dauer der Arbeitslosigkeit gestaffelten Zuschüssen
an Arbeitgeber können insgesamt rd. 140.000 Langzeit-
arbeitslose in den regulären Arbeitsmarkt eingegliedert
werden.
�
�Das Programm „Erprobung zusätzlicher Wege der Ar-
beitsmarktpolitik“ ermöglicht eine Projektförderung, die
insbesondere Arbeitsmarkt- und Strukturpolitik auf lo-
kaler Ebene verknüpfen und die Gründung selbständiger
Existenzen durch Arbeitslose unterstützen soll. Im Jahr
2000 stehen 75 Mio. DM zur Verfügung und in den
zwei folgenden Jahren noch 50 bzw. 25 Mio. DM.
�
�Geeignete Dritte, die sich neben den Arbeitsämtern an
der Vermittlung von Arbeitslosenhilfebeziehern beteili-
gen, können aus Bundesmitteln gefördert werden. Für
jede Vermittlung in zusätzliche sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigungsverhältnisse des regulären Ar-
beitsmarktes erhalten diese Dritten ein Honorar von
2000 DM, bei besonders schwer vermittelbaren Ar-
beitslosen bis zu 4000 DM. 2000 sind dafür
15 Mio. DM veranschlagt. Das bisher auf 1998 und
1999 beschränkte Programm wird um zwei Jahre ver-
längert.
�
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�Auslaufend ist das Sonderprogramm „Sachkosten-
zuschüsse zu Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen“ (ABM),
für das im Jahr 2000 noch 100 Mio. DM zur Ausfinan-
zierung von Maßnahmen zur Verfügung gestellt wer-
den. Die Sachkostenzuschüsse des Bundes haben 1998
und 1999 dazu beigetragen, daß die Zahl der ABM, die
im Jahresverlauf 1997 stark abgenommen hatte, schnell
wieder erhöht werden konnte und ABM damit wieder

eine größere Bedeutung bei der Bekämpfung der Ar-
beitslosigkeit gewonnen haben.
�
�Insgesamt stellt der Bund im Jahr 2000 für Leistungen
nach dem SGB III und für Sonderprogramme des Ar-
beitsmarktes 34,8 Mrd. DM zur Verfügung.

��
��+� ���������������	�
>��������

�Mit dem seit 1986 geltenden Bundeserziehungsgeldge-
setz honoriert die Bundesregierung die Erziehungslei-
stung der berufstätigen und nicht berufstätigen Mütter
und Väter, die die Betreuung ihres Kindes nach der Ge-
burt übernehmen. Das monatliche !����	������� von
bis zu 600 DM wird im Rahmen bestimmter Einkom-
mensgrenzen - ohne Anrechnung auf die Sozialhilfe und
ähnliche Sozialleistungen - längstens bis zum 24. Le-
bensmonat des Kindes gezahlt. Die maßgeblichen Ein-
kommensgrenzen des Bundeserziehungsgeldgesetzes
betragen für ein Ehepaar mit Kind bzw. einen alleiner-
ziehenden Elternteil in den ersten sechs Lebensmonaten
100.000 DM bzw. 75.000 DM. Für jedes weitere Kind
erhöhen sich diese Einkommensgrenzen um 4.200 DM.
Bei einem Familieneinkommen oberhalb dieser Grenzen
entfällt das Erziehungsgeld. Ab dem siebten Lebensmo-
nat gelten Einkommensgrenzen von 29.400 DM bzw.
23.700 DM, jeweils zuzüglich 4.200 DM für jedes wei-
tere Kind. Überschreitet das Familieneinkommen diese
Grenze, so mindert sich das Erziehungsgeld stufenweise
bis auf Null. Bei diesen Beiträgen handelt es sich je-
weils um erziehungsgeldrechtliche Nettobeträge.
�
�Von 1986 bis 1998 haben jedes Jahr rd. 95 % der Fami-
lien mit einem neugeborenen Kind Erziehungsgeld er-
halten. Während der ersten sechs Lebensmonate jedes
Kindes beziehen fast alle Eltern das volle Erziehungs-
geld. 1998 bekamen in den alten Bundesländern rd.
83 % und in den neuen Bundesländern 95 % der betrof-
fenen Familien auch nach dem sechsten Monat Erzie-
hungsgeld.
�
�Die Ausgaben des Bundes für das Erziehungsgeld haben
sich von 1,6 Mrd. DM im Jahre 1986 bis auf
7,1 Mrd. DM im Jahre 1998 erhöht. Für die Jahre 1999
bis  2003 sind jährliche Ausgaben von 7,1 Mrd. DM
vorgesehen.
�
�Ab 1996 wurde der bestehende Familienlastenausgleich
zu einem ����������������������	 weiterentwickelt.
Schwerpunkte der grundlegenden Neuordnung sind die
alternative Inanspruchnahme eines ab 1997 auf
6.912 DM erhöhten Kinderfreibetrages oder eines vom
Elterneinkommen unabhängigen Kindergeldes ab
1. Januar 1999 von monatlich jeweils 250 DM für erste
und zweite Kinder, 300 DM für dritte und jeweils
350 DM für vierte und weitere Kinder.

Die auch verfassungsrechtlich gebotene weitere steuer-
liche Entlastung von Familien mit Kindern wird im
Rahmen des geplanten Familienentlastungsgesetzes
verwirklicht werden. In einer ersten Stufe soll ab 1. Ja-
nuar 2000 zusätzlich ���
 einheitlicher ����������
 �;�
,�������������� in Höhe von 3.024 DM für alle Kin-
der bis 16 Jahre eingeführt werden. Kinder, die wegen
körperlicher, geistiger oder seelischer Behinderung au-
ßerstande sind, sich selbst zu unterhalten, werden ohne
Altersbeschränkung in den Betreuungsfreibetrag mit
einbezogen. Das Kindergeld wird auf den Freibetrag für
Kinderbetreuung angerechnet. Das ,��������� für das
1. und 2. Kind wird ab 1. Januar 2000 um 20 DM von
250 DM auf 270 DM monatlich angehoben.

Das geplante Familienentlastungsgesetz geht über das
verfassungsrechtlich Notwendige zur Herstellung einer
gerechten Besteuerung hinaus, ohne die unabweisbaren
haushaltspolitischen Erfordernisse zu vernachlässigen.

Die Umsetzung der Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts zur Berücksichtigung eines !����	���*
������
 �;�
 ���
,���
 bleibt einem zweiten Gesetzge-
bungsverfahren mit dem Ziel der Realisierung ab 2002
vorbehalten. Die Bundesregierung wird zu gegebener
Zeit einen Gesetzentwurf vorlegen, der eine Verzahnung
mit Überlegungen zur Reform der Ausbildungs-
förderung zuläßt und in den vorhandenen finanzpoli-
tischen Spielräumen den Familienleistungsausgleich
fortentwickelt.
�
�Nach dem 7����	���)���	�@�����
 A75.B erhalten
Kinder unter 12 Jahren, die bei einem alleinstehenden
Elternteil leben und von dem anderen Elternteil nicht
oder nicht regelmäßig Unterhalt (oder im Falle seines
Todes nicht Waisenbezüge) mindestens in Höhe des
maßgeblichen Regelbetrages nach der Regelbetrags-VO
abzüglich des halben Erstkindergeldes bekommen, Un-
terhaltsleistungen von derzeit höchstens 306 DM mo-
natlich. Der Unterhaltsvorschuß wird längstens für
72 Monate gewährt. Mit der Leistung soll den Schwie-
rigkeiten begegnet werden, die alleinerziehende Eltern-
teile und ihre Kinder haben, wenn der andere Elternteil
seinen Zahlungsverpflichtungen nicht nachkommt. Un-
terhaltsansprüche der Kinder gegen den anderen El-
ternteil gehen auf das Land über, das die eingezogenen
Beträge anteilsmäßig  an den Bund abführt.
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�Die Ausgaben werden derzeit zu gleichen Teilen vom
Bund und den Ländern getragen; zukünftig ist eine Be-
teiligung der Kommunen beabsichtigt. Die Aufwendun-
gen für das UVG insgesamt haben sich von rd.
76 Mio. DM für das Jahr der Einführung des UVG

(1980) auf rd. 1,67 Mrd. DM in 1998 erhöht. Für 2000
ist im Bundeshaushalt ein Ansatz von 565 Mio. DM
(Bundesanteil) vorgesehen.
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Zur Sicherung angemessenen und familiengerechten
Wohnens in einem grundsätzlich marktwirtschaftlich
orientierten Wohnungswesen wird seit mehr als
30 Jahren die Sozialleistung D'�	�����E
 ���	
 ���
'�	����������
A'�..B gewährt. In den neuen Län-
dern galten zwischen 1991 und 1996 für den Bereich
des Tabellenwohngeldes die vereinfachten Regelungen
des Wohngeldsondergesetzes. Seit Anfang 1997 gilt
wieder bundesweit das WoGG, das für die neuen Län-
der auf vier Jahre begrenzte Sonderbestimmungen ent-
hält, um den Übergang in das Vergleichsmietensystem
abzufedern.

Das Wohngeld tragen Bund und Länder bis zum
31. Dezember 1999 grundsätzlich je zur Hälfte. Als
Folge der finanzneutralen Übertragung der Kranken-
hausfinanzierung auf die Länder hat der Bund in den
Jahren 1985 bis 1999 zusätzlich 282 Mio. DM jährlich
aus dem von den alten Ländern zu tragenden Anteil
übernommen. Die Wohngeldausgaben des Bundes

steigen 1999 gegenüber dem Ist 1998 von rd.
3,8 Mrd. DM um ca. 240 Mio. DM auf ein Soll von
4,02 Mrd. DM. Der Anstieg des Wohngeldes von 1998
zu 1999 ist insbesondere auf die dynamische Entwick-
lung beim pauschalierten Wohngeld zurückzuführen.

Ab dem 1. Januar 2000 fallen die bisherige hälftige Fi-
nanzierung des Bundes für das pauschalierte Wohngeld
sowie die Leistung des Festbetrags von 282 Mio. DM
jährlich fort. Die Wohngeldausgaben im Jahr 2000
(Soll) sinken daher gegenüber dem Soll von 1999 um
knapp 2,2 Mrd. DM auf rd. 1,85 Mrd. DM.

Ab dem 1. Januar 2001 werden die Wohngeldleistungen
für Bezieher von Tabellenwohngeld deutlich verbessert;
trotz Wegfall der begrenzten Sonderbestimmungen für
die neuen Länder wird das bestehende Wohngeldniveau
dort (im Durchschnitt) beibehalten. Die Wohngeldaus-
gaben des Bundes steigen deshalb im Finanzplanungs-
zeitraum wieder an.
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Das Wohnungsbau-Prämiengesetz ist wichtiger Be-
standteil der �������	��
 '�	��������6�������.
Hierbei fördert der Bund insbesondere Beiträge an Bau-
sparkassen im Rahmen jährlicher Höchstbeträge von
1 000/2 000 DM (Alleinstehende/Verheiratete) mit einer
Prämie von 10 v.H., wenn das Einkommen des Bauspa-
rers jährlich 50 000/100 000 DM (Allein-
stehende/Verheiratete) nicht übersteigt. Bei Einzahlun-
gen auf nach dem Jahr 1991 abgeschlossene Bauspar-
verträge wird die Wohnungsbauprämie in der Regel erst
nach Ablauf einer Sperrfrist von 7 Jahren seit Vertrags-
abschluß oder Zuteilung und Verwendung der

Bausparsumme für den Wohnungsbau ausgezahlt. Da-
mit werden in den Jahren des Finanzplans auch Ansprü-
che auf Wohnungsbauprämie kassenmäßig wirksam, die
entstehungsmäßig früheren Sparjahren zuzurechnen
sind.

Durch günstige Rahmenbedingungen für den Wohnei-
gentumserwerb und kürzere Zuteilungsfristen bei den
Bausparkassen ist seit 1998 ein erheblicher Ausgaben-
anstieg zu verzeichnen. Bis 2003 ist mit einem weiteren
Ausgabenanstieg auf 1.040 Mio. DM zu rechnen.
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Die ,���������)�������� ist mit 8,4 Mrd. DM auch
im Jahr 2000 das Kernstück der „Sozialen Entschädi-
gung„ bei Gesundheitsschäden. Sie umfaßt die Gesamt-
heit der staatlichen Leistungen (Heil- und Krankenbe-
handlung, Versorgungsbezüge), die nach dem Bundes-
versorgungsgesetz (BVG) an Personen, die durch Krieg,
Militärdienst oder militärähnlichen Dienst gesundheit-
lich geschädigt worden sind, sowie an Hinterbliebene
der infolge einer solchen Schädigung verstorbenen Per-
sonen erbracht werden. Darüber hinaus stellt der Bund
in entsprechender Anwendung des BVG Mittel für die
soziale

Entschädigung folgender Personenkreise zur Verfü-
gung: Personen, die aus politischen Gründen inhaftiert
wurden, Opfer von Gewalttaten und SED-Unrecht so-
wie Wehr- und Zivildienstgeschädigte.

Mitte des Jahres 1999 erhalten rd. 780.000 Personen in
den alten und rd. 160.000 Personen in den neuen Län-
dern Versorgungsleistungen.

Die Kriegsopferversorgung wird durch die bedürftig-
keitsabhängige Kriegsopferfürsorge flankiert. Diese um-
faßt vor allem Hilfen zur Pflege für Beschädigte
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und Hinterbliebene, soweit der Bedarf nicht durch die
Pflegeversicherung gedeckt ist, ferner Altenhilfe, Er-
holungshilfe, Hilfe in besonderen Lebenslagen und er-
gänzende Hilfe zum Lebensunterhalt.

Wegen der teilweisen Substitution der Kriegsopferfür-
sorge durch die Pflegeversicherung sowie des

Rückgangs der Zahl der Leistungsempfänger kommt es
inzwischen zu einer deutlichen Degression der Aufwen-
dungen für die Kriegsopferversorgung und -fürsorge.
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Die Leistungen des Bundes für die '�����������	���
an rassisch Verfolgte betrugen bis zum 31. Dezember
1998 rd. 62,5 Mrd. DM. Von den voraussichtlich noch
zu leistenden Ausgaben in Höhe von rd. 12 Mrd. DM
entfällt der größte Teilbetrag auf Erstattungen an die
Länder für Rentenleistungen nach §  172 Bundesent-
schädigungsgesetz (Soll 2000: 665 Mio. DM). Die Lei-
stungen des Bundes für den

Lastenausgleich (Soll 2000: 5 Mio. DM) werden im Fi-
nanzplanungszeitraum auf 143 Mio. DM ansteigen. Die
Aufwendungen umfassen die Defizithaftung des Bundes
für den Ausgleichsfonds sowie anteilige Ausgaben für
Unterhaltshilfe und Verwaltungskosten. Die Ausgaben
werden voraussichtlich um das Jahr 2030 auslaufen.
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Die landwirtschaftliche Sozialpolitik soll einerseits den
fortschreitenden Strukturwandel in der Landwirtschaft
durch sozialpolitische Maßnahmen flankieren. Anderer-
seits ist es das Ziel, die Lebensverhältnisse der in der
Land- und Forstwirtschaft tätigen Menschen - sei es als
selbständiger Unternehmer oder als mithelfender Fami-
lienangehöriger - zu verbessern durch Absicherung ge-
gen die sozialen Risiken wie Alter, Krankheit, Pflege-
bedürftigkeit und Unfall.

Hieraus resultieren im Vergleich zu den allgemeinen
Sozialversicherungssystemen folgende Besonderheiten:

� Bei der Ausgestaltung von Beiträgen und Leistungen
werden die besonderen Lebens- und Einkommens-
verhältnisse der bäuerlichen Familien berücksichtigt.

� Ein bedeutender Teil der Ausgaben für die agrarso-
ziale Sicherung wird durch Bundesmittel finanziert.
Dadurch wird eine Entlastung der bäuerlichen Fa-
milien von Sozialabgaben bewirkt. Das berufsstän-
dische System ist somit auch von großer einkom-
menspolitischer Bedeutung.

Angesichts der finanziellen Dimension des Engage-
ments des Bundes (1999 rd. 7,8 Mrd. DM) konnte dieser
Bereich bei der notwendigen Sanierung des Bundes-
haushalts nicht ausgenommen werden. Für den Finanz-
planungszeitraum sind Bundesmittel i.H.v. rd. 7,3 Mrd.
DM (2000) bis 7,8 Mrd. DM (2003) vorgesehen.

Der Bundeszuschuß zur �������	�����
���
>���"��*
�� bildet den größten Ausgabeposten (1999 4,4 Mrd.
DM); er wird ausgehend von rd. 4 Mrd. DM im Jahre
2000 bis zum Jahr 2003 auf rd. 4,3 Mrd. DM steigen.

Der Einheitsbeitrag der Landwirte entwickelt sich seit
der Agrarreform 1995 im Gleichklang mit dem Bei-
tragssatz in der gesetzlichen Rentenversicherung. Die
nicht durch Beiträge und sonstige Einnahmen gedeckten
Ausgaben übernimmt der Bund (Defizitdeckung). Auf
diese Weise ist sichergestellt, daß die finanziellen Aus-
wirkungen des Strukturwandels in der Landwirtschaft
nicht über steigende Beiträge von den Landwirten zu
tragen sind. Um den steigenden Bundesmittelbedarf
einzudämmen und damit einen Beitrag zum Konsolidie-
rungskonzept der Bundesregierung zu leisten, ist es er-
forderlich, die Aufwendungen für die Beitragszuschüsse
zurückzuführen. Damit wird zwar die effektive Bela-
stung durch die Beiträge für einen Teil der Versicherten
erhöht, andererseits hat diese Maßnahme keine Auswir-
kungen auf die zukünftige Rentenhöhe.

In der ����"����	������	��
 ,������)����	�����
übernimmt der Bund auch weiterhin für landwirtschaft-
liche Altenteiler die nicht durch deren Beiträge gedeck-
ten Leistungsaufwendungen. Im Jahr 2000 wird der da-
für notwendige Bundeszuschuß einmalig um 200 Mio.
DM verringert; dies hat aber keine Mehrbelastungen der
Versicherten zur Folge, weil die dadurch entstehende
Finanzlücke durch entsprechende Verringerung der
Rücklagen und Betriebsmittel bei den landwirtschaftli-
chen Krankenkassen geschlossen werden kann. Die
Ausgaben des Bundes betragen hierfür im Jahr 2000 rd.
2,1 Mrd. DM; sie steigen bis zum Jahr 2003 voraus-
sichtlich auf rd. 2,6 Mrd. DM.

Der freiwillige Bundeszuschuß für die ����"����	���*
���	�
 7�����)����	����� konnte angesichts der not-
wendigen Konsolidierungsmaßnahmen von den Einspa-
rungen nicht völlig ausgenommen werden. Mit einer
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Reduzierung in zwei Schritten auf 550 Mio. DM in
1999 und auf 500 Mio. DM in den Jahren 2000 bis 2003
wurde aber äußerst behutsam vorgegangen, um Bei-
tragserhöhungen für die Landwirte in größerem Ausmaß
zu vermeiden. Dabei war auch zu berücksichtigen, daß
bei einer Optimierung der Verwaltungsstrukturen in der

landwirtschaftlichen Sozialversicherung im Interesse
der Versicherten und der Steuerzahler Einsparpotentiale
in dieser Größenordnung realisiert werden können und
müssen.
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Von den übrigen sozialpolitischen Maßnahmen haben
die folgenden besonderes Gewicht:

� Mit der beitragsfinanzierten sozialen F�����)���*
�	����� ist 1995 die fünfte Säule der Sozialversi-
cherung geschaffen worden. Ziel der Pflegeversiche-
rung ist es, die Situation Pflegebedürftiger und pfle-
gender Angehöriger sowie sonstiger Pflegepersonen
zu verbessern. Durch seine Beitragsleistung erwirbt
der Versicherte einen Rechtsanspruch auf Hilfe bei
Pflegebedürftigkeit. Die Leistungen in der häusli-
chen und stationären Pflege sind nach dem Grad der
Pflegebedürftigkeit gestaffelt und werden dem Pfle-
gebedürftigen in Form von Sach- und Geldleistun-
gen gewährt.

Die Pflegeversicherung hat insbesondere die häusli-
che Pflege gestärkt. Die ambulanten Leistungen
werden derzeit von rd. 1,3 Millionen Pflegebedürfti-
gen in Anspruch genommen. Leistungen zur statio-
nären Pflege erhalten rd. 520.000 Pflegebedürftige.
Im ambulanten Bereich erbringt die Pflegeversiche-
rung Leistungen in Höhe von rd. 15 Mrd. DM und
im stationären Bereich in Höhe von rd. 13 Mrd. DM
jährlich.

Die Pflege wird darüber hinaus aus Mitteln des
Bundes unterstützt: Zur Förderung von (�)������*
���
 ��
F�����������	������ gewährt der Bund den
neuen Ländern (einschließlich Berlin) Finanzhilfen
von insgesamt 6,4 Mrd. DM. Dieser Betrag wird von
den neuen Ländern durch Komplementärmittel um
1,6 Mrd. DM aufgestockt. Mit dieser Anschubfinan-
zierung wird die pflegerische Versorgung in den
neuen Ländern zügig dem Standard im übrigen Bun-
desgebiet angepaßt. In den Jahren 1995 bis 1998
sind nur rd. 70 v.H. (2,2 Mrd. DM) der zur Verfü-
gung stehenden Bundesmittel von den Ländern ab-
gerufen worden. Der Bundeshaushalt trägt dem im
Rahmen des Zukunftsprogramms 2000 durch eine
Streckung der Mittelveranschlagung Rechnung. Das
Programmvolumen bleibt ungeschmälert.

Für Modellmaßnahmen zur 5���������
���
5��*
������
 F��������;������� stehen im Finanzpla-
nungszeitraum insgesamt 268,5 Mio. DM zur Ver-
fügung, davon 63 Mio. DM im Jahr 2000. Mit die-
sem Modellprogramm sollen Möglichkeiten aufge-
zeigt werden, wie Lücken in der pflegerischen Ver-
sorgung, insbesondere im teilstationären Bereich

und Kurzzeitpflegebereich, geschlossen, der Einsatz
rehabilitativer Hilfen frühzeitig sichergestellt und
die durchgängige Nutzung von Pflegeeinrichtungen
des ambulanten, teilstationären und stationären Be-
reichs verbessert werden kann.

� Mit der Förderung von Einrichtungen der berufli-
chen und medizinischen Rehabilitation sowie der
Prävention leistet der Bund einen Beitrag zur (���*
�������
 )��
 #�	��������. Für Einrichtungen und
Maßnahmen zur Rehabilitation stehen im Bundes-
haushalt 2000 70 Mio. DM zur Verfügung. Die
Ausdehnung des westdeutschen Netzes von
21 Berufsförderungswerken zur Umschulung behin-
derter Erwachsener (rd. 12.000 Plätze) sowie von
38 Berufsbildungswerken zur Erstausbildung behin-
derter Jugendlicher (rd. 10.000 Plätze) auf die neuen
Bundesländer kann 1999 im wesentlichen abge-
schlossen werden. In den neuen Ländern wird es
dann 7 Berufsförderungswerke mit rd. 3.000 Plätzen
sowie 8 Berufsbildungswerke mit rd. 2.300 Plätzen
geben. Die Förderung konzentriert sich in Zukunft
auf die qualitative Verbesserung der Angebote. Die
Maßnahmen sollen die Vermittelbarkeit der Rehabi-
litanden auch unter den gewandelten Bedingungen
des Arbeitsmarkts steigern.

Im Bereich der medizinischen Rehabilitation werden
Modelleinrichtungen gefördert. Schwerpunkte der
Förderung sind geriatrische Einrichtungen sowie
Einrichtungen der fachübergreifenden Frührehabili-
tation im Krankenhaus. Ein weiterer Schwerpunkt ist
die Förderung von Einrichtungen der medizinisch-
beruflichen Rehabilitation, in denen in einem nahtlos
ineinandergreifenden Verfahren umfassende medizi-
nische und berufsfördernde Leistungen erbracht
werden.

� Für die !��������
 )��
 ��	��������1����, die
durch die unentgeltliche Beförderung Schwerbehin-
derter und ihrer Begleitpersonen im öffentlichen
Personenverkehr entstehen, sind 2000 450 Mio. DM
vorgesehen. Durch die Eigenbeteiligung eines Teils
der Schwerbehinderten ergeben sich für den Bund
gleichzeitig Einnahmen von 38 Mio. DM. Bund und
Länder wenden für die unentgeltliche Beförderung
Schwerbehinderter rd. 1 Mrd. DM jährlich auf.
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� Die Förderung der !������������
 ���
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��������	��� und ihrer
Familienangehörigen ist ein zentrales Ziel der Aus-
länderpolitik der Bundesrepublik Deutschland. Der
Bund stellt im Jahr 2000 für Koordinierungs- und
Sondermaßnahmen zur sprachlichen, beruflichen
und sozialen Eingliederung 57 Mio. DM zur Verfü-
gung. Darüber hinaus gibt der Bund Zuschüsse zur
Betreuung ausländischer Arbeitnehmer und ihrer
Familien an Spitzenverbände der Freien Wohl-
fahrtspflege sowie für die Beratung auf dem Gebiet
des Arbeits- und Sozialrechts an Arbeitnehmerorga-
nisationen. Hierfür sind im Jahr 2000 36 Mio. DM
vorgesehen.

� Für die ������
�����������
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#�����	
���
,�	��*
 ���
 ��	��������� sowie des
Eisenerzbergbaus sind für die Jahre 1999 bis 2002
rd. 280 Mio. DM an Anpassungsbeihilfen nach Arti-
kel 56 § 2 b) des Vertrages über die Gründung der
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl
(EGKS-Vertrag) vorgesehen, davon 2000 90 Mio.
DM. Die Anpassungsbeihilfen - insbesondere Bei-
hilfen bei vorzeitiger Verrentung - können bis zum
Auslaufen des EGKS-Vertrags im Jahr 2002 ge-
währt werden.

�
� Die Kosten der  �����	����
 werden grundsätzlich

von den Kommunen und Ländern getragen. Der
Bund beteiligt sich lediglich an den Kosten der So-
zialhilfe für wenige bestimmte Gruppen von Deut-
schen im Ausland, und zwar im Jahr 1999 in Höhe
von 8,6 Mio. DM und im Jahr 2000 in Höhe von
9,1 Mio. DM. Davon entfallen 70 v.H. auf die Ko-
stenerstattung an die Schweiz im Rahmen der
Deutsch-Schweizerischen Fürsorgevereinbarung,
über die jedoch mit dem Ziel einer schrittweisen Re-
duzierung der Kosten neu verhandelt werden soll.

� Das .����	���"���
 in Deutschland wird durch
Reformen zukunftsfähig gemacht. Mit dem zum
1. Januar 1999 in Kraft getretenen .����
 ���
 �1�����
 ���
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,������)����	����� (GKV-Solidaritätsstärkungs-
gesetz) wurde die gesetzliche Krankenversicherung
sozial gerechter gestaltet. Das GKV-Solidaritäts-
stärkungsgesetz zielt darauf ab, dem Solidarprinzip
den ihm gebührenden Stellenwert

wieder einzuräumen, die Finanzgrundlagen zu stabi-
lisieren und die Voraussetzungen für eine grundle-
gende Strukturreform in der gesetzlichen Kranken-
versicherung zum Jahr 2000 zu schaffen, mit der für
mehr Wettbewerb und Qualität, Wirtschaftlichkeit
und effizientere Versorgungsstruktur gesorgt werden
soll.

� Mit dem sich bereits in der parlamentarischen Bera-
tung befindlichen !��"���
����
.�����
���
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 ��������	��
 ,������)����	�����
 ��
���
 ��	�
 ���� (GKV-Gesundheitsreform 2000)
sollen die Beiträge weiterhin stabil gehalten werden.
Unter Verzicht auf einen detaillierten Regelungsme-
chanismus wird dieses Gesetz künftig für alle Betei-
ligten Anreize setzen, um ressourcenverzehrende
Defizite in der Versorgung zu beseitigen, die medi-
zinische Orientierung des Gesundheitswesens in den
Mittelpunkt zu rücken sowie Qualität und Effizienz
der Versorgung für den Wettbewerb zwischen den
Krankenkassen und zwischen den Leistungserbrin-
gern zu stärken. Dies soll insbesondere durch fol-
gende Maßnahmen geschehen:

- Die Versicherten werden unterstützt, sich im Ge-
sundheitswesen zu orientieren und ihre Rechte
wahrzunehmen.

- Für die Krankenkassen und die Leistungserbringer
werden die Möglichkeiten erweitert, die Grenzen
bisheriger bereichsspezifischer Strukturen zu
überwinden und sich auf medizinische Aspekte der
Versorgung zu konzentrieren.

- Die Globalbudgets - flankiert durch eine Vielzahl
von Maßnahmen zur Verbesserung der Wirt-
schaftlichkeit in der Gesundheitsversorgung - si-
chern die finanzielle Stabilität in der gesetzlichen
Krankenversicherung unter Überwindung sektor-
spezifischer Schranken. Darüber hinaus wird beim
Bundesministerium für Gesundheit ein „Institut für
die Arzneimittelverordnung in der gesetzlichen
Krankenversicherung“ gegründet.

Die Bundesländer werden ab dem Jahr 2004 durch
die stufenweise Einführung einer monistischen
Krankenhausfinanzierung entlastet.
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� Mit ihrer Politik für die �����	��
C�����	�����
in Ostmittel-, Ost- und Südosteuropa sowie in Zen-
tralasien beabsichtigt die Bundesregierung einer-
seits, durch Hilfsmaßnahmen in den Herkunftsge-
bieten, hauptsächlich in den Nachfolgestaaten der
ehemaligen UdSSR sowie in Rumänien und Polen,
Alternativen zu einer Aussiedlung nach Deutsch-
land zu schaffen. Andererseits muß für diejenigen
eine sozialverträgliche Aufnahme und Integration
sichergestellt werden, die nach den Bestimmungen
des Bundesvertriebenengesetzes als Spätaussiedler
nach Deutschland kommen. Für diese Aufgaben
(Hilfsmaßnahmen, Erstaufnahme und Eingliede-
rungsmaßnahmen) sind für 2000 rd. 470 Mio. DM
vorgesehen.

� Der ��)������� hat sich breite gesellschaftliche An-
erkennung erworben. Er wird vorwiegend im sozia-
len Bereich, hier insbesondere in der Betreuung al-
ter, kranker und behinderter Menschen geleistet. Ab
dem Jahr 2000 sind im Zivildienst strukturelle Ände-
rungen vorgesehen. Insbesondere eine schrittweise
Verminderung der jährlichen Einberufungszahlen
sowie eine Verkürzung der Dauer des Zivildienstes
werden hierbei zu einer finanziellen Entlastung des
Bundes führen.

Im Jahr 2000 sind für den Zivildienst knapp
2,2 Mrd. DM vorgesehen. Auch in den Folgejahren
sind Mittel in ausreichender Höhe eingeplant, damit

die anerkannten Kriegsdienstverweigerer zum Zivil-
dienst einberufen werden können.

� Die (����������
 ���
  �1��������������
 ���
 �1��������� - insbesondere der Kinder und Ju-
gendlichen
 *
 bleibt auch in Zukunft eine wichtige
und notwendige Aufgabe. Bei ca. 70 % der Zuwan-
dernden handelt es sich inzwischen um ausländische
Familienangehörige der Spätaussiedlerinnen und
-aussiedler. Der Bereitstellung von Mitteln für För-
dermaßnahmen zur gesellschaftlichen Eingliederung
dieser jungen Menschen kommt daher eine zentrale
Bedeutung zu.

Auch die Eingliederung junger Spätaussiedlerinnen
und -aussiedler in Schule, Beruf und Hochschule
durch insbesondere sprachliche Fördermaßnahmen
aus dem Garantiefonds bleibt ein wichtiges Arbeits-
feld. Die Integration ist gegenüber den vergangenen
Jahren zunehmend schwieriger geworden, da die
Sprachkenntnisse der jungen Spätaussiedlerinnen
und -aussiedler deutlich abgenommen haben und die
vorhandenen beruflichen Qualifikationen ohne An-
passungsmaßnahmen auf dem Arbeitsmarkt wenig
gefragt sind.

Der Finanzplan berücksichtigt bis auf weiteres eine
jährliche Zuwanderung von rd. 90.000 Spätaus-
siedlerinnen und -aussiedler. Davon sind ca. 40 %
jünger als 30 Jahre.

�
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�Die Sicherheitspartnerschaft zwischen Europa und
Nordamerika in der Nordatlantischen Allianz bleibt das
Fundament jeder Friedensordnung in Europa. Gemein-
sam mit den Verbündeten leistet die Bundeswehr ihren
Beitrag für Sicherheit, Frieden und Freiheit. Neben der

Fähigkeit zur Landes- und Bündnisverteidigung hat die
Bundeswehr auch die Aufgabe, zusammen mit unseren
Verbündeten und Partnern zur Bewältigung von inter-
nationalen Krisen und Konflikten beizutragen.
�

��
#��� C����1���	�
5�����������

Der Verteidigungshaushalt 2000 des Bundes ist mit ei-
nem Plafond von 45,3 Mrd. DM den aktuellen finanz-
politischen Entwicklungen angepaßt. Er hat damit sei-
nen Solidarbeitrag zur Konsolidierung der Staatsfinan-
zen voll erbracht.

Die #����"�	� hat seit Beginn der 90er Jahre die
größte Umstrukturierung ihrer Geschichte bewältigt. In
den kommenden Jahren muß sie für ihre neue Aufga-
benstruktur weiter optimiert werden. Dabei sind die im
Herbst 2000 zu erwartenden Ergebnisse der vom Bun-
desminister der Verteidigung berufenen Kommission
„Gemeinsame Sicherheit und Zukunft der Bundeswehr“

einzubeziehen. Insbesondere wird zu berücksichtigen
sein, daß die Bundesrepublik Deutschland nach dem
Beitritt von Polen, Ungarn und der Tschechischen Re-
publik zur NATO erstmals in ihrer Geschichte nur von
Freunden und Partnern umgeben ist.

Neben der Vorsorge für die äußere Sicherheit und terri-
toriale Integrität der Bundesrepublik Deutschland im
NATO-Verbund bildet sich mit der von der internatio-
nalen Staatengemeinschaft vermehrt geforderten Teil-
nahme an C�@��	���
���
���������	����� im in-
ternationalen Rahmen ein weiterer Aufgabenschwer-
punkt, der entsprechende Anpassungsmaßnahmen im
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personellen wie im materiellen Bereich erforderlich
macht. Insgesamt erfordert die neue sicherheitspoliti-
sche Lage in Europa und die wachsende Bedeutung in-
ternationaler Friedenseinsätze eine neue Prioritätenset-
zung im Rahmen der finanzpolitischen Gegebenheiten.

Im Bundeshaushalt ist sichergestellt, daß der Friedens-
einsatz der Bundeswehr ��
,��)�
���
 ��
  ;�����*
���� solide finanziert wird. Für den zusätzlichen Bedarf
sind für die Jahre 2000 bis 2003 jährlich je 2 Mrd. DM
aus Mitteln der Allgemeinen Finanzverwaltung für den
Verteidigungshaushalt vorgesehen.

Das für Ende des Finanzplanungszeitraums im Jahre
2003 angestrebte Niveau von rd. 43,7 Mrd. DM erfor-
dert eine Überprüfung der Beschaffungsplanung im Rü-
stungsbereich mit dem Ziel, sich insgesamt konzeptio-
nell auf die geänderten Rahmenbedingungen einzustel-
len.

Der personelle Umfang der Bundeswehr ist seit der
deutschen Einheit erheblich reduziert worden: Die Zahl
der Soldaten ist von rd. 520.000 auf rd. 340.000 gesun-
ken, die der Zivilbeschäftigten von rd. 200.000 auf rd.
133.000.

Durch Maßnahmen der internen Optimierung und einer
größeren Flexibilisierung in der Haushaltsmittelbewirt-
schaftung versucht die Bundeswehr, die knappen finan-
ziellen Ressourcen optimal einzusetzen. Neben der Fle-
xibilisierung nach § 5 des Haushaltsgesetzes in der zi-
vilen Bundeswehrverwaltung haben die Streitkräfte mit
der flexiblen Budgetierung ebenfalls die Gelegenheit, in
einem - allerdings begrenzten - Ausgabenspektrum die
Möglichkeiten der gegenseitigen Deckungsfähigkeit und
Übertragbarkeit von Ausgaberesten in das nächste
Haushaltsjahr zu nutzen. Mit diesen Instrumentarien soll
neben mehr Eigenverantwortung auf den unteren Haus-
haltsebenen vor allem eine effizientere Verwendung der
Haushaltsmittel erreicht werden.

Für die Universitäten der Bundeswehr sowie einige we-
nige weitere Dienststellen werden versuchsweise - auf
drei Jahre befristet - Globalbudgets eingeführt. Der je-
weilige Dienststellenleiter kann im Rahmen seiner Auf-
gabenstellung selbständig über die zugewiesenen Haus-
haltsmittel verfügen. Innerhalb eines solchen Global-
budgets besteht die volle gegenseitige Deckungsfähig-
keit sowie die Übertragbarkeit von nicht verausgabten
Mitteln in das nächste Haushaltsjahr.
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Neben den Ausgaben für die Bundeswehr trägt der
Bund bestimmte 5���������������������, die den
Entsendestaaten in unmittelbarem Zusammenhang mit
dem Aufenthalt der in der Bundesrepublik Deutschland
stationierten verbündeten Streitkräfte entstehen. Die
rechtlichen und finanziellen Verantwortlichkeiten der
Bündnispartner sowie die Stationierungs-/Aufenthalts-
bedingungen bestimmen sich im einzelnen nach den
völkerrechtlichen Verträgen. Nach weitgehendem Ab-
schluß der Truppenreduzierung belaufen sich die Aus-
gaben im Haushaltsjahr 2000 auf 357 Mio. DM. Dabei
liegen die Ausgabeschwerpunkte

� bei den Leistungen an die infolge der Truppenredu-
zierung freigesetzten zivilen Arbeitskräfte der Ent-
sendestreitkräfte (83 Mio. DM Überbrückungsbeihil-
fen),

� bei den Aufwendungen zur Regulierung von Schä-
den im Zusammenhang von Streitkräftemanövern als
auch von Umwelt- und Belegungsschäden an inzwi-
schen nicht mehr militärisch genutzten Liegen-
schaften (59 Mio. DM) und

�
� bei der Abgeltung von Ansprüchen der Entsen-

destreitkräfte für Investitionen, die sie mit eigenen
Mitteln auf den ihnen überlassenen und inzwischen
vom Bund verwerteten Liegenschaften vorgenom-
men haben (100 Mio. DM).
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�Vor dem Hintergrund der kommenden Verhandlungen
im Rahmen der Welthandelsorganisation (WTO) sowie
der Osterweiterung ist die Bundesregierung für eine
Weiterentwicklung der EU-Agrarpolitik eingetreten.
Mit den Beschlüssen zum Agrarteil der Agenda 2000
wird der Prozeß einer Marktorientierung im Agrarbe-
reich fortgesetzt und die Wettbewerbsfähigkeit der hei-
mischen Agrarwirtschaft an den internationalen Märk-
ten gestärkt. Zu den zentralen Elementen der Reform
gehört der Ausbau der Politik für den ländlichen Raum
sowie die stärkere Berücksichtigung der Belange des
Umweltschutzes. Den landwirtschaftlichen Betrieben

�wird die Anpassung an die neuen Rahmenbedingungen
durch die beschlossene zeitliche Streckung und Staffe-
lung der Preissenkungen sowie die erwartbare Produkti-
vitätssteigerung erleichtert.
�
�Die Agrarpolitik der Bundesregierung ist vor allem dar-
auf ausgerichtet, die Landwirtschaft in ihren regional
unterschiedlichen Unternehmens- und Erwerbsformen
zu sichern, die Entwicklung einer wettbewerbsfähigen
und umweltverträglichen Land-, Forst- und Ernäh-
rungswirtschaft voranzubringen und das europäische
Landwirtschaftsmodell international abzusichern. Die
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Bundesregierung unterstützt mit einer Reihe von Maß-
nahmen den notwendigen Anpassungsprozeß der deut-
schen Agrarwirtschaft.
�
�Auch der Agrarhaushalt muß seinen Beitrag zur Haus-
haltskonsolidierung leisten. Soweit Eingriffe in

Leistungen im Bereich der Agrarsozialpolitik unabding-
bar sind, muß die Symmetrie mit den Sozialversiche-
rungssystemen, die für Nicht-Landwirte gelten, erhalten
bleiben.
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im Bundeshaushalt  ab dem Jahr 2000 1,7 Mrd. DM
jährlich vorgesehen. An der Finanzierung der GAK be-
teiligt sich der Bund grundsätzlich mit 60 v.H., bei
Maßnahmen zur Verbesserung des Küstenschutzes mit
70 v.H..
�
�Der Planungsausschuß für Agrarstruktur und Küsten-
schutz hat im Dezember 1998 beschlossen, die Gemein-
schaftsaufgabe im Hinblick auf die geänderten agrar-
strukturellen Rahmenbedingungen zu überprüfen und
weiterzuentwickeln. Hiermit soll insbesondere der
Agenda 2000, durch die die ländliche Entwicklung zur
2. Säule der Agrarpolitik ausgestaltet werden soll, und
der Koalitionsvereinbarung Rechnung getragen werden.

�In der Koalitionsvereinbarung wird insbesondere die
stärkere Berücksichtigung der Belange der Umwelt und
des Naturschutzes sowie die Aufnahme der Förderung
der regionalen Verarbeitung und Vermarktung gefor-
dert. Als erster Schritt wurde bereits für den Rahmen-
plan 1999 die Förderung von Vermarktungskonzeptio-
nen für Ökoprodukte im Rahmen der GAK eröffnet.
�
Bei der Mittelverteilung hat es eine weitere Verände-
rung des Verteilerschlüssels gegeben, so daß den alten
Ländern nunmehr 64 v.H. und den neuen Ländern
36 v.H. der GAK-Bundesmittel zustehen. Angestrebt
wird mittelfristig eine Aufteilung von 67 : 33 v.H..
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Zu den sonstigen Maßnahmen im Bereich der Landwirt-
schaft gehören insbesondere die .�6�)����������� mit
835 Mio. DM in 1999. Im Rahmen der Haushaltskonso-
lidierungsmaßnahmen ist bis zum Jahr 2003 ein voll-
ständiger Abbau vorgesehen. Weitere Schwerpunkte
sind die Marktordnung und  die Notfallvorsorge (rd.
370 Mio. DM in 2000) sowie Ausgaben zur Förderung
nachwachsender Rohstoffe mit jährlich 56 Mio. DM.
Weiterhin zu erwähnen sind die an internationale Orga-
nisationen zu leistenden Mitgliedsbeiträge in Höhe von
jährlich rd. 56 Mio. DM. Hiervon entfallen allein
54 Mio. DM auf die Ernährungs- und Landwirt-
schaftsorganisation der Vereinten Nationen.

Die #��������	�����������
 ��
�����������	 er-
arbeiten wissenschaftliche Entscheidungshilfe für die
Ernährungs-, Land- und Forstwirtschaftspolitik sowie
für die Verbraucherpolitik. Hierfür sind im Jahr 2000 rd.
400 Mio. DM veranschlagt; die Ausgaben steigen bis
2003 auf 467 Mio. DM an.

Agraralkohol wird in der Bundesrepublik Deutschland
überwiegend in kleinen und mittleren Brennereien her-
gestellt, die mit landwirtschaftlichen Betrieben

verbunden sind. Dabei werden teure Rohstoffe (z.B.
Getreide, Kartoffeln) verarbeitet. Nach dem Gesetz über
das #�����"���������� ist die Bundesmonopolver-
waltung für Branntwein verpflichtet, den Brennereien
den erzeugten Alkohol zu kostendeckenden Preisen ab-
zunehmen. Der Alkohol wird von der Bundesmonopol-
verwaltung abgesetzt und konkurriert dabei seit 1976
(Aufhebung des Einfuhrmonopols) im freien Wettbe-
werb mit dem in Großbrennereien und aus billigeren
Rohstoffen (z.B. Melasse) hergestellten Alkohol aus an-
deren EU-Mitgliedstaaten sowie zunehmend aus Über-
see. Da der Alkohol nicht kostendeckend abgesetzt wer-
den kann, wird der Absatz aus dem Bundeshaushalt ge-
stützt. Der jährliche Finanzbedarf ist nach einem An-
stieg infolge der Einbeziehung der neuen Bundesländer
mittlerweile auf etwa 280 bis 290 Mio. DM zurückge-
gangen. Im Zuge des Zukunftsprogramms der Bundes-
regierung wird der Zuschuß weiter abgesenkt und das
Branntweinmonopolgesetz entsprechend geändert. Die
verbleibende Stützung wird stärker auf kleinere Brenne-
reien, insbesondere bäuerliche Familienbetriebe kon-
zentriert.
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Oberstes wirtschaftspolitisches Ziel der Bundesregie-
rung ist es, durch eine wachstums- und beschäftigungs-
fördernde Wirtschaftspolitik die Voraussetzungen für
einen deutlichen Rückgang der Arbeitslosigkeit zu
schaffen. Auch bei den gegenwärtigen, gegenüber 1999
leicht verbesserten Wachstumsperspektiven für die
kommenden Jahre bleibt die Lage am Arbeitsmarkt eine
dauerhafte Herausforderung. Wirtschaft und Sozialpart-
ner sind aufgerufen, durch konstruktive Zusammenar-
beit und mit konkreten Maßnahmen in ihrem Verant-
wortungsbereich zur Überwindung der Beschäftigungs-
probleme beizutragen.

Der gegenwärtige Umbruch in der Wirtschaft ist Aus-
druck der in raschem Tempo fortschreitenden Globali-
sierung der Waren-, Dienstleistungs- und Finanzmärkte.

Dies wirkt sich auch an den Arbeitsmärkten aus, die
unter großem Anpassungsdruck stehen. Die Wirt-
schaftspolitik muß den durch den Globalisierungsprozeß
beschleunigten Übergang von der Industrie- zur
Dienstleistungs- und Informationsgesellschaft aktiv be-
gleiten und unterstützen.

Dazu gehören die Reform der wirtschaftspolitischen
Rahmenbedingungen für den Faktor Arbeit, dessen
übermäßige Belastung mit Steuern und Abgaben zu-
rückzuführen ist. Aber auch durch die gezielte Förde-
rung zukunftsfähiger Bereiche wie z.B. des Aufbaus Ost
oder der Innovationskraft mittelständischer Unterneh-
men werden wichtige Impulse zur Schaffung von Ar-
beitsplätzen gesetzt.

������� ���	���

Wirtschaftlichkeit, Sicherheit, Umweltverträglichkeit
und Ressourcenschonung sind wichtige Ziele der Bun-
desregierung bei der Festlegung geeigneter Rahmenbe-
dingungen für eine Energieversorgung, die den Wirt-
schaftsstandort Deutschland stärken soll.

Der deutsche �
����������	���� leistet einen we-
sentlichen Beitrag zur Energieversorgung in Deutsch-
land und ist von erheblicher regionaler Bedeutung. Al-
lerdings ist die wegen mangelnder Wettbewerbsfähig-
keit notwendige finanzielle Flankierung des Einsatzes
heimischer Steinkohle für die öffentliche Hand ange-
sichts der engeren finanzpolitischen Spielräume im bis-
herigen Umfang nicht länger verkraftbar und zur Ener-
gieversorgung auch nicht mehr erforderlich.

Die Bundesregierung hat sich deshalb im März 1997 mit
den Landesregierungen Nordrhein-Westfalens und des
Saarlandes sowie den Bergbauunternehmen und der
IG Bergbau, Chemie und Energie auf einen bis zum Jah-
re 2005 reichenden, degressiv ausgestalteten Finanz-
rahmen zur weiteren Unterstützung der Steinkohle ver-
ständigt. Die Plafondmittel des Bundes für Verstrom-
ung, Kokskohle sowie für Stillegungsaufwendungen
werden von 7,75 Mrd. DM in 1998 auf 3,8 Mrd. DM in
2005 zurückgeführt.
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Nordrhein-Westfalen beteiligt sich an der Unterstützung
des Steinkohlenbergbaus zusätzlich mit jährlich
1 Mrd. DM. Außerdem wird die Ruhrkohle AG von
2001 bis 2005 jährlich 200 Mio. DM aus Gewinnen der
Nicht-Bergbauaktivitäten in den Finanzplafond einbrin-
gen. Mit diesem Finanzrahmen erhält der Bergbau die
notwendige Planungssicherheit, um die erforderliche
Kapazitätsanpassung in eigener unternehmerischer Ver-
antwortung durchführen zu können. Nach den Vorstel-
lungen der RAG AG wird die deutsche Steinkohlenför-
derung bis zum Jahr 2005 von rd. 41 Mio. t (1998) auf
30 Mio. t reduziert. Im gleichen Zeitraum soll die Zahl
der im deutschen Steinkohlenbergbau Beschäftigten von
71.800 auf 35.000 sinken.

Seit dem Erwerb der Saarbergwerke und des Bergwerks
Ibbenbüren durch die Ruhrkohle AG arbeiten jetzt 15
Bergwerke, die über 99 % der deutschen Steinkohlen-
förderung erbringen, unter dem Dach der RAG. In ih-
rem Auftrag nimmt die Tochtergesellschaft Deutsche
Steinkohle AG die Betriebsführung für den Bergbaube-
reich wahr.

Darüber hinaus wird der Bund die Anpassungsgeldre-
gelung für die Arbeitnehmer des Steinkohlenbergbaus,
die aus Anlaß von Stillegungs- oder Rationalisierungs-
maßnahmen ihren Arbeitsplatz verlieren, verlängern. Im

Finanzplanungszeitraum sind hierfür insgesamt
1,4 Mrd. DM vorgesehen.

Eine sichere, umweltverträgliche und kostengünstige
Energieversorgung erfordert die Nutzung aller verfügba-
ren Energiequellen und Energieeinsparmöglichkeiten.
Hierzu fördert die Bundesregierung die Technologie im
��	���� ��	� ���
� ������	��� ���	�����	����� mit
einem breiten Spektrum von Maßnahmen und Studien.
Diese dienen der Erschließung bzw. Weiterentwicklung
der Erneuerbaren Energien (Windenergie, Solarenergie,
Geothermie), der rationellen Energieverwendung
(Fernwärme, Energieeinsparung, Energiespeicher,
Brennstoffzellen) sowie der umweltfreundlichen Ver-
brennungstechnik. Im Finanzplanungszeitraum sind
hierfür insgesamt 950 Mio. DM vorgesehen.

Darüber hinaus fördert die Bundesregierung den ���%
��
�� 	�����	�
�&�	� ���	���� durch zinsverbilligte
Darlehen und/oder Investitionskostenzuschüsse für An-
lagen zur Nutzung erneuerbarer Energien. Schwer-
punkte sind dabei die Stromerzeugung aus Sonnenener-
gie, die durch ein auf sechs Jahre angelegtes „100.000
Dächer-Solarstrom-Programm“ gefördert wird und ein
Marktanreizprogramm zugunsten erneuerbarer Energi-
en. Für diese Maßnahmen sind im Finanzplanungszeit-
raum insgesamt rd. 1,1 Mrd. DM vorgesehen.
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Zur Anpassung an die internationalen Marktbedingun-
gen und zur Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit der
deutschen Werften auf dem Weltmarkt setzt die Bun-
desregierung erhebliche Haushaltsmittel ein, die in
Form von ���
	������������� ��������� ()� ��

��%
$�	�������* und +������� ���� an die deutsche
Werftindustrie fließen. Mit dieser Förderung flankiert
die Bundesregierung den strukturellen Wandel und si-
chert hochwertige Arbeitsplätze mit anspruchsvoller
Technologie.

Das OECD-Abkommen, das spezifische Schiffbauhilfen
wie Wettbewerbshilfen und Werfthilfen weitestgehend
verbieten soll, wurde bisher von allen Unterzeichner-
staaten mit Ausnahme der USA ratifiziert. Das Inkraft-
treten ist ungewiß. Die daher in 1998 erlassene EU-
Verordnung gestattet auftragsbezogene Betriebsbeihil-
fen nur noch bis Ende 2000.

Die Wettbewerbshilfe wird als Zuschuß zum Neubau
oder Umbau technisch hochwertiger Schiffe gewährt,
um angesichts der schwierigen Lage der deutschen
Schiffbauindustrie wettbewerbsverzerrenden Subven-
tionen anderer Staaten gezielter entgegenwirken zu
können. Diese Produktionskostenzuschüsse werden in-
nerhalb des Wettbewerbshilfeprogramms seit 1997 ge-
währt. Der Zuschußsatz beträgt derzeit bis zu 7 % des
Vertragspreises.

Zur Abwicklung der einzelnen Programmfortsetzungen
stehen im Finanzplanungszeitraum 235 Mio. DM Bun-
desmittel zur Verfügung. Die Länder sind an diesen
Programmen zu zwei Dritteln beteiligt.

Mit der Bereitstellung von Zinszuschüssen erhalten die
deutschen Werften Auftragsfinanzierungshilfen; die
Zinszuschüsse dienen der Verbilligung von Krediten an
Reeder für die Akquirierung von Schiffsneubauten.
Durch diese Förderung der Bundesregierung können die
Zinssätze der zur Finanzierung des Vertragspreises ver-
einbarten Kredite in der Regel um maximal 2 %-Punkte,
höchstens jedoch auf 8 % verbilligt werden.

Das !,,,�� ��	�
����-	��	��� sieht mit Verlänge-
rung der Laufzeit der 9. Tranche Beihilfen für Akquisi-
tionen bis zum 31. Dezember 1999 und dem Ausliefe-
rungszeitraum bis Ende 2002 vor. Die Baransätze für
die Finanzierung der Programmtranchen belaufen sich
im Finanzplanungszeitraum auf 772 Mio. DM.

Aufgrund der aktuellen Zinsentwicklung werden die
vorgesehenen Zinszuschüsse nahezu ausschließlich zur
Verbilligung von laufenden Krediten gewährt.

Die Förderung der technologieintensiven Luftfahrtindu-
strie zielt darauf ab, unter Berücksichtigung der interna-
tionalen Wettbewerbsverhältnisse die industrielle Ei-
genverantwortung zu stärken.
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Das bis 1998 befristete .��
��	
��	������%� ���
%
���������-	��	��� wird im Zeitraum 1999 bis
2002 fortgesetzt. Gefördert werden  Vorhaben in den
Bereichen Sicherheit im Luftverkehr, Fluglärm und
Emissionen, Leitkonzepte der Zukunft sowie Technolo-
giefelder (jeweils einschl. Ausrüstungsindustrie) mit
Zuschüssen bis zur Höhe von 40 v.H. der Kosten. We-
gen der hohen regionalwirtschaftlichen Bedeutung der
Luftfahrtindustrie hält der Bund eine Länderbeteiligung
für angemessen.

Daneben werden Absatzfinanzierungshilfen im Rahmen
des OECD-Sektorenabkommens für die Exportfinanzie-
rung von Großraumflugzeugen und Triebwerken ge-
währt, mit denen es Käufern ermöglicht wird, Air-
bus-Flugzeuge und Triebwerke zu international übli-
chen Bedingungen zu finanzieren. Im Finanzplanungs-

zeitraum sind insgesamt 300 Mio. DM  hierfür vorgese-
hen.

Für die Fortsetzung der �
��������� ��	� /	���	���	�%
���%�����0����	��
������
	���� sowie für die Sanie-
rung und Revitalisierung von Betriebsflächen der Wis-
mut GmbH werden bis Ende 1999 voraussichtlich rd.
6,2 Mrd. DM ausgegeben worden sein. Darüber hinaus
sind für 2000 Mittel in Höhe von 495 Mio. DM vorge-
sehen, weitere rd. 1,4 Mrd. DM sind für die Jahre 2001
bis 2003 vorgesehen.

Ziel ist, die Entwicklung der ehemaligen Uranbergbau-
gebiete in Sachsen und Thüringen zu ökologisch intak-
ten Regionen mit wirtschaftlichen Perspektiven fortzu-
setzen.
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Die Mittelstandsförderung zielt darauf, die Leistungs-
und Wettbewerbsfähigkeit kleiner und mittlerer Unter-
nehmen zu steigern und Existenzgründungen zu unter-
stützen. Damit wird über den Mittelstand hinaus ein
wirksamer Beitrag zur Stärkung der gesamten Wirt-
schaft und zur Sicherung des Wirtschaftsstandortes
Bundesrepublik Deutschland geleistet.

Die zunehmende Intensivierung und Globalisierung des
Wettbewerbs sowie der ständige Anpassungsdruck als
Folge neuer politischer und wirtschaftlicher Rahmenbe-
dingungen, moderner Technologien und geänderter
Verbraucherwünsche stellen hohe Anforderungen an
kleine und mittlere Unternehmen. Zur Stärkung der Lei-
stungsfähigkeit dieser Unternehmen sowie der Freien
Berufe führt die Bundesregierung sehr erfolgreiche För-
dermaßnahmen in den Bereichen Beratung, Schulung
und Weiterbildung, Forschung und Entwicklung sowie
Technologietransfer durch. Einen besonderen Schwer-
punkt bildet die Förderung von Existenzgründungen.

Mit dem �5�%�������-�
������� (�#6*%�	��	���,
das seit Anfang 1997 unabhängig vom Bundeshaushalt
durch das ERP-Sondervermögen finanziert wird, wer-
den selbständige Existenzen gefördert. Durch eigenka-
pitalähnliche Darlehen soll eine Lücke zwischen den ge-
ringen eigenen Mitteln und der notwendigen Eigenka-
pitalausstattung geschlossen werden. EKH-Darlehen
werden ohne Sicherheiten gewährt und stellen gegen-
über Dritten haftendes langfristiges Risikokapital dar.
Der Eigenmittelcharakter ist zusätzlich durch eine sehr
niedrige Verzinsung in den ersten 5 Jahren der
20-jährigen Laufzeit dokumentiert. Außerdem sind die
ersten 10 Jahre tilgungsfrei.

Für die Finanzierung der Altzusagen (bis 1996) sind im
Bundeshaushalt 2000 455 Mio. DM vorgesehen. Für
den Zeitraum 2001 bis 2003 sind 724 Mio. DM veran-
schlagt. Diese Mittel dienen in erste Linie zur Deckung
von Ausfällen.

Mit der 4�	��	������	 �����
	�������7���������
�%
��	����� unterstützt der Bund subsidiär die gemein-
samen Forschungsanstrengungen von vorwiegend klei-
nen und mittleren Unternehmen im Rahmen von For-
schungsvereinigungen. Die Förderung zielt darauf ab,
größenbedingte Nachteile der mittelständischen Unter-
nehmen zu vermindern, ihre Innovationsfähigkeit zu
stärken und damit ihre Wettbewerbsfähigkeit zu verbes-
sern. Bevorzugt gefördert werden FuE-Vorhaben, die
interdisziplinär angelegt und auf die Entwicklung von
Zukunftstechnologien für kleine und mittlere Unter-
nehmen gerichtet sind. Die Maßnahme wirkt indirekt
und wettbewerbsneutral, da die Mittel nicht einzelnen
Unternehmen, sondern Forschungsvereinigungen zu-
fließen, die ihre Forschungsergebnisse veröffentlichen
müssen. Im Jahre 2000 stehen 175 Mio. DM zur Verfü-
gung.

Das �����	-	��	���� ��	� 4�	��	���� &��� 4�	%
�����"� ��
$�������� ���� ,���&�
��� in kleinen und
mittleren Unternehmen und externen Industriefor-
schungseinrichtungen ist auf die Erhöhung der Wettbe-
werbsfähigkeit der kleinbetrieblich strukturierten ost-
deutschen Wirtschaft ausgerichtet. Mit diesem strategi-
schen Programm wird bei den Zuwendungsempfängern
und bei Kooperationspartnern über die Verwertung an-
spruchsvoller marktorientierter FuE-Projekte und den
Ausbau der Innovationspotentiale ein vergleichsweise
hohes Wachstum und die Schaffung von Arbeitsplätzen
unterstützt. In 2000 stehen 255 Mio. DM zur Verfü-
gung.

Die neuen Länder sind aufgefordert, die Bundesförde-
rung auf diesem Gebiet durch mittelfristig ausgerichtete
landesspezifische Programme zu ergänzen.

Um innovative Ideen in neue Produkte erfolgreich um-
setzen zu können, ist eine frühzeitige Kooperation zwi-
schen Wissenschaft und Wirtschaft erforderlich. Mit
dem 8�59�	���� ,::9&�
�������-�
���� ��

��%
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�
;������	� /�
�	�����< (PRO INNO) werden die
Zusammenarbeit kleiner und mittlerer Unternehmen
(KMU) bei anspruchsvollen Forschungvorhaben (ein-
schließlich Auftragsvergaben an Forschungseinrichtun-
gen), der zeitweilige Personalaustausch zwischen Un-
ternehmen und mit Forschungseinrichtungen sowie
Projekte für FuE-Neu- und Wiedereinsteiger gefördert.
Mit den vorgesehenen Mitteln (2000: 242 Mio. DM)
wird die Bundesregierung bis zum Jahr  2003 das drei-
fache an Forschungsausgaben in der mittelständischen
Wirtschaft mobilisieren.

Das �5�%,���&�
����-	��	��� wendet sich mit
zinsgünstigen Darlehen für Forschung, Entwicklung und
Markteinführung neuer Produkte und Verfahren eben-
falls an kleine und mittlere Unternehmen der gewerbli-
chen Wirtschaft. 1997 wurde ein Volumen von
1,4 Mrd. DM erreicht, für 1998 stehen 1,5 Mrd. DM
und für 1999 1,65 Mrd. DM zur Verfügung. Die Finan-
zierung des Programms erfolgt durch das ERP-
Sondervermögen, die Absicherung der Ausfallrisiken
erfolgt über den Bundeshaushalt.

Insgesamt stehen für die Förderung von Forschung,
Entwicklung und Innovation im mittelständischen Be-
reich in 2000 knapp 820 Mio. DM bereit. Im Finanzplan
ist Vorsorge getroffen, um diesen Bereich weiter zu
stärken.

Darüber hinaus führt der Bund eine Reihe sich wirksam
ergänzender Fördermaßnahmen durch. Dabei handelt es

sich um die Errichtung, Modernisierung und technische
Ausstattung  ��	��
	�������	� 0��%� ���� 4�	
���%
��������	��
������ ��	� ��$�	������� ��	
����

sowie um deren Weiterentwicklung zu modernen Fach-
kompetenzzentren, um Informations- und Schulungs-
veranstaltungen für Unternehmen und Führungskräfte
mit betriebswirtschaftlich-kaufmännischen und techni-
schen Inhalten, um Lehrgänge der überbetrieblichen be-
ruflichen Bildung im Handwerk sowie um die Beratung
von Unternehmen und Existenzgründern. Für den Zeit-
raum 2000 bis 2003  sind hierfür rd. 950 Mio. DM vor-
gesehen.

Für den Markterfolg junger Technologieunternehmen ist
die Verfügbarkeit von Beteiligungskapital von entschei-
dender Bedeutung. Nur so kann schnelles Wachstum in
neuen Märkten mit innovativen Produkten und Dienst-
leistungen finanziert werden. Der Eigenkapitalschwäche
junger, innovativer KMU trägt die Bundesregierung
durch das �	��	����8��
�����������-�
��� � 	�������
=�����������
�	�����< Rechnung. Dabei werden
Kapitalbeteiligungsgesellschaften und sonstige Beteili-
gungsgeber angeregt, sich finanziell an der Entwick-
lungs- und Aufbauphase kleiner Technologieunterneh-
men zu engagieren. Im BTU-Programm konnten 1998
rund 790 Mio. DM Beteiligungskapital mobilisiert wer-
den gegenüber 458 Mio. DM in 1997. Um den erwarte-
ten weiteren Anstieg in 2000 Rechnung zu tragen, wur-
de eine Verpflichtungsermächtigung über 394 Mio. DM
ausgebracht.

�����>� 5�����������	
����
���	��	���

Die regionale Wirtschaftsförderung ist grundsätzlich
Ländersache. Der Bund wirkt bei der Erfüllung dieser
Länderaufgabe im Rahmen der 7���������
��������
8!�	�����	���� ��	� 	������������	
����
��
	��
�	<
(GA) mit. Mit den Haushaltsmitteln können Vorhaben
der gewerblichen Wirtschaft einschließlich Fremden-
verkehrsgewerbe sowie wirtschaftsnahe Infrastruktur-
vorhaben gefördert werden, durch die die Wettbewerbs-
und Anpassungsfähigkeit der Wirtschaft gestärkt und
neue Arbeitsplätze geschaffen bzw. vorhandene Ar-
beitsplätze gesichert werden.

Zum 1. Januar 2000 wird die Neuabgrenzung der För-
dergebiete für den Zeitraum bis zum 31. Dezember
2003 in Kraft treten. Nach dem Beschluß des Bund-
Länder-Planungsausschusses der GA vom 25. März
1999 soll das Fördergebiet in Westdeutschland und
Berlin strukturschwache Regionen in einem Umfang
von 23,4 % der deutschen Bevölkerung umfassen. Das
GA-Fördergebiet steht unter dem Vorbehalt der beihil-
ferechtlichen Genehmigung durch die Europäische
Kommission.

Für das derzeitige Fördergebiet der 70%���
 sind 1999
aus Mittel des Bundeshaushaltes 235 Mio. DM bereitge-
stellt. Für das neue Fördergebiet der GA-West (ab dem

1. Januar 2000) sind im Finanzplan des Bundes 2000
242 Mio. DM, 2001 285 Mio. DM, 2002 und 2003 je
265 Mio. DM vorgesehen.

Die Mittel dienen zur Erfüllung von Rechtsverpflich-
tungen und - soweit dafür nicht benötigt - für unterjäh-
rige Neuverpflichtungen sowie in Höhe von
5 Mio. DM/Jahr zur Deckung von Bürgschaftsausfällen.
Diesen Baransätzen liegen Verpflichtungsermächtigun-
gen in 1999 in Höhe von 277 Mio. DM und 2000 in
Höhe von 255 Mio. DM, fällig in den folgenden
3 Jahren, zugrunde.

Mit seinem Neuabgrenzungsbeschluß vom 25. März
1999 hat der Bund-Länder-Planungsausschuß die Län-
der Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen,
Sachsen-Anhalt und Thüringen bis zum 31. Dezember
2003 in vollem Umfang als GA-Fördergebiete ausge-
wiesen. Auch das Fördergebiet der 70%9�
 steht unter
dem Vorbehalt der Genehmigung durch die Europäische
Kommission. Die GA-Ost ist eines der wichtigsten In-
strumente gezielter  Investitionsförderung in den neuen
Ländern. Sie leistet einen bedeutenden Beitrag zur dau-
erhaften Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen.
Die Förderung der wirtschaftsnahen Infrastruktur hat in
vielen Fällen erst die Voraussetzung für das Überleben
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von Betrieben oder für Neuansiedlungen geschaffen.
Allein der Bund hat in den Jahren 1991 bis 1998 insge-
samt 26,5 Mrd. DM bereitgestellt. Im Finanzplan sind
999 knapp 2,6 Mrd. DM, 2000 ca. 2,3 Mrd. DM, 2001
etwa 2,0 Mrd. DM, 2002 1,8 Mrd. DM und 2003 gut
1,7 Mrd. DM vorgesehen.

Von der Europäischen Gemeinschaft werden die neuen
Länder (einschließlich Berlin Ost) seit 1994 als +�����%
7����
 gefördert. Insgesamt stehen im Förderzeitraum
1994 bis 1999 13,6 Mrd. EURO zu Preisen von 1994
(rd. 25,3 Mrd. DM) aus den drei Strukturfonds und dem
Finanzinstrument für die Ausrichtung der Fischerei zur
Verfügung. Auf den EU-Regionalfonds (EFRE) entfal-
len hiervon 6,8 Mrd. EURO (rd. 13,4 Mrd. DM). Im
Rahmen der GA sollen davon 1999 ca. 0,7 Mrd. EURO
(rd. 1,4 Mrd. DM) und 2000 0,4  Mrd. EURO (rd. 0,8
 Mrd. DM) eingesetzt werden.

Für �����$;�
��7����
��(+����'�������* in den alten
Ländern sind für nationale Programme aus den
EU-Strukturfonds für die Jahre 1994 bis 1999 über
2,8 Mrd. EURO (rd. 5,5 Mrd. DM) veranschlagt, von
denen 1999 noch 500 Mio. EURO (rd. 978 Mio. DM)
für Mittelbindungen zur Verfügung stehen. Erfahrungs-
gemäß erstreckt sich der kassenmäßige Abfluß dieser
Mittel auf weitere 2 Jahre. Im Rahmen der GA sollen in
der Förderperiode 1997 bis 1999 rd. 72,7 Mio. EURO
(rd. 142 Mio. DM) der für die Ziel-2-Förderung be-
stimmten EFRE-Mittel eingesetzt werden.

Die Verhandlungen über die 0�����
��
���� ��	� �/%
�
	��
�	�������	��	��� ab dem Jahr 2000 dauern
derzeit noch an. Die neuen Länder bleiben bis 2006 in
der höchsten Förderkategorie des EU-Strukturfonds. Sie
erhalten im Zeitraum 2000 bis 2006 19,2 Mrd. EURO
aus den EU-Strukturfonds. Ost-Berlin, das nach 1999
nicht mehr zu den Ziel-1-Regionen gehört, erhält bis
2005 eine Übergangsunterstützung in Höhe von

729 Mio. EURO. Damit wird sich die Europäische Uni-
on auch zukünftig an der Bewältigung des Transforma-
tionsprozesses in Industrie und Landwirtschaft sowie
der Verbesserung der Beschäftigungssituation in den
neuen Ländern beteiligen.

Im Rahmen des ,�&��
�
������	��	��������
���� 0��%
���� 9�
 gewährt der Bund  den neuen Ländern zur
Steigerung der Wirtschaftskraft zweckgebundene Mittel
in Höhe von 6,6 Mrd. DM jährlich bis 2004. Mit diesen
Mitteln werden strukturverbessernde Investitionen, un-
ter anderem im Umweltschutz, Verkehr und Wohnungs-
bzw. Städtebau gefördert. Von  den Gesamtmitteln sind
jährlich 0,7 Mrd. DM für die zügige und nachhaltige
Verbesserung der stationären Krankenversorgung vor-
gesehen.

Das 1997 verabschiedete 7���
�� ��	�4�	
��
����� ��	
$�	
����
������ 4�	��	���� ��� ���� ������ .;���	�
ändert das Investitionszulagengesetz und das Umsatz-
steuergesetz ab 1999. Das Förderkonzept ist auf einen
Zeitraum von 6 Jahren angelegt (1999 bis 2004) und
gibt klare Rahmenbedingungen für Investitionen in den
neuen Ländern. Die Förderung wird auf die Industrie
konzentriert, um die Investitions- und Innovationsfähig-
keit der Unternehmen zu stärken, die im internationalen
Wettbewerb stehen. Damit in den neuen Ländern mo-
derne Industrienetzwerke mit Produktion und Dienstlei-
stern entstehen, werden auch produktionsnahe Dienst-
leistungsunternehmen in die Förderung einbezogen. Im
Immobilienbereich wird der Schwerpunkt der Förde-
rung auf die Modernisierung des Wohnungsbestandes
gelegt.

Durch das neue Förderkonzept sind im Entstehungsjahr
1999 Steuerausfälle von ca. 5,8 Mrd. DM (einschließ-
lich Berlin-West) zu erwarten. Davon entfallen auf den
Bund ca. 2,7 Mrd. DM.

������� 7�$;	����
����������$��
�	��2�?��������	���	
����
���	��	���

Durch die @��	�����&���7�$;	����
����� fördert
die Bundesregierung sowohl außen- als auch binnen-
wirtschaftliche Vorhaben, die sonst nicht oder nur
schwer zu finanzieren wären. Die entsprechenden Er-
mächtigungen sind im Entwurf des Haushaltsgeset-
zes 2000 enthalten, wobei auch in den nächsten Jahren
mit Entschädigungen für in der Vergangenheit über-
nommene Gewährleistungen zu rechnen ist.

Von den in 2000 erwarteten Ausgaben für Gewährlei-
stungen von 5,0 Mrd. DM entfällt der überwiegende
Teil auf den Außenwirtschaftsbereich (83 %). Zu er-
wähnen sind insbesondere  Entschädigungen für Aus-
fuhrgeschäfte mit der ehemaligen Sowjetunion, die die
Bundesregierung vor Jahren vor allem zur Unterstüt-
zung der Unternehmen in den neuen Bundesländern im
Interesse der Beschäftigungssicherung verbürgt hat.
Auch in den folgenden Jahren ist mit nicht

unerheblichen Entschädigungen zu rechnen, die aus
Umschuldungsregelungen mit verschiedenen Ländern
(insbesondere Rußland) resultieren. Allerdings sind
auch Rückflüsse aus diesen Abkommen zu erwarten.

Der Bund beteiligt sich neben dem Land Niedersachsen,
der Stadt Hannover und der Wirtschaft an den Kosten
der �A�9�'BBB, die zur Vorbereitung und Durchfüh-
rung der Weltausstellung gegründet wurde. Der Eigen-
kapitalanteil des Bundes an der EXPO-Gesellschaft be-
trägt 40 Mio. DM. Darüber hinaus hat der Bund zugun-
sten dieser Gesellschaft einen Bürgschaftsrahmen in
Höhe von bis zu 885 Mio. DM übernommen und eine
Deckungszusage in Höhe von bis zu 150 Mio. DM
- nach Verzehr des Eigenkapitals - zur Abdeckung eines
tatsächlich entstehenden Fehlbetrags nach Abschluß der
Weltausstellung erteilt. Außerdem werden für das
EXPO-Generalkommissariat bis zum Jahre 2000
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Bundesmittel in Höhe von bis zu 50 Mio. DM bereitge-
stellt. Weitere Ausgaben aus dem Bundeshaushalt sind
vorgesehen für

� den deutschen Pavillon (Errichtung, Betrieb, Veran-
staltungen) bis zu 175 Mio. DM,

� Hilfen zur Teilnahme von Entwicklungsländern bis
zu 100 Mio. DM.

Nicht eingerechnet sind die Kosten für Exponate und
ressortspezifische Ausstellungsbeiträge.

������ !�	��	

Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur sind Zu-
kunftsinvestitionen für den wirtschaftlichen, sozialen
und gesellschaftlichen Standort Deutschland, nicht zu-
letzt auch wegen der damit verbundenen positiven
Auswirkungen auf den gesamten Arbeitsmarkt, insbe-
sondere aber auch für die von öffentlichen Verkehrsin-
vestitionen profitierende Bauwirtschaft. Damit leistet
auch der Verkehrsbereich einen wesentlichen Beitrag zu
der vordringlichen Aufgabe, die hohe Arbeitslosigkeit
zu verringern.

Im Jahr 2000 stehen trotz des notwendigen Konsolidie-
rungsbedarfs insgesamt 20,8 Mrd. DM für Investitionen
im Verkehrsbereich zur Verfügung. Damit können die
Verkehrsprojekte Deutsche Einheit, notwendige Be-
standsinvestitionen und gezielte Investitionen zur Ver-
besserung des Gesamtverkehrsnetzes im Kern realisiert
werden. Die künftige Prioritätensetzung wird die Inve-
stitionsentscheidungen an dem höchsten verkehrspoliti-
schen und regionalwirtschaftlichen Nutzen ausrichten,
Investitionen für die bessere Verknüpfung der einzelnen
Verkehrsträger in den Mittelpunkt rücken und Bestand-
sinvestitionen ein hohes Gewicht geben.

Mit dem ������-	��	����8!�	��	����	��
	��
�	<
wird ein neues Investitionsinstrument geschaffen, das in

den kommenden 7 Jahren mit einer Mittelausstattung
von rund 3,0 Mrd. DM des Europäischen Fonds für re-
gionale Entwicklung (EFRE) Möglichkeiten eröffnet,
Vorhaben, die sonst erst mittelfristig begonnen werden
könnten, deutlich zu beschleunigen. Durch die gezielte
Kombination von Mitteln des Bundes, der Länder und
der EU werden Investitionen von ca. 8 Mrd. DM ange-
stoßen. Damit wird ein wesentlicher Beitrag zur regio-
nalen und überregionalen Entwicklung und zum
Wachstum der Wirtschaft in den neuen Ländern gelei-
stet. Daneben bleiben die Fördermöglichkeiten zur Ver-
besserung der Gemeinden im Nahverkehr nach dem
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz bestehen, um
damit den Öffentlichen Personennahverkehr in den
Ländern und Kommunen zu stärken.

Das heutige Verkehrswachstum kann nur mit dem Ein-
satz neuer, zukunftsweisender Technologien effizient
und umweltgerecht bewältigt werden. Vor diesem Hin-
tergrund kommt verkehrsbezogenen Kommunikations-,
Leit- und Informationssystemen (Telematik im Verkehr)
ein steigender Stellenwert in der Verkehrspolitik zu.
Damit wird auch ein wichtiger Beitrag zur innovativen
Entwicklung unserer Wirtschaft geleistet.

������� ���������������������

Im Rahmen der Bahnreform 1994 sind die Sonderver-
mögen „Deutsche Bundesbahn“ und „Deutsche Reichs-
bahn“ unter dem Namen „Bundeseisenbahnvermögen“

(BEV) zusammengeführt worden. Aus dem Bundesei-
senbahnvermögen ist die Deutsche Bahn AG (DB AG)
ausgegliedert worden.
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Das Bundeseisenbahnvermögen ist Dienstherr der der
DB AG zugewiesenen Beamten, Eigentümer der nicht-
bahnnotwendigen Immobilien und hat die bei ihm ver-
bliebenen Altschulden abzuwickeln. Die nicht durch ei-
gene Einnahmen gedeckten Aufwendungen des BEV
werden vom Bundeshaushalt erstattet (Defizitdeckung).
Der größte Anteil der Leistungen aus dem Bundeshaus-
halt 2000 an das BEV entfällt auf:

Erstattung von Verwaltungsausgaben 11,2 Mrd. DM

Erstattung von Personalaltlasten 1,5 Mrd. DM

Die Schulden des BEV wurden 1999 in den Bundes-
haushalt übernommen. Die bisher im Kap. 1222 veran-
schlagten Zinsendiensthilfen wurden in den Epl. 32 um-
gesetzt.

Für den Finanzplanungszeitraum bleibt die Entwicklung
und Modernisierung der Schieneninfrastruktur in
Deutschland ein zentraler Schwerpunkt der Verkehrs
politik. Für Schieneninvestitionen stehen im Haushalts-
jahr 2000 rd. 6,8 Mrd. DM zur Verfügung.

Vor Beginn neuer Großvorhaben werden Prioritäten
konsequent festgelegt. Dadurch können Investitionen
realistisch und solide geplant werden. Die laufenden
Vorhaben des Bedarfsplans Schiene und der Aufbau Ost
können fortgeführt werden.

Besondere Bedeutung mißt die neue Bundesregierung
der Modernisierung und Erneuerung des bestehenden
Schienennetzes zu. Daher haben der Einbau moderner
Leit- und Sicherungstechnik, die Modernisierung der
Knoten und die Optimierung des bestehenden Netzes
bei der Entscheidung über weitere Investitionsvorhaben
Vorrang.

Die hoheitlichen Aufgaben im Eisenbahnbereich wer-
den vom Eisenbahn-Bundesamt wahrgenommen.

�����'� ��������	��
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Die Verkehrsinfrastruktur Deutschlands gehört zu den
leistungsfähigsten Europas und spiegelt die Bedeutung
Deutschlands als eine der führenden Wirtschaftsnation
und als dem Transitland Nummer 1 wieder. Dieses gilt
es zu erhalten und weiterzuentwickeln.

Für den Aus- und Neubau der ��������	��
	�?�� ein-
schließlich Grunderwerb, Unterhaltung und Instandset-
zung sind deshalb im Bundeshaushalt 2000 Ausgabe-
mittel in Höhe von rd. 10,0 Mrd. DM vorgesehen, da-
von rd. 8,3 Mrd. DM für Investitionen. Im Finanzplan
sind für die Jahre 2001 und 2002 Ausgaben von jährlich
rd. 9,9 Mrd. DM und für das Jahr 2003 von rd.
10,0 Mrd. DM vorgesehen. Das Investitionsvolumen
wird jährlich rd. 8,2 Mrd. DM betragen.

Die im Jahre 2000 ausgebrachten Verpflichtungser-
mächtigungen ermöglichen Auftragsvergaben in Höhe
von rd. 7,6 Mrd. DM für die Folgejahre, davon entfallen
rd. 0,2 Mrd. DM auf Projekte zum Erwerb privatfinan-
zierter Bundesautobahn- und Bundesstraßenabschnitte.

Die Durchführung begonnener und laufender Maßnah-
men bleibt so möglich. Dabei wird es vor allem bei den
kurzfristig vorgesehenen Fertigstellungen wegen des

bereits hohen Investitionseinsatzes keine Verzögerun-
gen geben.

Zur Sicherung von Substanz und damit der Funktions-
fähigkeit der Bundesfernstraßen haben die Ausgaben für
die Erhaltung Vorrang vor weiteren Neu- und Ausbau-
vorhaben. Aufgrund der zunehmenden Verkehrsbean-
spruchung (z. B. Zunahme des Schwerverkehrs seit
1980 um ca. 50 %, Achslasterhöhung auf 11,5 t) und der
Altersstruktur des Bundesfernstraßennetzes (z. B. 90 %
der Brücken älter als 35 Jahre, 40 % der Bundesauto-
bahnstrecken älter als 15 Jahre) werden die vorgesehe-
nen und notwendigen Instandsetzungsmaßnahmen im
Bundesfernstraßennetz fortgesetzt.

Für Maßnahmen des Bedarfsplanes sind in den Bundes-
fernstraßenhaushalt 2000 insgesamt rd. 4,7 Mrd. DM
eingeplant. Auf die !�	��	�-	�D��
�� ���
���� ���%
��
 (VDE) entfallen davon Ausgabemittel in Höhe von
2,4 Mrd. DM. Damit fließen rd. 51 v.H. der Mittel für
Bedarfsplanmaßnahmen in die VDE, was die Vorran-
gigkeit des Aufbaus Ost  unterstreicht. Eine Fertigstel-
lung der VDE wird im wesentlichen bis zur Mitte des
nächsten Jahrzehnts angestrebt.
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Der Bau von Ortsumgehungen bleibt wichtiges Element
beim Aufbau des Bundesfernstraßennetzes in den neuen
Ländern, wobei Maßnahmen mit höchster Verkehrs-
wirksamkeit Vorrang haben.

Durch Neustrukturierung der Straßen- und Autobahn-
meistereien wird es möglich, ohne Einschränkung von
Verkehrssicherheit und Leistungsfähigkeit der Bundes-
fernstraßen die Ausgaben der betrieblichen Unterhal-
tung in den nächsten Jahren zu reduzieren. Die Einspa-
rungen werden zugunsten von Neu- und Ausbauvorha-
ben eingeplant.

Die Bundesregierung wird sehr zügig eine fahrlei-
stungsabhängige 0�
������� 	� � 	� ��$�	�� .��
%
�	��
$���� einführen. Da sich eine solche strecken-

bezogene Gebühr an den tatsächlichen Fahrleistungen
orientiert, ermöglicht sie - im Verhältnis zur derzeitigen
zeitbezogenen LKW-Gebühr (Eurovignette) - in noch
gerechterer Weise eine Anlastung der Wegekosten. Die-
se werden in erster Linie von schweren LKW verur-
sacht.

Die streckenbezogene LKW-Gebühr kann auch dazu
beitragen, daß Güterverkehr von der Straße auf die um-
weltfreundlichen Verkehrsträger Eisenbahn und Schiff
verlagert wird und ein Anreiz zu noch wirtschaftlicherer
Ausnutzung der Transportkapazitäten im Güterkraftver-
kehr gesetzt wird. Außerdem ermöglicht die streckenbe-
zogene Gebühr langfristig eine flexible Tarifstaffelung
(örtlich und/oder zeitlich) im Hinblick auf Verkehrs-
und umweltpolitische Zwecke.

�����1� !�	�����	������	�!�	��	�&�	;�
�������������7��������E���	�������&�	��	

Die Länder erhalten Finanzhilfen für Investitionen zur
Verbesserung der Verkehrsverhältnisse in den Gemein-
den durch Vorhaben des kommunalen Straßenbaus und
des öffentlichen Personennahverkehrs einschließlich In-
vestitionszuschüsse an die Eisenbahnen des Bundes.

Nach dem 7�������&�	��	���������	��������
�
(GVFG) ist dafür ein Betrag von bis zu 3,28 Mrd. DM
des Mehraufkommens an Mineralölsteuer (§ 10 Abs. 1
Nr. 1 und 2 GVFG) zu verwenden.

Im Rahmen der 5�����������	���������������-�	��%
�����&�	��	� (SPNV) wird den Ländern ein Aus-
gleich aus dem Mineralölsteueraufkommen des Bundes
gewährt. So erhöhte sich der Ausgleichsbetrag von
8,7 Mrd. DM in 1996 auf 12 Mrd. DM in 1997 und
steigt ab 1998 jährlich entsprechend dem Wachstum der
Steuern vom Umsatz.

Nach Abzug der Mittel für Forschungszwecke (1999:
7,2 Mio. DM der plafondierten Mittel) ist ein Betrag

von rd. 2,5 Mrd. DM (75,8 v.H.) für die alten Länder
und rd. 0,8 Mrd. DM (24,2 v.H.) für die neuen Länder
einschließlich Berlin zu verwenden.

Den Ländern werden davon 80 v.H. für Vorhaben des
kommunalen Straßenbaus und des öffentlichen Perso-
nennahverkehrs nach dem gesetzlich festgelegten Auf-
teilungsschlüssel im Rahmen von Länderprogrammen
zur Verfügung gestellt. Diese können die ihnen zur Ver-
fügung stehenden Bundesfinanzhilfen auf der Grundla-
ge des GVFG nach von ihnen erstellten Programmen
zur Finanzierung der förderfähigen Vorhaben flexibel
- je nach Notwendigkeit, regionalen Erfordernissen und
politischen Schwerpunkten - einsetzen.

Auf der Grundlage der vom Bund erstellten Programme
werden den Ländern die verbleibenden Mittel in Höhe
von 20 v.H. für Neu- und Ausbaumaßnahmen der
SPNV-Infrastruktur mit Gesamtkosten von über
100 Mio. DM zweckgebunden zugewiesen.

�����>� ������$����	�
	�?��

Von den insgesamt im Haushaltsjahr 2000 vorgesehe-
nen Ausgaben in Höhe von ca. 3,1 Mrd. DM entfallen
etwa 1,3 Mrd. DM auf Investitionen im Bereich der
Bundeswasserstraßen. Damit ist die Durchführung lau-
fender und begonnener Maßnahmen gesichert.

Bei der Investitionsplanung werden die Mittel auf Pro-
jekte konzentriert, die für den Erhalt und die Steigerung
der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des Wasserstra-
ßennetzes von besonderer Bedeutung sind und den
höchsten verkehrswirtschaftlichen Nutzen versprechen.

Schwerpunkte der Investitionsplanung sind der Ausbau
der seewärtigen Zufahrten zu den deutschen Seehäfen,
Anpassungs- und Ersatzinvestitionsmaßnahmen am
Nord-Ostsee-Kanal, der weitere Ausbau des westdeut-
schen Kanalnetzes (insbesondere Dortmund-Ems-Kanal
und Mittellandkanal) und des Projektes 17 Deutsche
Einheit (Bundeswasserstraßenverbindung Rühen-
Magdeburg-Berlin) sowie Maßnahmen am Rhein. Wei-
tere Investitionsschwerpunkte sind Ausbaumaßnahmen
mit erheblichen Ersatzinvestitionsanteilen, z.B. an
Main, Neckar und Weser.
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Die Magnet-Schwebebahn =	���	�-�� mit einer hoch-
entwickelten Technologie ist der Schwerpunkt bei den
sonstigen Maßnahmen. Grundlage für die Realisierung
des Projektes sind die Vereinbarungen im Eckpunktepa-
pier zwischen dem Bund, der Deutsche Bahn AG und
der Industrie vom April 1997. Der Bund finanziert die
Investitionskosten des Fahrweges. Die Industrie stellt
der Deutsche Bahn AG als Betreiberin das Betriebs-
system gegen garantiertes Nutzungsentgelt zur Verfü-
gung.

Im Haushalt 2000 sind Mittel für Investitionsausgaben
für den Fahrweg von rd. 990 Mio DM veranschlagt. Für
die folgenden Jahre ist eine Steigerung auf rd.
1,09 Mrd. DM im Jahr 2001, 1,15 Mrd. DM im Jahr
2002 und 1,13 Mrd. DM im Jahr 2003 vorgesehen.

���4�� ���$����
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;�
����

=�������>

4����������������������� 	������������������������

1999 2000 2001 2002 2003

- Mio. DM -

Verpflichtungsrahmen insgesamt ............................. 1 100 600 450 450 450
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Die in der ersten Hälfte der neunziger Jahre bestehenden
Engpässe an den Wohnungsmärkten sind durch hohe
Bauleistungen erfolgreich überwunden worden. Die all-
gemeine Versorgungssituation hat sich inzwischen
- auch in den neuen Ländern - entscheidend verbessert.
Staatliche Fördermaßnahmen haben wesentlich zu die-
ser Entwicklung beigetragen. Die knapper werdenden
Fördermittel der öffentlichen Hände im �����������%
���������müssen künftig noch effizienter und zielge-
richteter auf die Bedürftigen konzentriert werden. Dabei
sind neben der Neubauförderung insbesondere auch die
vorhandenen Potentiale im Wohnungsbestand für die
Schaffung von Belegungsbindungen verstärkt zu nutzen.
Die Bestandserneuerung in den neuen Ländern ist wei-
ter voranzubringen.

Der Bund beteiligt sich mit Finanzhilfen auf der
Grundlage von Art. 104 a Abs. 4 des Grundgesetzes an
den Förderprogrammen der Länder zur :����������
&������	��� und an Maßnahmen zur 2���	�����%
	���� ���� ,��
�����
����� &��� �	����	������� 	�
�%
���� ����������
;����. Der Investitionsbedarf in
den neuen Ländern wird besonders berücksichtigt: Ihr
Anteil an den Bundesmitteln ist etwa doppelt so hoch,
wie es ihrem Anteil an der Gesamtbevölkerung ent-
spricht. Durch die Finanzhilfen wird die Wohnraumver-
sorgung im preisgünstigen Marktsegment quantitativ
und qualitativ zugunsten bedürftiger Haushalte,

insbesondere kinderreicher Familien, Alleinerziehender,
älterer Menschen und Behinderter verbessert und die
Wohneigentumsbildung von jungen Familien unter-
stützt. Den Investitionen in den Wohnungsbau kommt
zugleich beschäftigungspolitische Bedeutung zu. Der
Umfang der Finanzhilfen des Bundes an die Länder zur
Förderung des sozialen Wohnungsbaus im Zeitraum der
Finanzplanung berücksichtigt die entspannte Woh-
nungsmarktsituation und das zwingende Erfordernis
zum Subventionsabbau im Rahmen der notwendigen
Konsolidierung des Bundeshaushalts.

Für den umfangreichen Modernisierungs- und Instand-
setzungsbedarf in den neuen Ländern steht im übrigen
im Rahmen eines +���&�	����������-	��	����� ��	
#	���
���
��
� � 	� �����	������ ein Kreditvolumen
von 75 Mrd. DM zur Verfügung, das bis Mitte
Juni 1999 voll durch Zusagen belegt war. Eine nochma-
lige Aufstockung im Rahmen der veranschlagten Haus-
haltsmittel ist in Vorbereitung. Mit Hilfe des Pro-
gramms sind bisher Modernisierungs- und Instandset-
zungsmaßnahmen an rd. 3,3 Mio. Wohnungen gefördert
worden. Es ist beabsichtigt, das Programm ab 2000 mit
einem Kreditvolumen von 10 Mrd. DM in drei Jahres-
tranchen bis zum Jahr 2002 fortzuführen. Dabei sollen
Bund und Länder die Zinssubventionen künftig je zur
Hälfte tragen.
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Auf der Grundlage von Art. 104 a Abs. 4 des Grundge-
setzes gewährt der Bund den Ländern 4����������
auch zur Förderung von besonders bedeutsamen Inve-
stitionen der Gemeinden (Gemeindeverbände) für
städtebauliche Maßnahmen nach §§ 164 a, 164 b und
169 Abs. 1 Nummer 9 des Baugesetzbuchs. Die Mittel
werden zur Förderung städtebaulicher Sanierungs- und
Entwicklungsmaßnahmen, in den neuen Ländern auch
für den städtebaulichen Denkmalschutz und die städte-
bauliche Weiterentwicklung großer Neubaugebiete ein-
gesetzt. Schwerpunkte der Förderung sind:

� die Stärkung der Innenstädte und Ortsteilzentren in
ihrer städtebaulichen Funktion,

� die Wiedernutzung von Flächen (insbesondere der in
Innenstädten brachliegenden Industrie-, Konver-
sions- oder Eisenbahnflächen) zur Errichtung von
Wohn- und Arbeitsstätten, Gemeinbedarfs- und Fol-
geeinrichtungen und

�
� städtebauliche Maßnahmen zur Behebung sozialer

Mißstände.

Bund und Länder stimmen darin überein, daß die Bun-
desfinanzhilfen zur �
;�
������	��	��� auf städtische

und ländliche Räume mit erhöhten strukturellen Schwie-
rigkeiten zu konzentrieren sind.

Für die strukturpolitisch akzentuierten städtebaulichen
Bedarfsschwerpunkte stellt der Bund den Ländern im
Zeitraum der Finanzplanung jährlich 600 Mio. DM
Städtebauförderungsmittel (als Verpflichtungsrahmen)
zur Verfügung. Davon entfallen je 520 Mio. DM auf die
neuen und 80 Mio. DM auf die alten Länder.

Die Städtebauförderung wird aufgrund verändeter Rah-
menbedingungen und aktuellen Handlungsbedarfs er-
gänzt durch ein neues Programm 8�
��

����� ��
� ��%
�����	��� ��
$������������	�� %� ���� �������� �
��
<
mit einem Verpflichtungsrahmen von jährlich
100 Mio. DM. Die Finanzhilfen des Bundes werden für
Investitionen zur innovativen, nachhaltigen Stadt
teilentwicklung eingesetzt. Ziel des neuen Programms
ist es, eine zeitgleiche Durchführung investiver und
nichtinvestiver Maßnahmen durch Bündelung mit ande-
ren finanziellen Ressourcen zu erreichen. Das städte-
bauliche Programm als „eigenständiges Investitions-
und Leitprogramm für Stadtteile mit besonderem Ent-
wicklungsbedarf“ ist so ausgestaltet, daß es die organi-
satorischen und finanziellen Ressourcen zur Lösung der
städtebaulichen Gesamtmaßnahme einwirbt.

���4�'� !�	����	����������	�����
�%�����5����	������
���

Für die Verlagerung von Parlamentssitz und Regie-
rungsfunktionen nach Berlin ist eine Kostenobergrenze
von 20 Mrd. DM festgelegt. Nach dem Ausgaben-
schwerpunkt im Umzugsjahr 1999 sinken die Umzugs-
ausgaben in den Folgejahren kontinuierlich ab. Bis 1998

wurden rd. 7,1 Mrd. DM in Anspruch genommen. Im
Finanzplanungszeitraum sind rd. 11,7 Mrd. DM vorge-
sehen. Die restlichen Ausgaben von rd. 1,2 Mrd. DM
werden im wesentlichen in den Jahren bis 2005 anfal-
len.

�
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�Die neue Bundesregierung hat den Ausbau der Lei-
stungsfähigkeit in Bildung und Forschung zu einem
zentralen Handlungsfeld ihrer Politik für mehr Wachs-
tum und Beschäftigung gemacht. Die Mittel für Zu-
kunftsinvestitionen in Forschung, Bildung und Wissen-
schaft werden daher Jahr für Jahr deutlich verstärkt.

�Der Hauptteil der für diesen Bereich vorgesehenen
Ausgaben entfällt auf den Etat des Bundesministeriums
für Bildung und Forschung. Für 2000 ist hier ein Pla-
fond in Höhe von knapp 14,6 Mrd. DM eingeplant.

���7��� ����������
"�4�	������������
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Die Forschungspolitik folgt den Leitmotiven Chancen-
gleichheit, Kreativität durch Eigenverantwortung, For-
schung für den Menschen, weltweites nachhaltiges
Wachstum und Beschleunigung des Strukturwandels.
Leitender Grundsatz ist der Vorrang von Qualität.

Wichtige forschungspolitische Ziele sind:

� Stärkung der außeruniversitären Forschung durch
strukturelle Reformen und Prioritätensetzung; Siche-
rung der institutionellen Förderung auf hohem Ni-
veau insbesondere durch eine starke Grundlagenfor-
schung; Verbesserung der internationalen

Wettbewerbsfähigkeit der Forschungseinrichtungen
und Modernisierung der Forschungslandschaft;

� Neue Förderinstrumente für Exzellenz und Profilbil-
dung durch Wettbewerb und Vernetzung (Leit-
projekte, Kompetenznetze etc.);

� Forschung und Entwicklung in Schlüsseltechnolo-
giebereichen; Ausschöpfung des Innovationspotenti-
als; Intensivierung des Technologie- und Wissens-
transfers;

� Ausbau der internationalen Zusammenarbeit.
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Vor diesem Hintergrund ergeben sich folgende pro-
grammatische Schwerpunkte:

Die Zuwendungen an die Deutsche Forschungsgemein-
schaft, die Max-Planck-Gesellschaft und die Fraunho-
fer-Gesellschaft werden weiter gesteigert. Gleichzeitig
zielen neue Maßnahmen durch mehr Wettbewerb und
Leistungsanreize auf die Modernisierung der wissen-
schaftlichen Infrastruktur.

Die neue Bundesregierung sieht in der 4�	������ � 	
���� ��$��
��	��
�� �����
���� ��
$������� einen
wichtigen Förderschwerpunkt. Dies schließt auf der Ba-
sis des Regierungsprogramms „Forschung für die Um-
welt“ neue Akzente zur regionalen Nachhaltigkeit, zur
integrierten Forschung zum System Erde, der Bio-
diversität und der sozioökonomischen Aspekte des glo-
balen Wandels, insbesondere der Forschung für eine
Politik der Friedensgestaltung, ein. Die Förderung inte-
grierten Umweltschutzes wird auf weitere Wirtschafts-
bereiche erstreckt. Insgesamt wird eine stärkere Inte-
gration ökologischer, sozialer, ökonomischer und insti-
tutioneller Fragestellungen in den Förderbereichen an-
gestrebt, was durch die Zusammenführung mit der För-
derung der Sozial- und Wirtschaftswissenschaften und
der Wissenschaftsforschung u.a. durch eine Förderlinie
für sozialökologische Forschung vorangetrieben werden
soll.

Im Bereich der 7�������
���	����� erstreckt sich
die Förderung auf vier Hauptfelder:

� die biomedizinische Forschung, insbesondere
Grundlagen- und Krankheitsursachenforschung;

� die klinische Forschung zur verbesserten Krank-
heitserkennung und -bekämpfung;

� die medizintechnische Forschung und Entwicklung;

� die Public-Health-Forschung und Epidemiologie
einschl. der Gesundheitssystemforschung.

Dabei geht es um das Erreichen von Forschungsergeb-
nissen, die am internationalen Spitzenstandard zu mes-
sen sind, und um die Nutzung von Innovationschancen
in Klinik, Wirtschaft und im Gesundheitssystem.

Die Bedeutung der�,���	��
����
����� und ihrer Nut-
zung geht weit über die wirtschaftliche Dimension hin-
aus. Sie prägt zunehmend neben der Arbeitswelt alle
Lebensbereiche, schafft Beschäftigungspotentiale und
verändert sowohl wirtschaftliche als auch soziale
Strukturen. Deutschland nutzt diese Potentiale und da-
mit verbundene Chancen noch weitaus weniger als an-
dere große Industrienationen. Ziel muß es sein, daß
Deutschland künftig bei der Nutzung moderner IuK-
Techniken eine internationale Spitzenstellung einnimmt.

Forschungsförderung und Unterstützung des Einsatzes
neuer Medien in der Bildung gehören dabei - neben den
rechtlichen Rahmenbedingungen - zu den Haupt-
schwerpunkten, mit denen die Bundesregierung diese
ehrgeizige Zielsetzung zusammen mit anderen Akteuren
aus Wirtschaft, Wissenschaft und Politik verfolgt.
Schwerpunkte der Forschungsförderung sind die Ent-
wicklung von ausgewählten Schlüsseltechnologien (Mi-
kroelektronik, optische und drahtlose Netze, Displays,
Softwaretechnologie), der Ausbau von IuK-
Infrastrukturen für Wissenschaft und Allgemeinheit
(Gigabitnetz, digitale Bibliotheken) sowie die Entwick-
lung innovativer Telematikanwendung. Internet-
anwendungen und -technologien (z.B. Router) haben
dabei einen besonderen Stellenwert. Neue Schwer-
punkte hoher Priorität sind neben der Förderung von
Medienkompetenz die Förderung von Lehr- und
Lernsoftware für Schulen, Hochschulen und die berufli-
che Bildung in Abstimmung mit den Ländern und Sozi-
alpartnern.

Die ���
��������� ist eine Schlüsseltechnologie des
21. Jahrhunderts, deren Bedeutung weiter zunehmen
wird. Der Ausbau von Bioregionen in Deutschland ge-
hört daher zu den zentralen Initiativen, um international
herausragende Kompetenzzentren biologischer For-
schung und Anwendung in Deutschland zu schaffen.
Gestützt wird dieser Kurs u.a. durch das Humangenom-
forschungsprogramm, das Pflanzengenomprojekt GABI
und die neue Fördermaßnahme BioChance zur Förde-
rung junger Biotechnologieunternehmen.

Eine vergleichbare Schrittmacherfunktion wie der Bio-
technologie kommt der 2�
�	�����	������ zu. Die
Bundesregierung hat daher frühzeitig die Suche nach
den Werkstoffen für die Technologien von morgen ge-
fördert. Im Vordergrund stehen die Werkstoffentwick-
lung für die Informations-, Verkehrs-, Energie-, Medi-
zin- und Fertigungstechnik. Im Bereich der physikali-
schen und chemischen Technologien gehören die
Nanotechnologie und Laserforschung wegen ihres gro-
ßen Innovationspotentials zu den besonders geförderten
Schwerpunkten.

Ein stark systemischer und problemlösungsorientierter
Ansatz liegt dem 2�����
;
���	�����������-
 zu-
grunde.  Technologieorientierte Verkehrsforschung wird
insbesondere mit wirtschafts-, sozial- und umweltwis-
senschaftlichen Aspekten der Mobilität verknüpft, um
so zu neuartigen Problemlösungen - etwa für die Mobi-
lität in Ballungsräumen oder die Emissionsreduzierung -
zu gelangen. Die bis März 2000 geförderten Arbeiten
zur Zulassung des Transrapid bleiben ein für die Wett-
bewerbsfähigkeit Deutschlands wichtiges Großprojekt.

In der 5�����	
��	����� ist mit der Brüsseler ESA-
Ministerkonferenz vom Mai 1999 eine Weichenstellung
für eine wirtschaftlich sinnvolle Schwerpunktsetzung
vorgenommen worden. Exzellente Forschung und
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wirtschaftlicher Nutzen sind zukünftig die maßgebli-
chen Ziele der Raumfahrtförderung. Mit dem Grundsatz
einer stärkeren Beteiligung der Industrie im Rahmen ei-
ner öffentlich-privaten Partnerschaft, wie sie insbeson-
dere bei der Weiterentwicklung der ARIANE-
Trägerrakete und hinsichtlich des europäischen Satelli-
tennavigationssystems (GALILEO) bereits umgesetzt
worden ist, ist ein Orientierungsrahmen für künftige
Raumfahrtförderung vorgegeben worden. Darüber hin-
aus muß die ESA den Weg zu mehr Effizienz durch
Optimierung der Management- und Entscheidungspro-
zesse weitergehen.

Eine weitere zentrale Querschnittsaktivität ist die ��
�	%
��
������� +��������	���
� in Forschung und Tech-
nologie. Kooperationen und Know-how-Transfer dienen
dabei auch der Arbeitsteilung und damit der Kostener-
sparnis. Darüber hinaus fördert die Bundesregierung
z.B. die Mobilität der Forschung und des wissenschaft-
lichen Nachwuchses, um internationale Offenheit und
Kooperationsfähigkeit zu sichern.

���7�'� 6��������

Der 0��%�����:������&���6�������� einschließlich
der Hochschulkliniken gehört zu den im Grundgesetz
verankerten Gemeinschaftsaufgaben von Bund und
Ländern. Zur Erfüllung dieser Aufgabe stellt der Bund
1999 2,0 Mrd DM für Vorhaben zur Verfügung, die
vom Planungsausschuß für den Hochschulbau in den
Rahmenplan aufgenommen worden sind. Für 2000 sind
ebenfalls 2,0 Mrd. DM vorgesehen. Die Bundesregie-
rung beabsichtigt, eine grundlegende Änderung des
Hochschulbauförderungsgesetzes mit dem Ziel zu initi-
ieren, das Verfahren weiter deutlich zu vereinfachen.

Das von Bund und Ländern getragene 6���������%
��	-	��	����(6���,,,* soll insbesondere zur Verän-
derung von Strukturen in Hochschule und Forschung

beitragen und setzt Akzente in folgenden Bereichen:
Verbesserung der Strukturen im Hochschulbereich,
weitere Entwicklung des Fachhochschulbereichs, Förde-
rung des wissenschaftlichen Nachwuchses, Förderung
von Frauen in Wissenschaft und Forschung. Das Pro-
gramm hat eine Laufzeit von 5 Jahren (1996 bis 2000).
Das Volumen (einschl. der Ergänzungsvereinbarung zur
Förderung von Hochschulbibliotheken) beträgt
3,68 Mrd DM. Die Bundesregierung prüft derzeit ge-
meinsam mit den Ländern, in welchem Maße die in ihre
Zuständigkeit fallenden Maßnahmen des HSP III nach
dem Auslaufen des Programms fortzuführen sind (z.B.
im Bereich der Förderung von Frauen in Wissenschaft
und Forschung).
�
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Ziel des �������������������	��	��������
���
(BAföG) ist die soziale Öffnung und Offenhaltung des
Bildungswesens. Unabhängig vom Geldbeutel der El-
tern soll eine den eigenen Fähigkeiten und Neigungen
entsprechende Ausbildung ermöglicht werden. Der den
einzelnen Auszubildenden hierfür zustehende Förder-
betrag orientiert sich an dem durch die erforderlichen
Ausgaben für Lebensunterhalt und Ausbildung be-
stimmten Bedarf.

Die Bundesregierung hat nach dem Regierungswechsel
in einem ersten Schritt mit der Vorlage eines
20. BAföG-Änderungsgesetzes Fehlentwicklungen kor-
rigiert und zugleich über eine nochmalige Anhebung der
Bedarfssätze um 2 v. H. sowie der Freibeträge um
6 v. H. ein weiteres Absinken der Gefördertenquote ge-
stoppt. Den Studierenden stehen nunmehr mit
1.030 DM Höchstförderung sowie dem zum Jahresbe-
ginn 1999 auf 250 DM angehobenen Kindergeld insge-
samt 1.280 DM zur Verfügung. Die Rücknahme der im
18. BAföGÄndG von der früheren Bundesregierung
eingeführten Schlechterstellung bei Auslandsaufenthal-
ten sowie bei Fachrichtungswechsel und Engagement in
der studentischen Selbstverwaltung hat die Tendenz für
eine grundlegende BAföG-Reform bereits markiert. Sie
wird eine der zentralen Aufgaben der Bildungspolitik
der Bundesregierung in dieser Legislaturperiode sein.

Nur so wird Chancengleichheit hergestellt und dauerhaft
gesichert und können Begabungsreserven konsequent
erschlossen werden.

Im Förderansatz grundlegend verschieden von den sozi-
alrechtlich abgesicherten Leistungsansprüchen im
BAföG ist die �����
����	��	���� ���� ������ in
Form von Stipendien durch die von ihm finanzierten
Begabtenförderungswerke. Die Träger dieser Werke
decken weitgehend das gesellschaftspolitische Spektrum
der Bundesrepublik ab. Zur Zeit sind es zehn Begabten-
förderungswerke: zwei in kirchlicher Trägerschaft, fünf
den politischen Parteien nahestehende Stiftungen, je ein
Förderwerk des Deutschen Gewerkschaftsbundes bzw.
der Deutschen Wirtschaft und - als größtes - die weltan-
schaulich neutrale Studienstiftung des deutschen Vol-
kes.

Einen besonderen Schwerpunkt setzt die Bundesregie-
rung in der Förderung des hochqualifizierten wissen-
schaftlichen Nachwuchses. Dies zeigt sich insbesondere
für die Promotionsphase in Graduiertenkollegs und in
der spezifischen Begabtenförderung sowie für die Post-
doktorandenphase im neuen Emmy-Noether-Pro-
gramm. Diese Maßnahmen wirken in erster Linie über
die DFG in den Hochschulen, aber auch in den außer-
universitären Forschungseinrichtungen (Großfor-
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schungseinrichtungen, Blaue-Liste-Einrichtungen,
Fraunhofergesellschaft, Max-Planck-Gesellschaft).
Deshalb hat die neue Bundesregierung im

Haushalt 1999 und im Finanzplan hier deutliche Ak-
zente durch entsprechende Haushaltsaufwüchse gesetzt.
�

���7�>� ��	�����������������$�������
������	�����������������$�����

Durch das 0���
������	
����������	��	��������
�
(AFBG)� erhalten Teilnehmerinnen und Teilnehmer an
Meisterlehrgängen und ähnlichen, auf vergleichbare
Fortbildungsabschlüsse vorbereitende Maßnahmen eine
verbesserte finanzielle Unterstützung. Bei Vorliegen der
gesetzlichen Förderungsvoraussetzungen besteht ein
Rechtsanspruch. Bei Vollzeitmaßnahmen werden
- anteilig als Zuschuß und als zinsgünstiges Bankdarle-
hen - einkommens- und vermögensabhängige Leistun-
gen zum Lebensunterhalt geleistet. Die Höhe der Unter-
haltsbeiträge orientiert sich am Bundesausbildungsför-
derungsgesetz und ist je nach Familiengröße gestaffelt.
Darüber hinaus werden - auch bei Teilzeitmaßnahmen -
einkommensunabhängige Beiträge in Form von zins-
günstigen Bankdarlehen zur Finanzierung der Lehr-
gangs- und Prüfgebühren bis zu 20.000 DM geleistet.
Die Bankdarlehen sind während der Fortbildung und ei-
ner anschließenden zweijährigen Karenzzeit zins- und
tilgungsfrei, die Zinsen werden in diesem Zeitraum von
der öffentlichen Hand übernommen. Schaffen Existenz-
gründer nach Abschluß der Fortbildung mindestens
zwei Arbeitsplätze, wird ihnen die Hälfte des auf die
Lehrgangs- und Prüfungsgebühren entfallenden Rest-
darlehens erlassen. Die Ausgaben, die bei der Ausfüh-
rung des Gesetzes entstehen, werden zu 78 v.H. vom
Bund und zu 22 v.H. von den Ländern getragen.

Im Bereich der ��	�������� �����
����	��	���� för-
dert die Bundesregierung gegenwärtig etwa
13.000 begabte junge Berufstätige, die ihre Lehre be-
sonders erfolgreich abgeschlossen haben. Die Förderung
anspruchsvoller Maßnahmen der Fort- und Weiterbil-
dung der Stipendiaten wird im Finanzplanungszeitraum
1999 bis 2003 mit 132 Mio. DM unterstützt. Maßnah-
men der allgemeinen und beruflichen Weiterbildung
werden im Finanzplanungszeitraum mit insgesamt rd.
129 Mio. DM gefördert. Für den Austausch mit anderen
Staaten im Bereich der beruflichen Bildung sind insge-
samt 75 Mio. DM im Finanzplanungszeitraum einge-
plant.

Die  ��	��
	��������� 0�����������
;

�� ergänzen
mit ihrem Lehrangebot die betriebliche Ausbildung sol-
cher Klein- und Mittelbetriebe, die aufgrund ihrer Größe
oder Spezialisierung nicht in der Lage sind, die gefor-
derten Ausbildungsinhalte in ihrer Gesamtheit zu ver-
mitteln. Erst durch die ergänzenden Lehrangebote der

überbetrieblichen Ausbildungsstätten werden diese Be-
triebe in die Lage versetzt, ausbilden zu können. Für
2000 sind 125 Mio. DM veranschlagt, im Finanzpla-
nungszeitraum insgesamt 650 Mio. DM. Aufgrund der
besonderen Bedingungen in den neuen Ländern zielt die
Bundesförderung vor allem dort auf den Aufbau einer
Grundstruktur überbetrieblicher Ausbildungsstätten. In
den alten Ländern können neben Modernisierungsmaß-
nahmen in besonders begründeten Einzelfällen Neu-
bauten gefördert werden.

Gemeinsam mit den Ländern fördert der Bund ��?�	��%

	��������0����������-�;
��� �������������.;���	�.
Bundesregierung und Länder haben im April 1999 eine
weitere Vereinbarung zur Förderung von 17.500 zu-
sätzlichen Ausbildungsplätzen unterzeichnet. Hierfür
werden ca. 232 Mio. DM bis zum Jahr 2002 vom Bund
bereitgestellt. Das Gesamtfördervolumen des Bundes
für die laufenden Programme umfaßt für die Haushalts-
jahre 1999 bis 2002 rd. 594 Mio. DM.

Das von der Bundesregierung geförderte �����	-	�%
�	���� 0����������-��
���
$�����	 (Erstlaufzeit:
1. Juli 1995 bis 31. Dezember 1998) wurde zwischen-
zeitlich bis zum 31. Dezember 2002 verlängert. Gleich-
zeitig wurde die Zahl der beschäftigten Ausbildungs-
platzentwickler/innen von bisher 157 auf 190 aufge-
stockt. Aufgabe bleibt es, durch praktische Hilfestellung
in den Betrieben zu zusätzlichen betrieblichen Lehr-
stellen zu gelangen. Bislang wurden rd. 60.000 Lehr-
stellen zugesagt, wovon tatsächlich rd. 75 % realisiert
wurden. Bis Ende 1998 wurden rd. 43 Mio. DM aus
Bundesmitteln verausgabt. Weitere 77 Mio. DM Bun-
desmittel werden bis zum 31. Dezember 2002 bereitge-
stellt.

Im Rahmen der verfassungsmäßigen Mitwirkungsrechte
des Bundes bei der ��������-������� gemäß Arti-
kel 91b GG beteiligt sich der Bund an den laufenden
Kosten für Planung, Durchführung, wissenschaftliche
Begleitung und Auswertung von Modellversuchen und
-programmen im allgemeinen Bildungswesen. Dafür
stehen im Finanzplanungszeitraum 1999 bis 2003 rd.
64 Mio. DM zur Verfügung. Im gleichen Zeitraum sind
für die Ressortforschungsvorhaben im allgemeinen Bil-
dungswesen rd. 35 Mio. DM veranschlagt.
�
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Die Förderung von Kunst und Kultur durch den Bund
ist begrenzt auf Maßnahmen und Einrichtungen, die ge-
samtstaatliche und nationale Bedeutung haben. Denn
grundsätzlich liegt die Finanzierungszuständigkeit als
Folge der verfassungsrechtlichen Kompetenzverteilung
bei den Ländern.

Durch Organisationserlaß des Bundeskanzlers wurde
das Amt eines �����
	��
�����	�������	����	����� 	
0����������
��� ��	� #��
�	� ���� ��	� 2����� am
28. Oktober 1998 geschaffen. Einschließlich dem ihm
zugeordneten Bundesarchiv und dem Bundesinstitut für
ostdeutsche Kultur und Geschichte stehen dem Beauf-
tragten 1,755 Mrd. DM in 2000 zur Verfügung.

Schwerpunkte der Arbeit des Kulturbeauftragten im Fi-
nanzplanungszeitraum sind insbesondere:

� der beschleunigte Aufbau und strukturelle Umbau
der Stiftung Preußischer Kulturbesitz (hierfür stehen
im Finanzplanungszeitraum rd. 1,3 Mrd. DM zur
Verfügung),

� die kulturelle Förderung der Hauptstadt Berlin und
der Bundesstadt Bonn,

� die finanzielle Hilfe für die neuen Länder, insbeson-
dere für die Sanierungen von erhaltenswerten Ge-
bäuden,

� die neue Gedenkstättenkonzeption des Bundes, die
Verwirklichung des Denkmals für die ermordeten
Juden Europas,

� Verbesserung der rechtlichen und sozialen Rahmen-
bedingungen für Kunst, Künstler und Medien,

� die Stärkung des Films in Deutschland („Bündnis für
den Film“),

� die Fortsetzung der Pflege des kulturellen Erbes und
des Schutzes von Kulturgütern (mit Schwerpunkt in
den neuen Ländern, insbesondere bei der Denkmal-
pflege).

Die 0��$;	
���� #��
�	-���
�� hat sich zum Ziel ge-
setzt, den Kulturaustausch mit den europäischen und
transatlantischen Partnern sowie zwischen nördlicher
und südlicher Hälfte der Erdkugel zu fördern. Dabei
wird Kulturpolitik auch als Instrument der Standortsi-
cherung eingesetzt. Neben der weltweiten Förderung
der deutschen Sprache, der Pflege und dem Ausbau in-
ternationaler wissenschaftlicher Kontakte, dem Studen-
tenaustausch und der Unterstützung der deutschen Aus-
landsschulen haben der Medienbereich, die Präsentation
deutscher Kultur, der Jugend- und Sportaustausch sowie
die multilaterale Zusammenarbeit besondere Bedeutung.
Nach wie vor wird die Zusammenarbeit mit den Staaten
in Mittel- und Osteuropa und auf dem Gebiet der ehe-
maligen Sowjetunion im Planungszeitraum 1999 bis
2003 einen Schwerpunkt bilden.

Die Ausgaben des Bundes auf dem Gebiet der Auswär-
tigen Kulturpolitik betragen im Jahr 2000 - in aktuali-
sierter Abgrenzung - rd. 2,4 Mrd. DM. Der Betrag um-
faßt auch Ausgaben, die unter anderen Textbuchstaben
erfaßt sind.

���6�� /�$��
���
�"�7�������
�$����"��-�	


Ziel der Umweltpolitik ist die ökologische Modernisie-
rung, die sich am Leitbild der Nachhaltigkeit orientiert.
Die Verbesserung der sozialen und ökonomischen Le-
bensbedingungen für alle Menschen muß in Einklang
gebracht werden mit dem Schutz der natürlichen Le-
bensgrundlagen unter Berücksichtigung künftiger Gene-
rationen. Diese übergreifende Zielsetzung macht eine
stärkere Verankerung des Umweltschutzzieles in den
anderen Politikbereichen erforderlich. Die Innovati-
onspotentiale müssen genutzt und umweltfreundliches
Handeln belohnt werden. Im internationalen Innovati-
onswettbewerb ist es erforderlich, als Vorreiter global
verträgliche Modelle des Wirtschaftens zu entwickeln.

Die Bundesregierung verfolgt die genannten Ziele durch
gesetzgeberische Regelungen im Rahmen der konkur-
rierenden Gesetzgebung bzw. durch Rahmenvorschrif-
ten. Hierbei wird angestrebt, den Betroffenen weitestge-
hend eigenverantwortlich bestimmbare Handlungsalter-
nativen zu überlassen. Die grundsätzliche Verantwor-

tung der Länder für die Durchführung und Finanzierung
der Gesetze im Umweltbereich bleibt davon unberührt.

Für die Umsetzung der globalen Klimaschutzmaßnah-
men ist der ������� 0�	��� 0�
����-��� von 1998 ein
wichtiger Zwischenschritt. Der Aktionsplan enthält ein
genaues Arbeitsprogramm, das den Fahrplan für die
Kioto-Mechanismen festlegt. Hervorzuheben sind die
Erarbeitung eines Kontrollsystems bis 2000 für die Ein-
haltung der von den Vertragsstaaten eingegangenen
Verpflichtungen sowie ein verstärkter Technologietrans-
fer mit Entwicklungsländern.

Mit dem #��%�	��	���� ��	� F9�%2����	���� ��
7��;������
��� werden Maßnahmen zur Verminde-
rung der Schadstoffemission durch Energieeinsparung
an Wohngebäuden in den alten Bundesländern über
zinsgünstige Darlehen mitfinanziert. Zur Zinsverbilli-
gung für ein Darlehensvolumen von 1 Mrd. DM werden
Haushaltsmittel des Bundes zur Verfügung gestellt.
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Nach Vergabe dieser Tranche führt die KfW das Pro-
gramm aus Eigenmitteln weiter. Im Herbst 1998 wurden
die Konditionen des Programms wesentlich verbessert.
Danach ist das Programm auch für die neuen Länder für
die Installation von solarthermischen Anlagen, Wärme-
pumpen, Photovoltaik und Biomasse-Anlagen geöffnet
worden. Auch die Errichtung von Niedrigenergiehäu-
sern wird im gesamten Bundesgebiet mit diesem Pro-
gramm gefördert. Insgesamt wurden bisher rd. 82.000
Kredite mit einem Kreditvolumen von rd. 3,8 Mrd. DM
vergeben.

Mit dem �BB�BBB��;��	%����	�
	��%�	��	��� - als
Baustein des vorhandenen KfW-Programms zur CO2-
Minderung - setzt die Bundesregierung die in der Koa-
liltionsvereinbarung angekündigte Initiative zur Nut-
zung erneuerbarer Energien um. Gefördert wird ab Jah-
resbeginn die Errichtung und Erweiterung von Photo-
voltaik-Anlagen ab einer installierten Spitzenleistung
von ca. 1 kWp. Der Bund fördert die Maßnahme mit
mehr als 1 Mrd. DM. Den Kreditnehmern werden über
die Laufzeit von 10 Jahren die Zinsen erlassen, bei Vor-
liegen weiterer materieller Voraussetzungen kann zu-
dem bereits nach 9 Jahren die Restschuld erlassen wer-
den.

Mit dem #��%,��	��
	��
�	-	��	��� werden in den
alten Bundesländern kommunale Investitionen im Um-
fang von 4 Mrd. DM finanziert, u.a. Projekte der Was-
serversorgung und Abwasserentsorgung, Abfallwirt-
schaft, Energieeinsparung und Umstellung auf alternati-
ve Energiegewinnung. Zur Verbesserung der Konditio-
nen für entsprechende bereits plafondierte Maßnahmen
in den neuen Bundesländern stehen 3 Mrd. DM zur Ver-
fügung. Da in Ostdeutschland nach wie vor erheblicher
Investitionsbedarf im kommunalen Bereich besteht, hat
die KfW diesen inzwischen belegten Sonderplafonds im
Februar 1999 um weitere 2 Mrd. DM auf 5 Mrd. DM
aufgestockt. Die Kredite werden weiterhin zu besonders
günstigen Zinskonditionen angeboten. Für die alten
Bundesländer wird das Programm, da das Volumen von
4 Mrd. DM voll in Anspruch genommen wurde, zu
normalen Konditionen auch aus Eigenmitteln der KfW
weitergeführt.

Die Deutsche Ausgleichsbank (DtA) hat ihr Umwelt-
programm durch eine 8�B�BBB%�;��	%����	%,��
��%

�&�< ergänzt. Das Programm zur Nutzung erneuerbarer
Energie steht jetzt auch für private Haushalte in den al-
ten und neuen Bundesländern zur Verfügung. Das Pro-
gramm wird aus Eigenmitteln der DtA finanziert.

Obwohl auch der Umweltbereich im Rahmen der Haus-
haltskonsolidierung seinen Beitrag zu leisten hat, wer-
den in erheblichem Umfang Mittel für 4�	��	-	�%
�	����� ��� ��	���� /�$��
%� ���� :�
�	���
� be-
reitgestellt und damit das Ziel der „nachhaltigen Ent-
wicklung“ unterstützt. So stehen z.B. zur Förderung von
Investitionen im Rahmen von Pilotprojekten zur Ver-
minderung von Umweltbelastungen im Finanz-

planungszeitraum rd. 185 Mio. DM zur Verfügung. Ein
Schwerpunkt der Förderung ist der Klimaschutz. Weite-
re 63 Mio. DM stehen für Investitionen im Rahmen von
Pilotprojekten zur Verminderung grenzüberschreitender
Umweltbelastungen zur Verfügung. Für Forschungs-
und Entwicklungsvorhaben sind im Finanzplanungszeit-
raum rd. 284 Mio. DM vorgesehen. Mit rd.
181 Mio. DM sollen Naturschutzgroßprojekte, denen
gesamtstaatlich-repräsentative Bedeutung beigemessen
wird, gefördert werden.

Im Bereich Strahlenschutz und Reaktorsicherheit sind
im Finanzplanungszeitraum Ausgaben in Höhe von rd.
2,3 Mrd. DM vorgesehen.

Ausgaben für den Umweltschutz und für Maßnahmen
mit umweltverbessernder Wirkung sind nicht nur im
Umweltetat, sondern vielfach auch in den Einzelplänen
anderer Ressorts veranschlagt. 2000 werden die Um-
weltausgaben aus dem Bundeshaushalt insgesamt rd.
8,5 Mrd. DM betragen. So wird die umweltschutzbezo-
gene Grundlagenforschung aus dem Haushalt des Bun-
desministeriums für Bildung und Forschung finanziert
(1999 rd. 1,2 Mrd. DM). Länder der Dritten Welt unter-
stützt das Bundesministerium für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit mit 1,5 Mrd. DM im Rahmen der Ent-
wicklungshilfe. Im Haushalt des Bundesministeriums
für Wirtschaft und Technologie sind im Jahr 1999 erst-
mals für ein Marktanreizprogramm 180 Mio. DM zur
Förderung erneuerbarer Energien bereitgestellt worden,
das aus dem Ökosteueraufkommen gegenfinanziert
wird. Auch die Finanzhilfen im Rahmen der Gemein-
schaftsaufgaben nach Art. 91 a Grundgesetz kommen
dem Umweltschutz zugute. Hinzu kommen weitere rd.
2,7 Mrd. DM an Umweltschutzkrediten, die der Bund
aus dem ERP-Sondervermögen zur Verfügung stellt.
�
Im Bereich des 7�������
�$����� ist trotz weltweiter
Forschungsanstrengungen 0,�� bis heute nicht heilbar.
Es gibt allerdings Therapien, die den Krankheitsaus-
bruch verzögern, das Leben verlängern und das Leiden
lindern. Doch solange Heilung nicht möglich ist und
keine zuverlässige Prophylaxe als Impfstoff zur Verfü-
gung steht, bleibt die Bedrohung bestehen. Jährlich gibt
es nach den Meldungen an das Robert-Koch-Institut
2000 bis 2500 HIV-Neuinfektionen in Deutschland,
darunter 15 bis 20 % Frauen.

Die Aufklärungsmaßnahmen zur Bekämpfung von
AIDS müssen sich an die Allgemeinbevölkerung und
spezielle Zielgruppen sowie an die Hauptbetroffenen-
gruppen richten. Die Maßnahmen sollen den Bürger be-
fähigen, ein verantwortungsbewußtes Verhalten zum
Schutz vor eigener und fremder Ansteckung zu entwik-
keln. Übertriebene Ängste in der Bevölkerung gilt es
abzubauen, solidarisches Verhalten gegenüber den
Menschen mit HIV und AIDS soll unterstützt werden.
Dazu müssen die Menschen in ihren unterschiedlichen
Lebenssituationen erreicht und zielgruppenspezifisch
angesprochen werden.
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Deshalb werden 2000 die Anstrengungen fortgesetzt,
die eine Kommunikationsdichte in möglichst hohem
Maße gewährleisten. Für Aufklärungsmaßnahmen auf
dem Gebiet der AIDS-Bekämpfung sind für 1999 und
2000 33 Mio. DM vorgesehen.

Weltweit gehören ,����
�����	�����
�� immer noch
zu den häufigsten Krankheits- und Todesursachen.
Durch das Wiederauftreten besiegt geglaubter

Krankheiten wie Diphtherie und Tuberkulose und das
Auftreten neuer übertragbarer Krankheiten wie Rinder-
wahnsinn/BSE und neue Hepatitis-Infektionen gibt es
einen großen Forschungsbedarf. Um Wissenslücken und
Defizite im Bereich der Infektionskrankheiten zu
schließen, unterstützt die Bundesregierung die Infekti-
onsforschung und Verbesserung der Epidemiologie
übertragbarer Krankheiten.

=��������

6�����������	��������7�������
�$�����

2000 2001 2002 2003
Maßnahme

- Mio. DM -

Allgemeine gesundheitliche Aufklärung durch die Bundeszentrale für
gesundheitliche Aufklärung ................................................................... 8,0 8,0 8,0 8,0

Drogenbekämpfung................................................................................ 27,2 25,4 25,4 25,4

GDYRQ�I�U�'URJHQDXINOlUXQJ�UG�� ������������������������������������������������������������������������ ���� ���� ���� ����

Krebsbekämpfung .................................................................................. 8,8 5,5 2,8 2,8

Fördermaßnahmen der sozialen Integration behinderter Menschen....... 4,2 4,3 4,3 4,4

Förderung der medizinischen Qualitätssicherung .................................. 5,8 5,8 5,8 5,8

Förderung wissenschaftlicher Forschungseinrichtungen von überregio-
naler Bedeutung ..................................................................................... 45,6 46,0 45,7 45,0

Aufklärungsmaßnahmen auf dem Gebiet der AIDS Bekämpfung ......... 15,0 15,0 15,0 15,0

Bekämpfung neuer Infektionskrankheiten ............................................. 1,6 1,7 1,8 1,9

Maßnahmen zur Verbesserung der Versorgung Pflegebedürftiger ........ 63,0 53,0 43,0 33,0
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Zum Erhalt des hohen Leistungsstandes des ���
����
�-�
����-�	
� fördert der Bund auch 2000:

� Trainings- und Wettkampfmaßnahmen der Athleten,
insbesondere die Teilnahme an Europa- und Welt-
meisterschaften,

� die Beschäftigung von Trainern,

� die Unterhaltung und den Betrieb von Olympia-
stützpunkten und Bundesleistungszentren,

� die Förderung der internationalen Sportbeziehungen,

� die Förderung des leistungsbezogenen Behinderten-
sports.

Im Jahr 2000 stehen hierfür 224 Mio. DM zur Verfü-
gung.

Im Rahmen dieser Mittel werden auch das Institut für
Angewandte Trainingswissenschaft e.V. und das Institut
für Forschung und Entwicklung von Sportgeräten e.V.
unterstützt. Wegen der notwendigen optimalen Umset-
zung wissenschaftlicher Erkenntnisse in die Trai-
ningspraxis der Athleten sowie zur Entwicklung und
Optimierung von Sportgeräten ist diese Förderung von
besonderer Bedeutung.

Weiterhin werden erhebliche Mittel für den Sportstät-
tenbau des Hochleistungssports bereitgestellt (rd.
68 Mio. DM in 2000). Insbesondere in den neuen Län-
dern bedingt der Zustand der Sportanlagen umfangrei-
che Sanierungs- und Modernisierungsmaßnahmen.
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Von 1996 bis 1999 wurde die Errichtung des „Deut-
schen Sportmuseums“ in Köln mit Bundesmitteln in
Höhe von insgesamt etwa 6 Mio. DM gefördert. In die-
sem Museum sollen unter Berücksichtigung sozialer,
ökonomischer, politischer und kultureller Bezüge die

Entwicklung von Sport, Spiel und Turnen dargestellt
sowie aktuelle Probleme und Entwicklungen des Sports
einer breiten Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden.
�

�
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Für die Innere Sicherheit sind 2000 rd. 4,2 Mrd. DM
vorgesehen; das sind rd. 112 Mio. DM oder 2,7 v.H.
mehr als 1999.

Der �������	������
� (BGS) wurde entsprechend
dem Konzept zur Neuorganisation einzeldienstlich aus-
gerichtet. Die Anpassung der Personalstruktur, der Aus-
stattung und der Standortsituation wurden zu großen
Teilen bereits vorgenommen; sie dauern jedoch noch an.

Der BGS hat die Aufgaben der Luftsicherheit auf den
Flughäfen in NRW vom Land übernommen. Hierfür
wurden zusätzliche Stellen bereitgestellt. In 2000 sind
1361 Stellenhebungen vorgesehen, um die Planstellen-
struktur des BGS an die der Länderpolizeien weiter an-
zupassen. Im Zusammenhang mit dem Konsolidie-
rungsprogramm des Bundeshaushalts hat der BGS seine
geplanten Beschaffungsprogramme dieser Lage ange-
paßt. Es wurde begonnen das Hubschrauberprogramm
umzusetzen. Rund 75 % des Haushalts des BGS sind
durch Personalausgaben gebunden.

Das �������	��������
 (BKA) ist entsprechend sei-
nem gesetzlichen Auftrag insbesondere zuständig für
die Bekämpfung der organisierten Kriminalität, des
Waffen- und Drogenhandels sowie für die Aufklärung
von Falschgelddelikten. Neben den Personalausgaben,
die 64 v.H. aller Ausgaben darstellen, bilden die ko-
stenintensiven IT-Vorhaben, wie z.B. die Entwicklung
von Inpol - neu - und der Ausbau der internationalen
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Verbrechensbe-
kämpfung sowie die Erweiterung des automatisierten
Fingerabdruckidentifizierungssystems (AFIS) weitere
Ausgabenschwerpunkte. Die im Jahre 1999 begonnene
Verlagerung von Teilbereichen des BKA-Personen-
schutzes von Wiesbaden und Meckenheim nach Berlin
sowie die Einrichtung eines Standortreferates in Berlin
werden im Jahre 2000 abgeschlossen.

Für Führungs- und Einsatzmittel der Bereitschaftspoli-
zeien der Länder sind 2000 32 Mio. DM, 2001
6 Mio. DM veranschlagt. Diese Mittel sind für die Ab-
wicklung eingegangener Verpflichtungen vorgesehen.

Ab 2002 sind keine Mittel mehr veranschlagt. Die Ver-
waltungsabkommen mit den Ländern werden gekündigt.

���� ��������
� � 	� ���� ����	��
� ��� ��	� ,���	��%

����
����� (BSI) ist insbesondere zuständig für die

� Untersuchung von Sicherheitsrisiken bei Anwen-
dung der Informationstechnik sowie Entwicklung
von Sicherheitsvorkehrungen,

� Prüfung und Bewertung der Sicherheit von infor-
mationstechnischen Systemen oder Komponenten,

� Erteilung von Sicherheitszertifikaten,

� Unterstützung der Polizeien und Strafverfolgungs-
behörden bei der Wahrnehmung ihrer gesetzlichen
Aufgaben.

Im Jahre 2000 sind für das BSI 67,8 Mio. DM (1999 rd.
58,1 Mio. DM) veranschlagt.

Im 0�J�$���� hat sich die Situation seit dem Inkraft-
treten des neuen Asylrechts am 1. Juli 1993 grundsätz-
lich verbessert. Während 1992 noch 438.191 Ausländer
Asyl beantragt haben, betrug die Zahl der Asylsuchen-
den 1998 lediglich noch 99.021. Die Zuzugsentwick-
lung in den Monaten Januar bis Mai 1999
(= 36.838 Asylbewerber) läßt den Schluß zu, daß im ge-
samten Jahr 1999 rund 100.000 Asylbewerber zuziehen
werden.

Diese Veränderungen bleiben nicht ohne Auswirkung
auf das Bundesamt für die Anerkennung ausländischer
Flüchtlinge. Vor dem Hintergrund der Entwicklung der
Asylbewerberzahlen wird die bereits in den letzten Jah-
ren mit einer Vielzahl von Maßnahmen begonnene sozi-
alverträgliche Rückführung des Personalbestandes des
Bundesamtes weiter fortgesetzt. Auswirkungen hat dies
auch auf den Haushalt des Bundesamtes: Ist 1999 noch
ein Ansatz von etwa 291 Mio. DM zur Erfüllung der
Aufgaben notwendig, so erfolgt bis zum Jahr 2003 eine
Absenkung auf rund 257 Mio. DM.
�
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Die ��
$��������-���
�� der Bundesregierung zielt
darauf ab, in den Partnerländern zur Verwirklichung
von Menschenwürde und Menschenrechten, zum Abbau
von Konflikt- und Fluchtursachen, zum Ausbau wirt-
schaftlicher Kooperation und zu globaler Zukunftssiche-
rung beizutragen. Der Gesamtumfang der öffentlichen
Hilfe Deutschlands für die Partnerländer im Süden und
Osten betrug nach der Statistik des Entwicklungshil-
feausschusses der OECD 1998 insgesamt
5,589 Mrd. US-Dollar bzw. 0,26 v.H. des Bruttosozial-
produktes.

Im Rahmen des Zukunftsprogramms 2000 leistet auch
der Entwicklungshilfeetat seinen solidarischen Sparbei-
trag. Dabei ist es gelungen, die für das internationale
„Standing“ Deutschlands wichtigen Beiträge für die

multilateralen Institutionen (z.B. Weltbank) von Einspa-
rungen auszunehmen. Deutschland bleibt trotz der Ein-
sparungen immer noch viertgrößtes Geberland der Welt
und liegt - gemessen am Bruttosozialprodukt - weiterhin
über dem Durchschnitt aller Geber und im Durchschnitt
der G 7-Staaten. Auf dem Kölner Weltwirtschaftsgipfel
hat sich Deutschland für eine ������	�����$�	�
���������
���
��� zugunsten der ärmsten Entwick-
lungsländer eingesetzt. Dies wird den Bundeshaushalt in
den nächsten Jahren mit Einnahmeausfällen belasten.
Weiterhin wird der Gesamthaushalt durch den �
�����
�%

;
�-��
� � ���
��	�-� belastet werden. Die Kürzun-
gen beschränken sich im wesentlichen auf den bilatera-
len Bereich des Programmhaushalts.
�

�
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Ihren Kernauftrag nach Art. 25 Abs. 1 Einigungsvertrag,
die wettbewerbliche Strukturierung und Privatisierung
der ehemals volkseigenen Betriebe, hatte die =	��%
������
��
�(THA) bereits Ende 1994 im wesentlichen
beendet. Die verbliebenen Restaufgaben werden seit-
dem dezentral erledigt:

Von der ���������
��
� � 	� &�	���������������
�
�����	���������(BvS) werden die Aufgaben des Ver-
tragsmanagements, der Reprivatisierung, der Abwick-
lung und des Altlastenmanagements wahrgenommen.
Von insgesamt rd. 39.000 Privatisierungsverträgen be-
finden sich per April 1999 noch rd. 8.000 im „aktiven“
Bestand der BvS, bei denen Investitions- und Arbeits-
platzzusagen zu überwachen sind. Hiervon soll nach den
Planungen der Bundesregierung ein gewisser Teil
- vornehmlich langlaufende Verträge - künftig ge-
schäftsbesorgend durch ein Tochterunternehmen der
Kreditanstalt für Wiederaufbau betreut werden. Dane-
ben erledigt die BvS auch noch hoheitliche Aufgaben
nach Investitionsvorranggesetz und Grundstücksver-
kehrsordnung; die Zuständigkeit des Präsidenten der
BvS auf dem Gebiet der Vermögenszuordnung wurde
dem Präsidenten der OFD Berlin übertragen. Die BvS
konnte ihre Ausgaben bislang durch eigene Einnahmen
decken und wird auch im nächsten Jahr ohne Bundeszu-
schuß auskommen.

Die ��
���������%2��������
%7���������
� ��	���
��6 (BMGB) hat 1997 ihren Auftrag zur

Privatisierung restlicher Unternehmen erfolgreich abge-
schlossen und befindet sich seit 1998 in stiller Liquida-
tion. Sie fungiert noch als Holding-Gesellschaft für die
Lausitzer und Mitteldeutsche Bergbau-Verwaltungs-
gesellschaft mbH (LMBV), die Energiewerke Nord
GmbH (EWN) und die Gesellschaft zur Verwahrung
und Verwertung von stillgelegten Bergwerksbetrieben
mbH (GVV). Die Zuwendungen des Bundes an diese
Unternehmen werden sukzessive dem abnehmenden
Sanierungsbedarf angepaßt.

Liegenschaftsbezogene Aufgaben werden von der
=	������.���������
�����������
���6 (TLG) und
der �����&�	$�	
����%�����%&�	$��
��������������

��6 (BVVG) wahrgenommen. Während sich die
BVVG auf die Verpachtung und Verwertung land- und
forstwirtschaftlicher Flächen konzentriert, obliegt der
TLG die Privatisierung sonstiger Immobilienbestände
(im wesentlichen Gewerbegebiete, Büro- und Wohn-
immobilien).

Die bis Ende 1994 entstandenen Defizite hat die THA
durch eigene Kreditaufnahme am Kapitalmarkt gedeckt.
Insgesamt hinterließ die THA rd. 204,6 Mrd. DM Fi-
nanzschulden, die zum 1. Januar 1995 durch den Erbla-
stentilgungsfonds übernommen worden sind. Seit 1995
werden Defizite der Nachfolgeeinrichtungen der THA
direkt aus dem Bundeshaushalt finanziert.
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Durch das ����������������	��������
�, das am
1. Juli 1999 in Kraft getreten ist, übernimmt der Bun-
deshaushalt rückwirkend ab 1. Januar 1999 die Zins-
und Tilgungsverbindlichkeiten folgender Sondervermö-
gen:

� Erblastentilgungsfonds,
� Bundeseisenbahnvermögen und
� Verstromungsfonds.

Das Gesetz gewährleistet, daß der Grundsatz der Haus-
haltsklarheit, der durch die Verteilung der Verschuldung
des Bundes auf mehrere Sondervermögen beeinträchtigt
wurde, voll zur Geltung kommt. Die jetzt geschaffene
Transparenz ermöglicht es der Öffentlichkeit, sich
schnell und zuverlässig an zentraler Stelle einen Über-
blick über die Verschuldung des Bundes zu verschaffen.

Nicht möglich war eine Einbeziehung des Fonds “Deut-
sche Einheit”, da dieser von Bund und Ländern gemein-
sam getragen wird. Ebenfalls nicht eingegliedert wurden
das ERP-Sondervermögen, welches über ein umfangrei-
ches eigenes Vermögen verfügt und der Entschädi-
gungsfonds, der gegenwärtig keine Zahlungen aus dem
Bundeshaushalt erhält.

�� �	����
��
�������������(�.4*

Im Erblastentilgungsfonds werden seit 1995 die we-
sentlichen Elemente der finanziellen Erblast der ehema-
ligen DDR zusammengefaßt, verzinst und getilgt. Dazu
gehören nach dem Stand Ende 1998

� die Verbindlichkeiten des Ende 1994 aufgelösten
Kreditabwicklungsfonds in Höhe von 112,6 Mrd.
DM (davon 27,3 Mrd. DM Schulden des Republik-
haushaltes und 85,3 Mrd. DM Verbindlichkeiten ge-
genüber dem Ausgleichsfonds Währungsumstel-
lung),

� die zum 1. Januar 1995 vorhandenen Verbindlich-
keiten der Treuhandanstalt (THA) aus aufgenomme-
nen Krediten, übernommenen Altkrediten und Aus-
gleichsforderungen von THA-Unternehmen in Höhe
von insgesamt 204,5 Mrd. DM ,

� die Altverbindlichkeiten von Wohnungsbauunter-
nehmen der ehemaligen DDR nach dem Altschul-
denhilfegesetz in Höhe von 28,3 Mrd. DM und

� die ab 1. Januar 1997 übernommenen Altschulden
für gesellschaftliche Einrichtungen nach den Vor-
schriften des Altschuldenregelungsgesetzes in Höhe
von 8,4 Mrd. DM.

Der Anfangsschuldenstand des ELF summiert sich da-
nach per 31. Dezember 1998 auf rd. 353,7 Mrd. DM.

Infolge weiterer Zuteilung von Ausgleichsforderungen
an Kreditinstitute und Außenhandelsbetriebe in den
kommenden Jahren ist zur Zeit von einem Schulden-
höchststand des ELF im Jahre 2003 (ohne Berücksichti-
gung von Tilgungen) von rd. 360 Mrd. DM auszugehen.

Aus dem Bundeshaushalt wird ab 1998 auch die von
den neuen Bundesländern jährlich erbrachte hälftige
Annuität für die !�	����������
��� � 	� ���� ���� ��%
��������
����	� ���	��
����� in Höhe von rd.
315 Mio. DM geleistet. Ausgenommen hiervon ist das
Land Berlin, dessen Anteil vom Bund getragen wird,
soweit er nicht durch Anrechnungen von DDR-
Parteivermögen erbracht wird. Diese Einnahmen wer-
den ausschließlich für Tilgungen verwendet.

Der ELF verfügt darüber hinaus über Finanzierungs-
quellen, die auf gesetzlichen Abführungspflichten beru-
hen (insbesondere Abführung von Privatisierungserlö-
sen aus privatisiertem Wohnungseigentum nach dem
Altschuldenhilfe-Gesetz; Überschüsse nach vollständi-
ger Abwicklung der Außenhandelsbetriebe; Abführun-
gen des Ausgleichsfonds Währungsumstellung). Diese
Beträge führt der ELF ab 1999 an den Bund ab.

'� ��������������&�	������(��!*

Das Bundeseisenbahnvermögen, das aus der Zusam-
menführung der Sondervermögen Deutsche Bundesbahn
und Deutsche Reichsbahn entstanden ist und aus dem
die Deutsche Bahn AG ausgegründet wurde, hat deren
Verbindlichkeiten übernommen. Sie betragen 1999 78,1
Mrd. DM.

1� 0����������������	�����	���������
����������%
��
����(!�	�
	�����������*

Der Ausgleichsfonds zur Sicherung des Steinkohleein-
satzes befindet sich nach § 1 des Gesetzes zur Umstel-
lung der Steinkohleverstromung ab 1996 in Abwick-
lung. Seine Verbindlichkeiten betragen 1999 noch
3,9 Mrd. DM.

>� 4�����8���
���������
<�(4��*

Der Fonds “Deutsche Einheit“ wurde gemäß Artikel 31
des Gesetzes vom 25. Juni 1990 zu dem Vertrag vom
18. Mai 1990 über die Schaffung einer Währungs-,
Wirtschafts- und Sozialunion zwischen der Bundesre-
publik Deutschland und der Deutschen Demokratischen
Republik als Sondervermögen des Bundes errichtet. Er
diente zunächst der Erfüllung eines Teils der aus dem
Staatsvertrag folgenden finanziellen Verpflichtungen
der Bundesrepublik Deutschland gegenüber der DDR.
Nach der Vollendung der deutschen Einheit erhielten
die neuen Länder und Berlin (Ost) die Leistungen aus
dem Fonds als besondere Unterstützung zur Deckung
ihres allgemeinen Finanzbedarfs. Mit ihrer
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Einbeziehung in den bundesstaatlichen Finanzausgleich
ab 1995 endete die Unterstützung aus dem Fonds.

Finanziert durch den Bund (49,6 Mrd. DM), die alten
Bundesländer (16,1 Mrd. DM) sowie eigene Kredite
(95 Mrd. DM) gehört der FDE zu den bundesstaatlichen
Maßnahmen, mit denen eine rasche Angleichung der
Lebensverhältnisse im Beitrittsgebiet an das Niveau in
den alten Bundesländern erreicht werden sollte.

Seit 1995 ist der Fonds in die reine Tilgungsphase ge-
treten. Für Zins- und Tilgungsleistungen erhielt er jähr-
lich Zuschüsse aus dem Bundeshaushalt in Höhe von
10 v.H. der insgesamt aufgenommenen Kredite - also
9,5 Mrd. DM. An diesen Zuschüssen beteiligten sich die
alten Bundesländer bis einschließlich 1994 zur Hälfte.
Im Zusammenhang mit der Änderung des Verteilungs-
schlüssels für die Umsatzsteuer zwischen dem Bund
und den Ländern im Rahmen des FKPG 1993 zahlen die
alten Bundesländer ab 1995 einen pauschalen Aus-
gleichsbetrag in Höhe von jährlich 2,1 Mrd. DM

zusätzlich in den Fonds ein. Damit belief sich deren
Beitrag rein rechnerisch auf 6,85 Mrd. DM jährlich.

Wegen der seit Jahren günstigen  Zinsentwicklung auf
dem Kreditmarkt wurde die Schuld des Fonds schneller
als erwartet abgebaut. Eine Änderung des Fondsgeset-
zes und des Gesetzes über den Finanzausgleich zwi-
schen Bund und Ländern sieht daher vor, die Zuschüsse
an den Fonds vorübergehend für die Jahre 1998, 1999
und 2000 auf 6,8 v.H. - statt 10 v.H. - abzusenken. Das
bedeutet eine jährliche Entlastung der Haushalte von
Bund und Ländern um insgesamt 3,04 Mrd. DM.

Der Bund wird seine Einsparungen dafür verwenden,
die Nettoneuverschuldung in diesen Jahren zu verrin-
gern. Ab dem Jahr 2001 betragen die Einzahlungen ins-
gesamt wieder 9,5 Mrd. DM jährlich. Die ursprünglich
angenommene Gesamtlaufzeit des Fonds bis zum
Jahr 2014 wird durch diese temporäre Absenkung nicht
verlängert.
�

�
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Die Entwicklung der Zinsausgaben und Zinserstattun-
gen wird erheblich dadurch bestimmt, daß der Bund den
weit überwiegenden Teil der finanziellen Lasten der
deutschen Einheit zu tragen hat. Zur Schaffung von
mehr Haushaltswahrheit und Haushaltsklarheit hat der
Bund die Schulden der Sondervermögen Erblastentil-
gungsfonds, des Bundeseisenbahnvermögens sowie des
Ausgleichsfonds zur Sicherung des Steinkohleneinsat-
zes in einer Größenordnung von 390 Mrd. DM mitüber-
nommen. Die sich daraus ergebenden Zinsbelastungen
sind ab dem Haushaltsjahr 1999 im Einzelplan der Bun-
desschuld (Kap. 3205 / Verzinsung) veranschlagt; ge-
sonderte Zuführungen aus dem Bundeshaushalt an die
vorgenannten Sondervermögen zur Finanzierung deren
Schuldendienste entfallen. Insbesondere deshalb steigen

die Zinsausgaben gegenüber dem Istergebnis 1998 um
rd. 22,4 Mrd. DM auf rd. 78,7 Mrd. DM im Hj. 2000 an.

Bis zum Ende des Finanzplanungszeitraums ist mit ei-
nem Anstieg der Zinsausgaben auf rd. 90 Mrd. DM zu
rechnen.

Die Zinsansätze enthalten nur die im jeweiligen Jahr
kassenwirksamen Beträge. Rechnerisch auf das jewei-
lige Jahr entfallende Zinsaufwendungen für im jeweili-
gen Haushaltsjahr nicht fällige auf- oder abgezinste Ti-
tel mit einer Laufzeit von mehr als einem Jahr (z.B.
zweijährige Finanzierungsschätze und Bundesschatz-
briefe Typ B) sind für das Haushaltsjahr 2000 nicht ver-
anschlagt.
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 Zinserstattungen Bund *

 Zinsausgaben Bund

0UG��'0

22,1

34,2
32,132,331,030,329,2

27,826,6

78,7

64,4

53,553,9

41,7

91,3
87,6

83,1
79,8

82,9
80,079,178,9

* Zinserstattungen des Bundes für die Sondervermögen
   - Fonds “Deutsche Einheit”
   - Erblastentilgungsfonds (ELF)
   - Bundeseisenbahnvermögen (BEV)
   - Verstromungsfonds
Aufgrund des Schuldenmitübernahmegesetzes werden ab 1999 keine Zinserstattungen mehr an die
Sondervermögen ELF, BEV und Verstromungsfonds geleistet. Für diese vom Bund mitübernommenen
Schulden der Sondervermögen erfolgt die Zinszahlung nunmehr wie für Bundesschulden selbst.

�
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Der Versorgungshaushalt umfaßt direkte Pensionszah-
lungen einschließlich der Beihilfen auf Grund der Bei-
hilfevorschriften an ehemalige Beamte, Richter und
Soldaten des Bundes und deren Hinterbliebene sowie an
Versorgungsberechtigte nach dem G 131 (ehemalige
Beschäftigte des öffentlichen Dienstes, die nach dem
zweiten Weltkrieg aus ihrem Amt verdrängt und nicht
wieder verwendet wurden oder deren Versorgung

weggefallen war). Daneben beteiligt sich der Bund an
den Versorgungslasten anderer Dienstherren (u.a. Län-
der und Gemeinden) und erbringt Leistungen nach dem
Anspruchs- und Anwartschaftsüberführungsgesetz für
die geschlossenen Sonderversorgungssysteme in den
neuen Bundesländern. Allerdings erstatten die Bundes-
länder dem Bund die Aufwendungen für das Sonderver-
sorgungssystem der Volkspolizei (einschl. Feuerwehr
und Strafvollzug).
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Die Gesamtzahl der Versorgungsempfänger ist 1999
gegenüber 1994 um 5 v.H. zurückgegangen. Grund hier-
für ist die spürbare Abnahme der Zahl der Versorgungs-
empfänger nach G 131. Bis 2003 wird ein weiterer
Rückgang auf rd. 212.000 erwartet.

Mit dem !�	��	�����	 ����������
��ist die Grundlage
für die Bildung einer Versorgungsrücklage des Bundes

geschaffen worden. Sie wird ab 1999 über eine Vermin-
derung der Besoldungs- und Versorgungsanpassungen
gebildet und soll später zur Entlastung des Bundeshaus-
halts von Versorgungsausgaben verwendet werden. Die
erste Abschlagszahlung in Höhe von rd. 30 Mio. DM an
das Sondervermögen ist im Juni 1999 aus den bei den
jeweiligen Einzelplänen eingerichteten Titeln geleistet
worden.

=�������C

!�	��	�������������������������(������-����11*

1999 2000 2001 2002 2003
Maßnahmen

- Mrd. DM -

Direkte Pensionszahlungen und G 131
einschl. Beihilfen............................................ 12,0 12,1 12,1 12,1 12,0

������	�������������� �����	�� ������ ������ ������ ������ ������

Beteiligung an den Versorgungslasten ande-
rer Dienstherren.............................................. 1,8 1,6 1,5 1,4 1,3

Leistungen für die Sonderversorgungs-
systeme in den neuen Bundesländern............. 3,0 3,8 4,5 5,3 6,3

���������������������������������������������������������������� �C"I �G"� �I"� �I"I �H"C
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Beim Bundeseisenbahnvermögen (BEV) werden im
Jahresdurchschnitt 1999 voraussichtlich für 142.382
Ruhegehaltsempfänger und rd. 100.000 Hinterbliebene
Versorgungsbezüge sowie Beihilfen, Unterstützungen
u.ä. gezahlt. Hieraus entstehen Belastungen des BEV in
Höhe von rd. 10,24 Mrd. DM (ohne Auswirkungen
durch die Bildung der Versorgungsrücklage).

Die weitere Entwicklung ist durch ein Sinken der An-
zahl der Versorgungsempfänger, aber ein Ansteigen der

Versorgungsleistungen geprägt. Der Anstieg der Ver-
sorgungsleistungen wiederum resultiert maßgeblich aus
steigenden Beihilfeleistungen und Unterstützungen.

Der Bund wird mit diesen Zahlungen insoweit belastet,
als er verpflichtet ist, die sich aus den Einnahmen und
Ausgaben des BEV ergebenden Defizite aus dem Ver-
kehrshaushalt zu decken (1999 beträgt der Bundeszu-
schuß rd. 50 % an den Gesamtausgaben des BEV).

=�������G
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������������	����

1999 2000 2001 2002 2003

- Mrd. DM -

Ruhestandsbezüge .................................................. 8,0 8,1 8,2 8,2 8,3

Beihilfen ................................................................. 2,2 2,4 2,5 2,6 2,7

������������������������������������������������������������������������ �B"' �B"� �B"G �B"I ��"B
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Ehemalige Postbeamte erhalten Versorgungs- und Bei-
hilfeleistungen von den Postunterstützungskassen. Die
Finanzierung der Gesamtleistungen tragen der Bund und
die Postnachfolgeunternehmen. Der Finanzierungsanteil
der Postnachfolgeunternehmen beträgt ab dem Jahr
2000 nur noch 33 1/3 % der Bezüge ihrer der dort be-
schäftigen Beamten (ohne Ruhestandsbeamte). Der
weitaus größere Finanzierungsanteil zum Ausgleich des
Defizits entfällt auf den Bund, der gesetzlich zur

Sicherstellung der Zahlungsfähigkeit der Unterstüt-
zungskassen verpflichtet ist. Zur Deckung dieser Aus-
gaben werden Dividendeneinnahmen aus Ausschüttun-
gen der Postnachfolgeunternehmen und Privatisierungs-
erlöse verwendet.

Sämtliche Einnahmen und Ausgaben bezüglich der Po-
stunterstützungskassen werden seit 1999 über den Bun-
deshaushalt abgewickelt. Im Ansatz für 1999 enthalten
sind Altverbindlichkeiten aufgrund von Vorfinanzierun-
gen durch die Post-Nachfolgeunternehmen.

=�������I

!�	��	���������
������������	����


1999 2000 2001 2002 2003

- Mrd. DM -

Erstattungen des Bundes *......................................
(Kap. 6004 Tit. 682 01)

8,2 7,2 7,5 7,7 7,8

������	�������������� �����  ������ ������ ������ ������ ������

* refinanziert durch Einnahmen aus Dividenden und Privatisierungserlösen

�
��1�1 ����������
�&���������&��
�&���0������������������

��1�1�� @��	�����

Die Bundesausgaben lassen sich unter dem Aspekt ihrer
Wirkung auf die gesamtwirtschaftlichen Abläufe in
konsumtive und investive Ausgaben gliedern. Nach
Maßgabe von § 10 Abs. 3 Haushaltsgrundsätzegesetz
und den entsprechenden bundes- und landesgesetzlichen
Regelungen erfolgt die Aufteilung in Investitionen und
sonstige - konsumtive - Ausgaben. Darüber hinaus un-
terstützt der Bund die Investitionstätigkeit auch durch
Einnahmenverzichte in erheblichem Umfang, z.B. im
Rahmen der steuerlichen Investitionsförderung und im
Rahmen der Zuweisungen an die Länder nach § 5 Re-
gionalisierungsgesetz zugunsten des öffentlichen Perso-
nennahverkehrs.

Der größere Anteil der Ausgaben des Bundeshaushaltes
ist den konsumtiven Ausgaben zuzuordnen. Das lang-
same Wachstum der investiven Ausgaben hat das Ge-
wicht der konsumtiven Ausgaben in der letzten Zeit an-
wachsen lassen.

Im Jahr 2000 wird der Anteil der ������
�&���0����%
��� des Bundes mit etwa 425 Mrd. DM rd. 88,9 v.H.
der Gesamtausgaben ausmachen. Die Ausgaben für
Zuweisungen und Zuschüsse (außer für Investitionen)
sowie für Zinsen belaufen sich insgesamt auf rd.
329,5 Mrd. DM. Der größte Anteil hiervon entfällt auf
den Sozialbereich mit fast 191 Mrd. DM. Der seit Jah-
ren steigende Anteil der Ausgaben für laufende Zuwei-
sungen und Zuschüsse sowie die Zinsen belasten den
Bundeshaushalt und schränkt den Spielraum für investi-
ve Ausgaben sowie die politische Gestaltungsfähigkeit
ein. Dieser Trend muß gebrochen werden.

Die Ausgaben für Personal und den laufenden Sachauf-
wand betragen demgegenüber lediglich rd.
95,6 Mrd. DM. Die Personalausgaben (52,3 Mrd. DM)
lassen sich in Aktivitätsbezüge (40,1 Mrd. DM) und
Versorgungsleistungen (12,2 Mrd. DM) aufteilen. Ihr
Anteil an den Gesamtausgaben konnte seit den 70er Jah-
ren von etwa 16 v.H. auf knapp 11 v.H. reduziert
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werden. Der rückläufige Anteil der Personalausgaben ist
ein Resultat der kontinuierlichen Rückführung des Per-
sonalbestandes sowie der moderaten Entwicklung der
Dienstbezüge und anderen Vergütungen.

Der laufende Sachaufwand steigt gegenüber dem Haus-
haltssoll 1999 um 3,3 v.H.. Die einzelnen Komponenten
entwickeln sich dabei unterschiedlich. Während die
Ausgaben für die Unterhaltung des unbeweglichen
Vermögens stagnieren, steigen die Aufwendungen für

die militärischen Beschaffungen, Anlagen usw. sowie
für den sonstigen laufenden Sachaufwand.

Der Anteil der ��&��
�&��� 0������� an den Gesamt-
ausgaben hat sich auch als Folge der steigenden Ausga-
ben für Zinsen und laufende Zuweisungen und Zuschüs-
se reduziert. Nach 12 v.H. im Jahr 1999 soll der Anteil
an den Gesamtausgaben bis auf 10,6 v.H. im Jahr 2003
sinken.

=�������H

0��
���������	�0������������0�������	
��

FinanzplanIst

1998

Soll

1999

Entwurf

2000 2001 2002 2003Ausgabearten

- Mrd. DM -

�� .��������5������

��� ��	������������� ��������������������������������������������������� �'"�1 �'"IH �'"'H �'"'B ��"I' ��"C�

1.1.1 Aktivitätsbezüge....................................................... 40,06 40,71 40,11 40,05 39,74 39,57

1.1.2 Versorgung............................................................... 12,07 12,18 12,17 12,15 12,08 12,07

��' .�������	�������$��� ���������������������������������������� 1I"�G >�"I� >1"1� >'"C' >'"BB >�"H�

1.2.1 Unterhaltung des unbeweglichen Vermögens........... 3,49 3,24 3,16 3,16 3,18 3,21

1.2.2 Militärische Beschaffungen, Anlagen usw. ............. 14,65 15,56 16,27 16,32 16,29 16,37

1.2.3 Sonstiger laufender Sachaufwand............................. 20,42 23,05 23,88 23,13 22,53 22,36

��1 +����������� ���������������������������������������������������������� �C"�G I�">C GI"�C I�"1� IC"�� HB"BC

1.3.1 An Verwaltungen ..................................................... 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

1.3.2 An andere Bereiche .................................................. 56,17 81,46 78,56 81,35 86,15 90,06

��> .��������+�$�������������+��� ��� ���������������� '��"�C '��"�H '�B"IH '��"C1 '�G">B 'C�"CG

1.4.1 An Verwaltungen ..................................................... 57,30 27,91 28,70 31,62 31,42 30,48

& 
�����  11,12 11,26 8,92 8,97 9,05 8,97

& '���!����  0,46 0,61 0,46 0,49 0,49 0,36

& ������!"�� ���� 0,28 0,25 0,01 0,08 0,14 0,14

& ()*&+���������,���  0,22 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

& +����� ���� 45,23 15,79 19,32 22,08 21,73 21,00

&& -������!���$�������,���  17,48 9,32 12,85 12,58 12,23 11,50

&& (�$�������!������ ���� 21,14 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

&& .����	/0����"��	(!���!�1  6,46 6,46 6,46 9,50 9,50 9,50

&& ������!"�� ����	/+��!�2������!�����1 0,14 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

1.4.2 An andere Bereiche .................................................. 194,25 223,27 222,19 224,01 225,98 231,19

& 3���������� 18,26 26,79 25,04 23,26 20,96 19,25

& )�����4	3������5�������	��	  48,54 45,27 38,63 36,75 35,73 34,83

& +��!������!"������  121,00 144,50 152,10 157,85 163,30 171,19

& ��!����	6���!���!����	����	(�7��$�"����2���  1,45 1,47 1,42 1,38 1,36 1,34

& �������  4,99 5,24 5,01 4,76 4,64 4,57

������0����������	�����������5������ ������������������������ 1HI">' >'G"1H >'�"B� >1�"GH >1G"1G >>�"11
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FinanzplanIst

1998

Soll

1999

Entwurf

2000 2001 2002 2003Ausgabearten

- Mrd. DM -

'� #�-�
��	������

'�� �����&��
�
����� ���������������������������������������������������� �1"�> �>"�B �>"B1 �1"'> �'"I' �'"C�

2.1.1 Baumaßnahmen ........................................................ 11,22 11,55 11,59 10,94 10,43 10,09

2.1.2 Erwerb von beweglichen Sachen.............................. 1,55 1,96 1,78 1,56 1,57 1,54

2.1.3 Grunderwerb............................................................. 0,77 0,59 0,66 0,74 0,82 1,02

'�' !�	������ ��	
	������� ������������������������������������� 1�"IG 1�"BC 1>"B' 11"11 1'"CC 1�"G�

2.2.1 Zuweisungen und Zuschüsse für Investitionen 34,49 33,84 32,62 32,13 31,83 30,99

2.2.1.1 An Verwaltungen ..................................................... 20,49 19,64 19,02 18,49 17,88 16,81

& 
�����  20,26 19,39 18,80 18,30 17,70 16,63

& '���!����  0,23 0,25 0,22 0,20 0,18 0,18

2.2.1.2 An andere Bereiche .................................................. 14,01 14,19 13,60 13,64 13,95 14,17

& 6�����  10,43 10,47 10,00 10,00 10,23 10,45

& �������  3,57 3,72 3,60 3,64 3,72 3,72

2.2.2 Sonstige Vermögensübertragungen .......................... 1,37 1,23 1,40 1,20 0,83 0,72

2.2.2.1 An Verwaltungen ..................................................... 0,04 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

& -������!���$�������,���  - - - - - -

& ������!"�� ����	/+��!�2������!�����1  0,04 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

2.2.2.2 An andere Bereiche .................................................. 1,34 1,23 1,40 1,20 0,83 0,72

& 3����������	&	6�����	&  0,61 0,42 0,41 0,34 0,00 0,00

& +����!��	&	6�����	&  0,42 0,43 0,44 0,44 0,42 0,40

& �������  0,31 0,38 0,56 0,42 0,40 0,32

'�1 ��	�������$;	���"��	$�	��&��

��
��������������������������������������������������������������������� H"BI �B"'C �B"H� �B"HG �B"H> �B"IB

2.3.1 Darlehensgewährung ................................................ 7,75 9,09 9,81 9,82 9,91 9,92

2.3.1.1 An Verwaltungen ..................................................... 1,01 1,05 0,41 0,35 0,32 0,29

& 
�����  1,00 1,04 0,40 0,35 0,32 0,29

& '���!����  0,01 0,01 0,00 0,00 0,00 0,00

2.3.1.2 An andere Bereiche .................................................. 6,74 8,04 9,40 9,47 9,59 9,62

& +����!��	&	6�����	&  4,17 5,71 7,41 7,47 7,51 7,52

& �������  2,58 2,34 1,99 2,00 2,08 2,10

2.3.2 Erwerb von Beteiligungen, Kapitaleinlagen ............. 1,33 1,17 1,14 1,14 1,02 0,89

& 6�����  0,01 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

& �������  1,33 1,17 1,14 1,14 1,02 0,89

������0����������	�#�-�
��	������ ������������������������������ �I"�B �H">' �H"BB �G"B� ��"�H �>"B�

1� 7��������;
������������������������������������������������������������ B"BB %�"�� %�"I� %1"�> %�"'C >">'

>� 0���������������� ���������������������������������������������� >�C"H' >I�"GB >GI"'B >I�"1B >H�"GB �B1"IB

(Differenzen durch Rundung möglich)
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Gemäß § 10 des Stabilitätsgesetzes in Verbindung mit
§ 50 Abs. 5 des Haushaltsgrundsätzegesetzes („Mehr-
jähriges Investitionsprogramm des Bundes“) wird im
folgenden näher auf Volumen und Struktur der Investi-
tionsausgaben des Bundes im Finanzplanungszeitraum
eingegangen. Die Investitionsausgaben lassen sich ei-
nerseits in Sachinvestitionen und Finanzierungshilfen
(vgl. im folgenden Buchstabe A) und andererseits nach
Aufgabenbereichen unterteilen (vgl. im folgenden
Buchstabe B).

0� 0��
�����������0�������	
��

Die investiven Ausgaben erreichten im Zuge der Deut-
schen Einheit 1995 mit über 67,3 Mrd. DM einen
Höchststand. Jedoch erfordern die unabweisbaren Kon-
solidierungsnotwendigkeiten auch bei den Investitionen
gewisse Einschränkungen.

Daher ist ein moderater Rückgang bei den Investitionen
unumgänglich. Nachdem sie 1999 gegenüber dem Vor-
jahr um über 1 Mrd. DM auf 58,2 Mrd, DM aufgestockt
wurden, sinken sie im Finanzplanungszeitraum sukzes-
sive auf 53,3 Mrd. DM. Die Investitionsausgabenquote
(Anteil der Investitionsausgaben an den Gesamtausga-
ben) reduziert sich von 12 v.H. bis auf 10,6 v.H.

Der Rückgang im Jahr 2000 gegenüber 1999 um
0,6 Mrd. DM auf 57,6 Mrd. DM ist insbesondere auf ge-
ringere Aufwendungen für die Entwicklungshilfe
(- 0,5 Mrd. DM), den Wohnungsbau und die Woh-
nungsbauprämie (- 0,4 Mrd. DM) sowie auf die Um-
stellung der BAföG-Staatsdarlehen auf Bankdarlehen
(- 0,5 Mrd. DM) zurückzuführen. Demgegenüber wach-
sen die Aufwendungen für Gewährleistungen um
0,9 Mrd. DM an.

Die 4�������	��������� werden 2000 um rd. 0,5 Mrd.
DM auf 43,6 Mrd. DM und in den Folgejahren konti-
nuierlich bis auf 41,8 Mrd. DM am Ende des Finanzpla-
nungszeitraumes zurückgehen. Sie teilen sich auf in Hil-
fen an den öffentlichen Bereich (insbesondere Länder
und Gemeinden) und in Hilfen an sonstige Bereiche.
Bei den erstgenannten ist ein kontinuierlicher Rückgang
von 20,7 Mrd. DM (1999) auf 17,1 Mrd. DM (2003) zu
verzeichnen. Die Finanzierungshilfen an sonstige Berei-
che steigen von 23,4 Mrd. DM (1999) auf
24,7 Mrd. DM (2003).

Im Rahmen der eigenen �����&��
�
����� des Bundes
von 14 Mrd. DM im Jahr 2000 nehmen die Ausgaben
für Baumaßnahmen mit 11,6 Mrd. DM weiterhin den
größten Anteil ein. Sie gehen bis zum Jahr 2003 bis auf
10,1 Mrd. DM zurück. Bei den Ausgaben für Tiefbau-
maßnahmen ist im Jahr 2000 ein Rückgang auf
8,1 Mrd. DM vorgesehen, gleichzeitig steigen die Aus-
gaben für Hochbaumaßnahmen auf 3,5 Mrd. DM, um
danach über 3,0 Mrd. DM im Jahr 2001 auf 2,1 Mrd.
DM im Jahr 2003 zurückzugehen. Diese Entwicklung
basiert insbesondere auf dem Rückgang für Investitio-
nen im Zusammenhang mit der Verlagerung des Parla-
ments- und Regierungssitzes von 1,6 Mrd. DM im Jahr
2000 auf 0,3 Mrd. DM im Jahr 2003.

Die Ausgaben für den Erwerb von beweglichen Sachen
gehen im Finanzplanungszeitraum von 1,8 bis auf
1,5 Mrd. DM zurück, während die Ausgaben für den
Erwerb von Immobilien von 0,7 Mrd. DM auf über
1,0 Mrd. DM am Ende des Finanzplanungszeitraums
steigen. Der Anteil der eigenen Sachinvestitionen an
den gesamten investiven Ausgaben des Bundes liegt im
Finanzplanungszeitraum zwischen 24,4 v.H. (1999) und
23,4 v.H. (2002).

Das aufgezeigte Übergewicht der Finanzierungshilfen
zugunsten von Investitionsvorhaben Dritter - das sind in
der Regel die Länder und Gemeinden - zeigt, daß das
Schwergewicht der öffentlichen Investitionen bei diesen
liegt. Da die eigenen Sachinvestitionen des Bundes nur
einen relativ geringen Teil der öffentlichen Investitionen
ausmachen, darf ihre Bedeutung für Wachstum und Be-
schäftigung in der Bundesrepublik Deutschland nicht
überschätzt werden. Allerdings tragen auch die Kredit-
institute des Bundes (z.B. die Kreditanstalt für Wieder-
aufbau) und die Sondervermögen (z.B. das
ERP-Sondervermögen) in erheblichem Umfang zu öf-
fentlichen und privaten Investitionen bei.

Der Anteil der neuen Länder am Investitionsvolumen
des Bundes - sowohl flächen- als auch einwohnerbezo-
gen - wird auch in den nächsten Jahren überproportional
bleiben, da große Teile der investiven Ausgaben des
Bundes in den neuen Ländern langfristig rechtlich ge-
bunden sind (z.B. 6,6 Mrd. DM jährlich nach dem Inve-
stitionsförderungsgesetz Aufbau Ost).



Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode - 53 - ���������	
������

=��������B

����,�&��
�
������������������������1) - aufgeteilt nach Ausgabearten -

FinanzplanIst

1998

Soll

1999

Entwurf

2000 2001 2002 2003

- Mrd. DM -

�� �����&��
�
���������������������������������������������������� �1"�> �>"�B �>"B1 �1"'> �'"I' �'"C�

��� �����?����� ������������������������������������������������ 11,22 11,55 11,59 10,94 10,43 10,09

& #�"�$��  �4�� �4�� �4�� �4�� �4�� �4��

& 8!� $��  %4�� %4�� %4�� �4�% %4�� �4�%

��' �	$�	��&�����$������������� ��������������������� 1,55 1,96 1,78 1,56 1,58 1,54

��1 �	$�	��&�������$������������� ����������������� 0,77 0,59 0,66 0,74 0,82 1,02

'� 4�������	���������������������������������������������������� >1"�I >>"�B >1"�C >1"�B >'"GG >�"GH

'�� 4�������	������������������
��������	��� �� 21,50 20,69 19,42 18,85 18,20 17,11

& 0������� �4�� �4�� �4�� �4�� �4�� �4��

& 9�7�!������ ��4�� ��4�� ��4�� �%4�� ��4%% ��4%�

'�' 4�������	�����������������
������	���� ������� ''"BI '1">� '>"�> '>"'� '>"�C '>"CI

& 0������� �4�� �4�� �4�� �4�� �4�� �4��

& 9��"�5���  ��4�� ��4�� ��4�� ��4�� ��4�� ��4��

& -���!�!������ �4�� �4�% �4�� �4�� �4�� �4%�

& 6�������"������	���	'�7�����!�������  �4�� �4�� �4�� �4�� �4�� �4��

1� 7�������2����	������������������������������������������ % % % %B">H %B"I1 %�"��

������(��"�'������1�*���������������������������������������������������� �G"�' �I"'B �G"CB ��"I� �>"GC �1"11

(Differenzen durch Rundung möglich)

1) :��
� �	��?
 sind Ausgaben für militärische Beschaffungen, Materialerhaltung, Wehrforschung und
-entwicklung sowie militärische Anlagen (Obergruppe 55). Sie betragen

14,65 15,56 16,27 16,32 14,29 16,37

�� 0��
�����������0���������	�����

Bei den Sachinvestitionen stellen die Baumaßnahmen
im Finanzplanungszeitraum den weitaus größten Anteil.
Er liegt in den einzelnen Jahren abnehmend zwischen
82,6 v.H. und 79,8 v.H.. Der ganz überwiegende Teil
entfällt auf den Verkehrsbereich, in dem wiederum der
Bereich der Bundesfernstraßen mit einem Ausgabenan-
teil von rd. 62 v.H. der Aufwendungen für Sachinvesti-
tionen im Finanzplanungszeitraum herausragt.

Bei den Finanzierungshilfen bilden Verkehr, Wirtschaft
und wirtschaftliche Zusammenarbeit sowie Gewährlei-
stungen die Schwerpunkte. Darüber hinaus sind erhebli-
che Beträge für die Bereiche Forschung, Bildung und
Wissenschaft, Wohnungs- und Städtebau und die All-
gemeine Finanzverwaltung (Leistungen nach dem Inve-
stitionsförderungsgesetz Aufbau Ost) vorgesehen.
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����������������������� - aufgeteilt nach den größten Einzelaufgaben -

FinanzplanIst

1998

Soll

1999

Entwurf

2000 2001 2002 2003

- Mrd. DM -

1. Bundesfernstraßen............................................... 8,66 8,36 8,26 8,19 8,16 8,24

2. Eisenbahnen des Bundes ..................................... 5,34 6,73 6,83 6,69 6,66 6,82

3. Investitions- und Finanzhilfen an Länder............ 6,46 6,60 6,60 6,60 6,60 6,60

4. Gewährleistungen................................................ 3,62 4,10 5,00 5,00 5,00 5,00

5. Entwicklungshilfe ............................................... 6,17 6,01 5,53 5,53 5,48 5,38

6. Forschung/Bildung (einschl. BAföG-Darlehen) . 3,38 3,12 2,54 2,59 2,61 2,60

7. Kommunaler Straßenbau/ÖPNV......................... 3,22 3,27 3,27 3,27 3,27 3,27

8. Wohnungsbau (einschl. Wohnungsbauprämie)... 3,49 3,41 3,04 2,67 2,37 2,15

9. GA „Regionale Wirtschaftsstruktur“................... 3,71 2,81 2,53 2,31 2,07 1,98

10. GA „Aus- und Neubau von Hochschulen“.......... 1,80 2,00 2,00 2,15 2,15 2,15

11. Bundeswasserstraßen .......................................... 1,15 1,30 1,32 1,27 1,28 1,31

12. GA „Agrarstruktur und Küstenschutz“ u.ä.......... 0,95 1,03 1,00 1,00 1,00 1,08

13. Bundesliegenschaften (ab 1995 einschl. THA-
Nachfolgeeinrichtungen; ohne Grunderwerb in
Berlin) ................................................................. 0,83 0,93 0,93 0,80 0,74 0,88

14. Investitionen im Zusammenhang mit der Verla-
gerung des Parlaments- und Regierungssitzes .... 1,46 1,54 1,65 1,11 0,48 0,25

15. Pflege- und Reha-Einrichtungen ......................... 0,94 0,86 0,99 0,95 0,91 0,04

16. Städtebau............................................................. 0,70 0,61 0,60 0,60 0,60 0,60

17. Umwelt- und Naturschutz, Strahlenschutz.......... 0,42 0,53 0,49 0,57 0,55 0,60

18. Verteidigung einschl. zivile Verteidigung und
Aufenthalt und Abzug ausl. Streitkräfte.............. 0,67 0,70 0,64 0,62 0,60 0,59

19. Sonstiges ............................................................. 4,14 4,29 4,37 3,95 4,24 3,80
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(Differenzen durch Rundung möglich)



Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode - 55 - ���������	
������

!�	��	

Für die Eisenbahnen des Bundes sind im Finanzpla-
nungszeitraum Investitionsmittel von durchschnittlich
gut 6,7 Mrd. DM pro Jahr vorgesehen. Das Investitions-
volumen im Bundesfernstraßenbau beträgt im Jahre
2000 rd. 8,3 Mrd. DM und in den weiteren Finanzpla-
nungsjahren rd. 8,2 Mrd. DM. Die Finanzierungshilfen
nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz sind
im Finanzplanungszeitraum auf jährlich rd.
3,3 Mrd. DM begrenzt.

��	
����
���	��	���

Wichtigster Bereich im Rahmen der Wirtschaftsförde-
rung sind die regionalen Fördermaßnahmen mit rd.
9,4 Mrd. DM in 1999 und rd. 9,1 Mrd. DM in 2000
(incl. Investitionsförderungsgesetz Aufbau Ost). Für die
Übernahme von Gewährleistungen stehen 1999 rd.
5,0 Mrd. DM und 2000 rd. 8,0 Mrd. DM zur Verfügung.
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Die investiven Finanzierungshilfen zugunsten der wirt-
schaftlichen Zusammenarbeit liegen 2000 bei über
5,5 Mrd. DM. Der überwiegende Teil fließt über Auf-
träge aus dem Ausland der deutschen Wirtschaft zu.

4�	�����"��������"�����������


Den größten Anteil an den vorgesehenen Investitionen
im Bereich Bildung und Forschung hat im Finanzpla-
nungszeitraum die Gemeinschaftsaufgabe Hochschul-
bau mit insgesamt ca. 10 Mrd. DM. Daneben werden im
Bereich der institutionellen Förderung mit dem Ziel des
Ausbaus einer international wettbewerbsfähigen und
leistungsstarken Wissenschaftsinfrastruktur insbesonde-
re die Max-Planck-Gesellschaft, die Deutsche For-
schungsgemeinschaft, die Fraunhofer Gesellschaft, die
Helmholtz-Zentren sowie die Einrichtungen der Blauen
Liste durch erhebliche Finanzmittel gefördert.

Im Bereich der internationalen Zusammenarbeit entfal-
len im Finanzplanzeitraum insgesamt ca. 5 Mrd. DM
auf die Beiträge an die Europäische Weltraumorganisa-
tion (ESA).

����������

1999 stellt der Bund den Ländern Finanzhilfen (als Ver-
pflichtungsrahmen) in Höhe von rd. 1,1 Mrd. DM zur
Förderung des sozialen Wohnungsbaus zur Verfügung.

Im Zeitraum von 1995 bis 1998 betrugen die entspre-
chenden Verpflichtungsrahmen des Bundes insgesamt
rd. 8,4 Mrd. DM. Für das Jahr 2000 sind 600 Mio. DM
und für die weiteren Jahre bis 2003 jeweils
450 Mio. DM vorgesehen.

�
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Im Zeitraum des Finanzplans sind für die Städtebauför-
derung Bundesfinanzhilfen von jährlich 600 Mio. DM
und für die Förderung von „Stadtteilen mit besonderem
Entwicklungsbedarf - die soziale Stadt“ jährlich
100 Mio. DM vorgesehen. Seit Beginn der Städte-
bauförderung bestätigen Wissenschaft und Praxis, daß
städtebauliche Investitionen nicht nur hohe öffentliche
und private Investitionen und Nachfrage bewirken, son-
dern darüber hinaus nachhaltige Beschäftigungswirkun-
gen mit allen positiven Folgen induzieren.

Neben ihrer zentralen städtebaulichen, sozial- und
kommunalpolitischen Bedeutung haben sich die Bun-
desfinanzhilfen zur Städtebauförderung auch als beson-
ders wirksames wirtschafts-, konjunktur- und beschäfti-
gungspolitisches Instrument insbesondere im Bereich
von mittelständischem Handwerk, Handel und Gewerbe
mit hoher sektoraler und regionaler Zielgenauigkeit be-
währt. Damit leistet die Städtebauförderung gleichzeitig
einen nachhaltigen Beitrag zu einer aktiven Arbeits-
marktpolitik und zur Schaffung von Ausbildungsplät-
zen.

��	�����
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Bauinvestitionen fallen im Zuge der Verlagerung von
Parlamentssitz und Regierungsfunktionen schwer-
punktmäßig in den Jahren  1999 und 2000 mit je rd. 1,1
Mrd DM an und gehen in den Folgejahren bis 2003 auf
rd. 0,1  Mrd. DM zurück.
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Im Umweltschutzbereich werden Investitionen auch
künftig auf hohem Niveau gefördert. Der Hauptteil der
öffentlichen Ausgaben liegt hier grundgesetzlich be-
dingt bei den Ländern und Gemeinden. Der Bund er-
gänzt die Förderung von Umweltschutzvorhaben Drit-
ter. Ausgangspunkt des Umweltschutzes ist das Verur-
sacherprinzip, um bei wirtschaftlichen Tätigkeiten An-
reize für umweltgerechtes Verhalten zu schaffen. Die
Investitionen des Bundes bilden deshalb nur einen klei-
nen Ausschnitt der Aktivitäten des Bundes zur Verbes-
serung der Umweltbedingungen.
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Der Begriff 84����������< ist mehrdeutig.

Nach der Verfassung (Art. 104 a Abs. 4 Grundgesetz)
bezieht er sich auf die Förderung von besonders bedeut-
samen Investitionen der Länder und Gemeinden (Ge-
meindeverbände) durch den Bund, die zur Abwehr einer
Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts
oder zum Ausgleich unterschiedlicher Wirtschaftskraft
im Bundesgebiet oder zur Förderung des wirtschaftli-
chen Wachstums erforderlich sind.

Im Finanzplan steht jedoch nicht die verfassungsrechtli-
che, sondern die volkswirtschaftliche Abgrenzung im
Vordergrund. Danach sind Finanzhilfen Ausgaben des
Staates mit Subventionscharakter. Hierunter fallen ne-
ben den Zuschüssen zu Investitionen Privater auch die
oben genannten Finanzhilfen an Länder und Gemeinden
(Gemeindeverbände). Beide Tatbestände zählen zu den
Finanzierungshilfen (vgl. Kap. 1.3.3.2 Buchstabe A).

Finanzhilfen sollen in der sozialen Marktwirtschaft
grundsätzlich nur als Hilfe zur Selbsthilfe gewährt wer-
den. Dauerhafte Erhaltungshilfen verzögern den unver-
zichtbaren Strukturwandel und beeinträchtigen so die
Wettbewerbsfähigkeit. Subventionen sind deshalb gene-
rell regelmäßig auf ihre Notwendigkeit zu überprüfen.

Dementsprechend wird auch im Jahr 2000 der Abbau
der Finanzhilfen des Bundes fortgesetzt. Sie werden von
21,8 Mrd. DM auf 20,6 Mrd. DM zurückgeführt. Im Fi-
nanzplanungszeitraum verringern sich die Finanzhilfen
weiter deutlich bis auf 14,6 Mrd. DM; dies bedeutet ei-
nen Rückgang um 33 v.H.. Damit vermindert sich der
Anteil der Finanzhilfen an den Gesamtausgaben des
Bundes bis zum Jahr 2003 von knapp 4,5 v.H. auf gut
2,9 v.H..

Die Hilfen zugunsten der gesamten gewerblichen Wirt-
schaft (ohne Verkehr) gehen von 1999 bis 2003 von et-
wa 13,1 Mrd. DM um rd. 34 v.H. auf rd. 8,6 Mrd. DM
zurück. Maßgeblich zu diesem Rückgang trägt die Re-
duzierung der Finanzhilfen zugunsten des Bergbaus von
rd. 8,5 Mrd. DM auf rd. 5,5 Mrd. DM bei.

Deutlich reduziert werden auch die Fördermaßnahmen
zugunsten der Landwirtschaft, die ebenfalls ihren Bei-
trag zum erforderlichen Abbau der Finanzhilfen leistet.
Diese sinken von 3,6 Mrd. DM in 1999 auf 2,6 Mrd.
DM in 2003.

Erheblich reduziert wird auch die Unterstützung des des
Wohnungswesens. Im Jahr 2003 sind hierfür nur noch
2,4 Mrd. DM vorgesehen gegenüber 4,1 Mrd. DM im
Jahr 1999.
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Mit der Konsolidierung der öffentlichen Haushalte
streng verbunden ist eine strikt am Gebot der Wirt-
schaftlichkeit orientierte Verwaltung. Die Bundesregie-
rung fördert deshalb durch eine Vielzahl von Maßnah-
men die Modernisierung und Effizienzsteigerung in die-
sem Bereich mit dem Ziel, die Qualität der staatlichen
Aufgabenerfüllung weiter zu verbessern und gleichzei-
tig für eine Verringerung der Ausgaben für die öffentli-
che Verwaltung zu sorgen.

Wie bereits im Jahr 1999 wird auch im Jahr 2000 die
Verschlankung der Bundesverwaltung unter systemati-
scher Auslotung weiterer Einsparpotentiale fortgesetzt.
Neben der Fortschreibung der linearen Stelleneinspa-
rung in Höhe von 1,5 % steht eine umfassende Aufga-
benkritik im Vordergrund.

Leitbild ist der aktivierende Staat. Entsprechend der
ordnungspolitischen Orientierung am Konzept der so-
zialen Marktwirtschaft ist die Tätigkeit des Staates auf
unabweisbare Kernaufgaben zurückzuführen, um Pri-
vatinitiative und Selbstvorsorge zu stärken.

Die auf der Grundlage des Gesetzes zur Fortentwick-
lung des Haushaltsrechts von Bund und Ländern
(6�����
�	��
�%4�	
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$������������
�* mit dem
Bundeshaushalt 1998 flächendeckend eingeführte

Flexibilisierung der Verwaltungsausgaben des Bundes
wird mit dem Bundeshaushalt 2000 nunmehr im zwei-
ten Jahr fortgeführt. In die 6�����
����L��������	���
sind 134 Kapitel mit rd. 4800 Titeln des Bundeshaus-
halts einbezogen, die mit Ausgaben in Höhe von rd. 28
Mrd. DM einen Anteil an den Gesamtausgaben von rd.
6 v.H. ausmachen. § 5 des Haushaltsgesetz 2000 eröff-
net die Anwendung flexibler Bewirtschaftungsinstru-
mente mit der Zulassung weitreichender Deckungsfä-
higkeit (vollständige Deckungsfähigkeit innerhalb der
Hauptgruppen sowie 20 %ige Deckungsfähigkeit zwi-
schen den Hauptgruppen) und die Übertragbarkeit aller
in die Flexibilisierung einbezogenen Ausgaben.

Der damit verbundene deutlich erweiterte Handlungs-
spielraum des jeweiligen Mittelbewirtschafters führt zu
höherer Eigenverantwortung und damit zu mehr Effizi-
enz und Wirtschaftlichkeit im staatlichen Handeln. Die
positiven Ergebnisse der Modellvorhaben der Jahre
1995 bis 1997 sowie die Erfahrungen im Haushaltsvoll-
zug 1998 belegen den wesentlichen Beitrag der Haus-
haltsflexibilisierung für eine effizientere öffentliche
Haushaltswirtschaft.

Die aus der erhöhten Flexibilität erschließbaren Lei-
stungs- und Rationalisierungsreserven werden mit einer
sogenannten ���������	����
� als Ausgleich für diese
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wirtschaftlichen Vorteile für den Gesamthaushalt teil-
weise abgeschöpft. Die Effizienzrendite in den Jahren
2000 und 2001 liegt deutlich über 600 Mio. DM. Ab
dem Jahr 2002 wird der Effizienzgewinn fortgeschrie-
ben.

Neben der Flexibilisierung der Haushaltswirtschaft hat
die Nutzung betriebswirtschaftlicher Instrumente in der
Bundesverwaltung an Bedeutung gewonnen. Die von
der BHO für geeignete Bereiche vorgeschriebene Ein-
führung einer #��
��%�����.���
����	�������(#.5*
wird in der Bundesverwaltung zunehmend umgesetzt.

Grundlage ist die von BMF mit Unterstützung eines Be-
ratungsunternehmens entwickelte Standard-KLR, die
bereits 1997 in der Vorschriftensammlung der Bundes-
finanzverwaltung veröffentlicht wurde. Die Weiterent-
wicklung der Standard-KLR erfolgt durch BMF unter
Berücksichtigung von in ersten Pilotprojekten gesam-
melten Einführungserfahrungen. Neben der Schaffung
von Kostentransparenz, der Ermittlung kostendeckender
Gebühren und der Identifizierung von Privatisierungs-
potentialen bildet die KLR die Basis für ein Controlling
innerhalb der Bundesverwaltung, dessen Aufbau eine
wichtige Zukunftsaufgabe ist.
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Bei den Einnahmen des Bundes lassen sich drei große
Bereiche unterscheiden. Den weitaus größten Teil (im
Jahr 2000 ca. 388 Mrd. DM) stellen die Steuereinnah-
men (Kap.1.4.2), bestehend aus dem Bundesanteil an
den großen Gemeinschaftssteuern (Lohnsteuer und ver-
anlagte Einkommensteuer, Körperschaftsteuer und Um-
satzsteuer), speziellen Verbrauchsteuern (z.B. Mineral-
ölsteuer, Tabaksteuer) und weiteren Bundessteuern
(Zölle, Solidaritätszuschlag).

Neben den Steuereinnahmen erzielt der Bund Einnah-
men aus weiteren verschiedenen Quellen. Sie werden
unter dem Oberbegriff „Sonstige Einnahmen“

zusammengefaßt und belaufen sich im Jahr 2000 auf
etwa 40 Mrd. DM (Kap. 1.4.3). Hierzu gehören bei-
spielsweise Einnahmen aus Privatisierungen und
Grundstücksveräußerungen sowie Zentralnotenbankge-
winne, Zinseinnahmen und Darlehensrückflüsse.

Weiterhin ist für das Jahr 2000 ist eine Nettokreditauf-
nahme von 49,5 Mrd. DM geplant. Sie soll bis zum Jahr
2003 auf 30,4 Mrd. DM zurückgeführt werden (Kap.
1.4.4). In der nächsten Legislaturperiode strebt die Bun-
desregierung einen in regulären Einnahmen und Ausga-
ben ausgeglichenen Haushalt an, der auf die Inan-
spruchnahme von neuen Krediten verzichtet.
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Lohnsteuer und 
veranlagte 

Einkommensteuer
26%

Umsatzsteuer
27%

sonstige 
Bundessteuern

7%

Sonstige 
Einnahmen

9%

Körperschaft-
steuer und 

Zinsabschlag-
steuer

8%

Mineralölsteuer
13%

Nettokredit-
aufnahme

10%
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Das �
���	;���	��������
� �HHI vom 19. Dezember
1998 enthält im wesentlichen zwei Maßnahmen. Einer-
seits wurden die Vorschriften zur Bildung von Pensi-
onsrückstellungen im Hinblick auf die gestiegene Le-
benserwartung an die aktuellen Richttafeln angepaßt.
Außerdem wurden bestimmte steuerrechtliche und han-
delsrechtliche Aufbewahrungsfristen von 6 auf 10 Jahre
verlängert.

Durch das �
���	��
���
��������
�� �HHH vom 19. De-
zember 1998 sowie das �
���	��
���
��������
���HHH3
'BBB3'BB' vom 24. März 1999 sind wesentliche Eck-
werte des Steuerreformkonzepts der Regierungskoali-
tion umgesetzt worden.

Im Mittelpunkt des Steuerentlastungsgesetzes steht die
Entlastung von Arbeitnehmern und Familien sowie von
kleinen und mittleren Unternehmen. Diese Entlastungs-
maßnahmen müssen finanzierbar sein. Deshalb wirken
die Tarifsenkungen in drei Stufen in den Jahren 1999,
2000 und 2002.

Für die rasche ��
���
����&����	�&�
�����
��"� ���%
�������	�� 4�������� ���� 0	���
����	�" wurde in
der ersten Stufe, die seit 1. Januar 1999 wirksam ist, der
Eingangssteuersatz von 25,9 v.H. auf 23,9 v.H. gesenkt.
Außerdem wurde das Kindergeld für das erste und
zweite Kind von 220 DM auf 250 DM angehoben und
damit eine jährliche Verbesserung von 360 DM pro
Kind erreicht.

Im Jahr 2000 folgen die Anhebung des Grundfreibetrags
auf rund 13.500/27.000 DM (Unverheiratete/ Verheira-
tete), die Senkung des Eingangssteuersatzes von
23,9 v.H. auf 22,9 v.H. sowie die Absenkung des
Höchststeuersatzes von 53 v.H. auf 51 v.H..

Ab dem Jahr 2002 wird der Grundfreibetrag auf rund
14.000 DM/28.000 DM angehoben, der Eingangssteu-
ersatz auf 19,9 v.H. und der Höchststeuersatz auf
48,5 v.H. abgesenkt.

Durch diese Maßnahmen wird beispielsweise eine Fa-
milie (Durchschnittsverdiener) mit zwei Kindern weni-
ger Steuern zahlen: 1999 rund 1.200 DM, 2002 rund
1.700 DM und ab dem Jahr 2002 rund 2.500 DM jähr-
lich.

Das Steuerentlastungsgesetz ist ein wichtiger Baustein
einer Politik für mehr Arbeitsplätze, denn mit der deut-
lichen Entlastung von Familien und Arbeitnehmern wird

die Binnennachfrage gefördert. Dies ist zugleich ein
Beitrag zur Konjunkturbelebung.

����/�
�	������werden im Jahr 1999 durch Absen-
kung des Einkommensteuer-Höchstsatzes für gewerbli-
che Einkünfte von 47 v.H. auf 45 v.H. sowie die Sen-
kung der Körperschaftsteuersätze für einbehaltene Ge-
winne von 45 v.H. auf 40 v.H. bzw. des ermäßigten
Steuersatzes von 42 v.H. auf 40 v.H. entlastet. Ab dem
Jahr 2000 wird eine weitere Entlastung durch Absen-
kung des Einkommensteuer-Höchstsatzes für gewerbli-
che Einkünfte von 45  v.H. auf 43 v.H. wirksam.

Mit der Entlastung der Unternehmen - insbesondere des
Mittelstandes - werden Investitionskraft und Inve-
stitionsanreize vor allem derjenigen Unternehmen ge-
fördert, die eine Schlüsselrolle bei der Schaffung von
Arbeitsplätzen spielen.

Durch das Gesetz wird auch eine umfassende Verbrei-
terung der Bemessungsgrundlage realisiert. Die Strei-
chung ungerechtfertigter Steuervergünstigungen, der
Abbau fragwürdiger Gestaltungsmöglichkeiten und die
Angleichung der Gewinnermittlung bei den Unterneh-
men an internationale Standards führen nicht nur zu ei-
nem gerechteren Steuerrecht, sie sichern auch die Fi-
nanzierbarkeit der Steuerreform. Bei der Verbreiterung
der Bemessungsgrundlage wurde dem Grundsatz der
wirtschaftspolitischen Vernunft und der sozialen Aus-
gewogenheit Rechnung getragen.

Eine Reihe von 4�������	������?����� bauen
steuerliche Vergünstigungen ab, die vor allem Privat-
haushalte - d.h. Arbeitnehmer und Unternehmer (ein-
schließlich Freiberuflern und Landwirten) - in ihrem
�	�&�
��	��� betreffen.

Dies sind die wichtigsten Maßnahmen:

� Verstärkte Besteuerung von Abfindungen und Über-
gangsgeldern (§ 3 Nr. 10 EStG) durch Reduzierung
der Freibeträge auf 2/3.

� Besteuerung von Jubiläumszuwendungen (§ 3 Nr. 
52 EStG), welche nunmehr wie andere Sonderzah-
lungen zu den steuerpflichtigen Lohneinkünften ge-
hören.

� Konzentration der Eigenheimförderung auf die Ei-
genheimzulage durch Wegfall des Vorkostenabzugs
bei selbstgenutzten Wohnungen (§ 10i EStG).
Das selbstgenutzte Wohneigentum wird im Hinblick
auf die dauerhaft niedrigen Steuersätze künftig nur
noch durch die für alle gleich hohe Eigenheimzulage
gefördert. Das verhindert Mitnahmeeffekte und dient
der Steuervereinfachung.
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� Halbierung des Sparer-Freibetrags ab dem 1. Januar
2000 (§ 20 Abs. 4 EStG). Kleinsparer sind auch
weiterhin begünstigt, da bei einem Zinsniveau von
4 v.H. ein Sparkapital von ca. 150.000 DM bei ei-
nem Ehepaar befreit ist. Die Sparer profitieren im
übrigen von der spürbaren Senkung der Steuertarife.

� Einschränkung der Verlustverrechnung zwischen
verschiedenen Einkunftsarten (§ 2 Abs. 3, § 2b
EStG). Die bisher unbegrenzte Verlustverrechnung
auch sehr hoher Verluste zwischen den verschiede-
nen Einkunftsarten wird auf 100.000/200.000 DM
begrenzt. Auch soll zukünftig verhindert werden,
daß Einkünfte insbesondere durch sogenannte Ver-
lustzuweisungsmodelle der Besteuerung entzogen
werden.

� Streichung der Gewährung des halben durch-
schnittlichen Steuersatzes für außerordentliche Ein-
künfte und rechnerische Verteilung der außerordent-
lichen Einkünfte und der Einkünfte aus Vergütungen
für eine mehrjährige Tätigkeit auf 5 Jahre (§ 34
Abs. 1 und 3 EStG). Besondere einmalige Einkünfte,
z.B. Entschädigungen oder der Gewinn aus dem
Verkauf eines Betriebes, werden künftig nicht mehr
mit dem halben Durchschnittssteuersatz besteuert;
damit werden sich viele Steuersparmodelle nicht
mehr lohnen. Andererseits wird durch die Neurege-
lung berechtigten Anliegen des Mittelstandes ange-
messen Rechnung getragen.

� Beseitigung des Mißbrauchs bei Zwei- oder Mehr-
kontenmodellen durch Abgrenzung privater und be-
trieblicher Schuldzinsen (§ 4 Abs. 4a EStG). Zur
Vermeidung unerwünschter Härten bleiben Schuld-
zinsen jedoch bis 8.000 DM zu 50 v.H. generell als
Betriebsausgaben abzugsfähig.

� Verlängerung der Spekulationsfrist für Veräuße-
rungsgewinne bei privaten nicht eigengenutzten
Grundstücken von zwei Jahren auf zehn Jahre mit
Einbeziehung von Herstellungsfällen sowie Ver-
längerung der Spekulationsfrist für Veräußerungs-
gewinne bei Wertpapieren im Privatvermögen von
sechs Monaten auf ein  Jahr. Eigengenutztes Wohn-
eigentum unterliegt ab sofort nicht mehr der Spe-
kulationsfrist. Private Veräußerungsgewinne aus
Termingeschäften werden besteuert (§ 23 Abs. 1
Nrn. 1, 2 und 4 EStG).

Weitere Maßnahmen:

� Einschränkung der Möglichkeit zur Erbschaft-/
Schenkungsteuerersparnis durch Vermögensüber-
tragung auf eine Vermögensmasse ausländischen
Rechts (sog. Trusts).

� Umsatzsteuerliche Neuregelung des Vorsteuerab-
zugs bei gemischt (privat/betrieblich) genutzten Pkw
sowie Streichung des Vorsteuerabzugs für Verpfle-
gungsmehraufwendungen und des Vorsteuerabzugs
des Arbeitgebers aus Reise- und Umzugskosten des
Arbeitnehmers.

� Abschaffung des Werbungskostenpauschbetrags bei
Einkünften aus Vermietung und Verpachtung.

Maßnahmen, die überwiegend die ���������	�
� ��
�������� betreffen:

� Einführung eines Wertaufholungsgebots für Wirt-
schaftsjahre, die nach dem 31. Dezember 1998 en-
den (§ 6 Abs. 1 Nr. 1 und 2 EStG).

� Realitätsnähere Bewertung von Rückstellungen, ins-
besondere von Schadensrückstellungen in der Versi-
cherungswirtschaft (§ 6 Abs. 1 Nr. 3 a EStG i.V. m.
§ 20 Abs. 2 KStG). Zur Vermeidung von Liqui-
ditätsproblemen wurden lange Übergangsregelungen
zur zeitlichen Streckung der Steuermehreinnahmen
aus den Auflösungsbeträgen getroffen.

� Einschränkung der steuerneutralen Übertragung von
Einzelwirtschaftsgütern nach den Regeln des Mit-
unternehmererlasses (§ 6 Abs. 5 EStG).

� Aufdeckung stiller Reserven beim Tausch von Wirt-
schaftsgütern durch Nichtanwendung des Tausch-
gutachtens (§ 6 Abs. 6 EStG).

�Weitere Maßnahmen im unternehmerischen Bereich:
�
� Unzulässigkeit der nachträglichen Änderung von

Bilanzen (§ 4 Abs. 2 EStG).

� Aufhebung des Importwarenabschlags (§ 80
EStDV).

� Streichung der steuerlichen Berücksichtigung von
Verlusten aus der Veräußerung steuerfreier Schach-
telbeteiligungen (§ 8b Abs. 2 KStG).

� Neuregelung des Betriebsausgabenabzugs bei steu-
erfreien Schachteldividenden (§ 8b Abs. 7 KStG).

� Einschränkung steuerlicher Gestaltungen zur
Grunderwerbsteuerersparnis (§ 1 Abs. 2a, 3 und 5
GrEStG).

� Anpassung der Pensionsrückstellungen an aktuelle
Sterbetafeln.
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Maßnahmen, die �������
��	�
��� ��� ����������
�������� ����	��:

� Einschränkungen bei spezifischen Rückstellungen
von Kernkraftwerksunternehmen (§ 5 Abs. 4b EStG,
§ 6 Abs. 1 Nr. 3 und 3a EStG).

� Anteil von Kernkraftwerksunternehmen und Versi-
cherungsunternehmen an der Mehrbelastung durch
Einschränkung von Rückstellungen infolge des Ab-
zinsungsgebots (§ 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG).

� Streichung der Rücklage bei Bausparkassen (§ 21a
KStG).

Diese Maßnahmen wirken sich nur in speziellen Wirt-
schaftsbereichen mit besonderen Marktbedingungen
aus. Sie haben keine negativen Auswirkungen auf die
übrige Wirtschaft, insbesondere nicht auf den Mittel-
stand. Die Maßnahmen zur Verbreiterung der Bemes-
sungsgrundlage haben erhebliches finanzielles Gewicht.
Dennoch führen sie überwiegend nicht zu echten Mehr-
belastungen, sondern zu zeitlich vorgezogenen Steuer-
belastungen. Zudem dürfen eine Reihe von Einmalbela-
stungen bis zu 10 Jahre verteilt werden. Bei den Tari-
fermäßigungen des Steuerentlastungsgesetzes handelt es
sich hingegen um jährlich sich wiederholende echte
Dauerentlastungen.

�� ��������	���������
� ����������
���������	�����
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Das Gesetz zum Einstieg in die ökologische Steuerre-
form vom 24. März 1999 ist am 1. April 1999 in Kraft
getreten. Damit wurde eine neue Verbrauchsteuer für
Strom (Stromsteuergesetz) eingeführt und die Steuer-
sätze für Mineralöl erhöht.

Mit der Einführung der Stromsteuer soll das knappe und
endliche Gut Energie verteuert werden, um Anreize zu
schaffen, den Energieverbrauch zu reduzieren und res-
sourcenschonende Produkte und Produktionsverfahren
nachzufragen und zu entwickeln. Auf der anderen Seite
stehen mit den zusätzlichen Einnahmen aus der Strom-
steuer und der Erhöhung der Mineralölsteuer im Bun-
deshaushalt Mittel zur Verfügung, um die Ren-
tenversicherungsbeiträge zu senken (Beitragssatzgesetz
1999 vom 19. Dezember 1998) und so den Faktor Ar-
beit zu entlasten.

Die Stromsteuer wird auf der Grundlage des Strom-
steuergesetzes (StromStG) vom 24. März 1999 und der
Durchführungsverordnung zum Stromsteuergesetz von
der Bundeszollverwaltung erhoben und fließt dem Bund
als Einnahme zu.

��  ������������������!���������	��"�����
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Zur Verhinderung eines exzessiven Steuerwettbewerbs
zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Union
hat sich der Rat der Wirtschafts- und Finanzminister
(ECOFIN-Rat) am 1. Dezember 1997 auf Initiative der
Bundesregierung auf einen Verhaltenskodex zur Be-
kämpfung des unfairen Steuerwettbewerbs geeinigt. In
diesem Kodex verpflichten sich die Mitgliedstaaten, un-
faire bzw. schädliche Steuerregelungen nicht mehr neu
einzuführen und bestehende Vergünstigungen dieser Art
abzuschaffen.

Zentraler Punkt der Umsetzungsarbeiten ist die detail-
lierte Beschreibung dessen, was als schädlicher Steuer-
wettbewerb zu gelten hat. Dies sind im Grundsatz na-
tionale Vorschriften und Verwaltungspraktiken, die ge-
messen am normalen Steuerniveau des betreffenden
Landes zu einer deutlich niedrigeren Effektivbesteue-
rung führen und aufgrund bestimmter Merkmale als An-
reiz zu Gewinnverlagerungen in diesen Staaten gelten
müssen.

Bisher hat Deutschland - wie die Mehrheit der anderen
Mitgliedstaaten - die Ausnutzung derartiger Steuerver-
günstigungen im EU-Ausland durch einseitige Rege-
lungen bekämpft, insbesondere durch das Außensteuer-
gesetz. Einseitige gesetzliche Maßnahmen zur Be-
kämpfung der Steuerflucht können jedoch nicht jede
Ausnutzung unfairer Steuervergünstigungen verhindern.
Durch den Verhaltenskodex werden wir nicht mehr dar-
auf angewiesen sein, zum Schutz gegen unfaire Prakti-
ken im Ausland auf einseitige Abwehrmaßnahmen zu-
rückzugreifen.

Zur Umsetzung des Verhaltenskodex wurde eine hoch-
rangige Gruppe eingesetzt, die schädliche Steuerrege-
lungen in den Mitgliedstaaten überprüft und dem Rat
darüber berichtet. Ziel ist die Abschaffung dieser Rege-
lungen durch den jeweiligen Mitgliedstaat innerhalb der
nach dem Kodex vorgesehenen Regelfristen.

Während der deutschen EU-Ratspräsidentschaft konnte
die Sammlung und Beschreibung der einzelstaatlichen
Maßnahmen planmäßig weitgehend abgeschlossen wer-
den; auch eine erste Bewertung wurde für einen großen
Teil der Maßnahmen bereits vorgenommen. Dadurch ist
erstmals zumindest Klarheit über Ausmaß und Wir-
kungsweise der Wettbewerbspraktiken im Gel-
tungsbereich und eine gute Grundlage für die weitere
politische Diskussion im zweiten Halbjahr 1999 ge-
schaffen worden. Die „Gruppe Verhaltenskodex“ hat
dem ECOFIN-Rat im Dezember 1998 und im Mai 1999
jeweils Zwischenberichte unterbreitet. Der abschließen-
de Bericht ist für die Tagung des ECOFIN-Rates im
November 1999 vorgesehen. Dies entspricht den Ziel-
vorgaben des Europäischen Rates in Wien (11./12. De-
zember 1998) und in Köln (3./4. Juni 1999).
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Die EU-Kommission hat am 20. Mai 1998 einen Richt-
linienvorschlag zur Verbesserung der steuerlichen Er-
fassung von Zinseinkünften (Sparerträgen) innerhalb
der Europäischen Union vorgelegt. Der Vorschlag geht
auf eine Entschließung des ECOFIN-Rates (Wirt-
schafts- und Finanzminister) vom 1. Dezember 1997 zu-
rück. Mit der Richtlinie soll der gegenwärtige Zustand
beendet werden, in dem Sparer Erträge aus Geldanlagen
durch Verlagerung dieser Anlagen in das EU-Ausland
jeglicher Besteuerung entziehen können. Angestrebt
wird eine Mindestlösung. Mitgliedstaaten, die ein
Bankgeheimnis oder ähnliche Schutzvorschriften haben,
sollen von Zinszahlungen an EU-Ausländer eine Quel-
lensteuer (Kapitalertragsteuer) zu einem Mindestsatz
erheben; Mitgliedstaaten mit Meldepflichten der Ban-
ken sollen anderen EU-Ländern Mitteilungen über
Zinszahlungen an ihre Steuerpflichtigen übermitteln
(sog. Koexistenzmodell).

Die Bundesregierung setzt sich seit der Einführung des
Zinsabschlages zum 1. Januar 1993 nachdrücklich für
die Schaffung EU-weiter Mindeststandards für die
Zinsbesteuerung ein. Sie begrüßt deshalb den Vor-
schlag. Deutschland hat den Vorschlag während seiner
EU-Ratspräsidentschaft intensiv beraten. Dabei konnten
trotz der teilweise konträren Forderungen der Mitglied-
staaten einige Kompromisse erzielt werden. Der ECO-
FIN-Rat hat in seiner Tagung am 25. Mai 1999 in sei-
nen Schlußfolgerungen diese Kompromisse angenom-
men und mit weiteren Aufträgen zur Beratung verbun-
den. Der Europäische Rat in Köln (3./4. Juni 1999) hat
die Fortschritte begrüßt und seinen Wunsch bekräftigt,
daß noch in 1999 eine Einigung der Mitgliedstaaten auf
einen gemeinsamen Richtlinientext erreicht werden soll.

� (�����	���)���������������

Der Kommissionsvorschlag für eine Richtlinie des Ra-
tes vom 4. März 1998 über eine „gemeinsame Steuer-
regelung für Zahlungen von Zinsen und Lizenzgebühren
zwischen verbundenen Unternehmen verschiedener
Mitgliedstaaten“ hat die Beseitigung der Steuern des
Quellenstaates auf Zins- und Lizenzzahlungen zwischen
verbundenen Unternehmen zum Gegenstand. Bei die-
sem Vorschlag handelt es sich um die dritte Kom-
ponente des unter luxemburgischer Präsidentschaft An-
fang Dezember 1997 vereinbarten Steuerpakets.

Der Richtlinienentwurf stellte einen Schwerpunkt der
deutschen EU-Ratspräsidentschaft im Steuerbereich dar.
Aus deutscher Sicht, der sich die nachfolgende finnische
Präsidentschaft schon angeschlossen hat, ist diese Kom-
ponente des Steuerpakets faktisch zu Ende beraten. Die
deutsche EU-Ratspräsidentschaft hat vorschlagen, die
noch offenen Punkte im Rahmen des Anfang Dezember
1997 im ECOFIN-Rat vereinbarten Steuerpakets zu
verhandeln.

� ���	������������	�
 (Indirekte Steuern)

Der Rat hat am 12. Oktober 1998 die Richtlinie für eine
	��������	�������� �������
��	�
� �*�� +���
�
��
verabschiedet. Die Richtlinie regelt EU-einheitlich die
umsatzsteuerliche Behandlung von Umsätzen mit An-
lagegold. Hierzu wird die 6. EG-Richtlinie geändert und
ein neuer Artikel 26 b eingefügt. Die Richtlinie sieht
weitgehend eine Steuerbefreiung für Umsätze mit Anla-
gegold (Goldbarren und -münzen) unter bestimmten
Voraussetzungen vor. Auch Be- und Verarbeitungen
von Gold in Anlagegold sowie die Vermittlung von
Umsätzen mit Anlagegold sind begünstigt. Unternehmer
können bei Lieferungen an andere Unternehmer und bei
Vermittlungsleistungen unter bestimmten Vor-
aussetzungen zur Besteuerung optieren. Bei steuer-
pflichtigen Lieferungen von Gold oder Anlagegold kön-
nen die EU-Mitgliedstaaten vorsehen, daß der Ab-
nehmer Steuerschuldner wird. Der liefernde Unterneh-
mer ist zum Teil zum Vorsteuerabzug berechtigt. Anla-
gegoldhändler haben größere Umsätze mit Anlagegold
aufzuzeichnen; dabei können die EU-Mitgliedstaaten
Vorschriften vor allem über das Führen besonderer
Nachweise und besonderer Aufzeichnungspflichten
festlegen. Für Umsätze auf einem geregelten Goldmarkt
können die EU-Mitgliedstaaten eine von den allgemei-
nen Regelungen abweichende Sonderregelung anwen-
den, die für die betroffenen Unternehmer zu Vereinfa-
chungen bei der Erfassung und bei den Auf-
zeichnungspflichten führen soll. Die Umsetzung in na-
tionales Recht muß bis spätestens 1. Januar 2000 er-
folgen. Durch die Richtlinie wird es der Bundesrepublik
Deutschland ermöglicht, die bisherige Steuerbefreiung
in § 4 Nr. 8 Buchst. k UStG weitgehend beizubehalten.

Der Rat hat am 25. Mai 1999 eine Richtlinie zur Fest-
legung der '������� ,������������������,-���.��
������� verabschiedet. Die Richtlinie sieht eine Wei-
terführung des bis 31. Dezember 1998 geltenden Min-
destsatz beim MWSt-Normalsatz in Höhe von 15 v.H.
für die Jahre 1999 und 2000 vor. Durch die Richtlinie
ergeben sich keine Auswirkungen auf das deutsche
Recht. Der derzeitige Umsatzsteuersatz von 16 v.H.
(allgemeiner Steuersatz) kann unverändert beibehalten
werden. Die Richtlinie hat auch für die anderen EU-
Mitgliedstaaten keine Auswirkungen.

Der Rat hat am 17. Juni 1999 eine Richtlinie zur &��
���������	��	�
� ��� /������	������������������
��	�
�� in der EU verabschiedet. Die Regelung sieht
vor, daß im Ergebnis Telekommunikationsdienstlei-
stungen an Abnehmer in der EU in der Gemeinschaft
der Umsatzbesteuerung unterliegen. Diese ab 1. Januar
2000 geltende Regelung entspricht weitgehend der der-
zeit auf einer Übergangsregelung beruhenden Rechts-
lage. Sie stellt sicher, daß Telekommunikationsdienst-
leistungen an private Endverbraucher in der EU hier
auch dann der Besteuerung unterliegen, wenn sie von
einem Anbieter mit Sitz im Drittland erbracht werden.
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Damit wird eine Gleichstellung aller Anbieter erreicht.
Wettbewerbsverzerrungen werden ausgeschlossen.

Die Kommission hat dem Rat am 17. Juni 1998 Vor-
schläge für Rechtsakte zur '���������	�
�����0�����
�	�� #����	�����	
 vorgelegt. Der Richt-
linienvorschlag sieht in bestimmten Fällen den Vorsteu-
erabzug über die Grenze vor. Unternehmern, die Mehr-
wertsteuer in einem Mitgliedstaat entrichtet haben, in
dem sie nicht ansässig sind, sollen diese Steuer als Vor-
steuer im Rahmen ihrer Steueranmeldungen in dem
Mitgliedstaat geltend machen können, in dem sie ansäs-
sig sind. Dieser Vorsteuerabzug ist durch die Verwal-
tung des Mitgliedstaates, in dem der Vorsteuerabzug er-
klärt wird, zu prüfen. Zur Anwendung des Erstattungs-
systems und zu Kontrollzwecken sollen die Unterneh-
mer ihren Steueranmeldungen eine Aufstellung beifü-
gen, aus der - nach Mitgliedstaaten getrennt - die in an-
deren Mitgliedstaaten entrichteten MWSt-Beträge her-
vorgehen, die sie als Vorsteuer geltend machen, sowie
die Kopien der entsprechenden Rechnungen oder Ein-
fuhrdokumente.

Außerdem soll das Vorsteuerabzugsrecht harmonisiert
werden:

� Für Ausgaben im Zusammenhang mit Betriebs-Pkw,
die sowohl unternehmerisch als auch privat genutzt
werden, können die Mitgliedstaaten fakultativ das
Vorsteuerabzugsrecht bis maximal 50 v.H. ein-
schränken.

� Bei Ausgaben für Unterkunft und Verpflegung wird
der Vorsteuerabzug obligatorisch auf 50 v.H. be-
schränkt.

� Ein Vorsteuerabzug wird obligatorisch ausge-
schlossen für alle Ausgaben für Personenkraftwa-
gen, die weniger als zu 10 v.H. unternehmerisch ge-
nutzt werden, für Luxusausgaben, Ausgaben für
Vergnügungen und Repräsentationsaufwendungen.

Der Vorsteuerabzug über die Grenze bedingt ein Er-
stattungssystem zwischen den Mitgliedstaaten, das es
dem Niederlassungsmitgliedstaat ermöglicht, den dem
im Inland ansässigen Unternehmer als Vorsteuer ge-
währten Steuerbetrag eines anderen Mitgliedstaates von
dem Mitgliedstaat wiederzuerlangen, in dem der in
Rechnung gestellte Mehrwertsteuerbetrag entrichtet
worden ist. Einen entsprechenden Mechanismus auf der
Grundlage der Angaben der Unternehmer in ihren Steu-
eranmeldungen sieht ein Verordnungsvorschlag der
Kommission vor. Daneben enthält dieser Vorschlag Re-
gelungen für die grenzüberschreitende Kontrolle des
mißbrauchsanfälligen Vorsteuerabzugs über die Grenze.

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß eine Ein-
schränkung des Vorsteuerabzugsrechts für bestimmte
Ausgaben als positiv zu bewerten ist. Dadurch kommt
es - in Annäherung an bestehende Einschränkungen in

den meisten Mitgliedstaaten - zu einer weiteren Har-
monisierung und zu Steuervereinfachungen. Ein-
schränkungen oder Ausschlüsse des Vorsteuerabzugs
sind insbesondere in Bereichen gerechtfertigt, in denen
sich unternehmerische/betriebliche und private Interes-
sen überschneiden. Die Bundesregierung hält aber eine
Einigung auf den Vorschlag der Kommission für wenig
wahrscheinlich, weil die meisten EU-Mitgliedstaaten
derzeit weitergehende Ausschlüsse vom Vorsteuerabzug
vorsehen.

Die Einführung eines grenzüberschreitenden Vorsteu-
erabzugs und eines Ausgleichsmechanismus zwischen
den EU-Mitgliedstaaten wird von der Bundesregierung
als verfrüht abgelehnt. Als besondere Problempunkte
bei einer Einführung des grenzüberschreitenden Vor-
steuerabzugs zum jetzigen Zeitpunkt werden - in Ab-
stimmung mit den Länderfinanzverwaltungen - die er-
hebliche Belastung der Verwaltungen, der erhöhte Be-
darf an qualifiziertem Personal, der erhebliche Pro-
grammier- und Programmpflegeaufwand, die Sicher-
stellung ausreichender Kontrollmaßnahmen, die Aus-
höhlung der bestehenden Übergangsregelung sowie un-
kalkulierbare Haushaltsrisiken gesehen.

Die Kommission hat dem Rat am 27. November 1998
einen Richtlinienvorschlag zur Änderung der 6. EG-
Richtlinie hinsichtlich der� �������	�
� ���� ,����
%������	�����	������ vorgelegt. Der Richtlinien-
vorschlag sieht im wesentlichen den Wegfall der Mög-
lichkeiten für die Mitgliedstaaten vor, obligatorisch oder
fakultativ einen die Steuer schuldenden Fiskalvertreter
für ausländische Unternehmer vorzusehen, wenn mit
dem jeweiligen Staat, in dem der Unternehmer ansässig
ist, Amtshilfe- und Beitreibungsabkommen bestehen.
Die Möglichkeit der Bestimmung eines Fiskalvertreters
als Steuerschuldner entfällt darüber hinaus immer dann,
wenn der nicht im Inland ansässige Unternehmer nur
steuerfreie Umsätze ausführt. Weiterhin soll die Rege-
lung über die Verlagerung der Steuerschuldnerschaft auf
den Leistungsempfänger eingeschränkt werden. Dane-
ben sieht der Richtlinienvorschlag eine Ergänzung der
6. EG-Richtlinie vor, wonach zur Vermeidung von miß-
bräuchlichen Vertragsgestaltungen bei Dauer-
leistungsverhältnissen bestimmt wird, daß der Steuer-
anspruch spätestens nach Ablauf eines Jahres eintritt,
wenn im Voraus keine Abrechnungen oder Zahlungen
festgelegt werden. Die Richtlinie soll nach den Vor-
stellungen der Kommission zum 1. Januar 2000 in na-
tionales Recht umgesetzt werden.

Die Bundesregierung hat sich stets für eine Einschrän-
kung des Rechts der Mitgliedstaaten eingesetzt, einen
obligatorischen Fiskalvertreter als Umsatzsteuerschuld-
ner vorzuschreiben. Der Wegfall dieser Verpflichtung
würde gerade für deutsche Unternehmer zu erheblichen
finanziellen Entlastungen führen. Sie könnten sich
selbst um die Erfüllung ihrer umsatzsteuerlichen Ver-
pflichtungen kümmern. Jedoch sollte die fakultative
Möglichkeit der Bestellung eines Fiskalvertreters in
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allen Fällen bestehen bleiben, in denen dies zu Er-
leichterungen für die ausländischen Unternehmer führt.
Die Möglichkeit der Umkehrung der Steuerschuldner-
schaft sollte unverändert beibehalten werden, weil da-
durch eine Erfassung des ausländischen Unternehmers
in vielen Fällen vermieden werden kann, was ebenfalls
zu Erleichterungen für die ausländischen Unternehmer
führt.

Entsprechend der Aufforderung des ER Wien hat die
Europäische Kommission am 15. März 1999 einen
Richtlinienvorschlag betreffend �����������������
1����������	�
�� vorgelegt. Er sieht vor, daß die EU-
Mitgliedstaaten ermächtigt werden können, für die Jahre

2000 bis 2002 versuchsweise einen ermäßigten Mehr-
wertsteuersatz für bestimmte Dienstleistungen einzufüh-
ren. Voraussetzungen sind: Die Dienstleistungen müs-
sen arbeitsintensiv sein, direkt an den Endverbraucher
erbracht werden, lokalen Charakter haben, keine Wett-
bewerbsverzerrungen hervorrufen und das reibungslose
Funktionieren des Binnenmarktes nicht beeinträchtigen.

Die Einführung eines ermäßigten Mehrwertsteuersatzes
für arbeitsintensive Dienstleistungen wird unter Abwä-
gung beschäftigungs-, wettbewerbs- und finanzpoliti-
scher- sowie verwaltungstechnischer Gesichtspunkte
nicht befürwortet.

2�3���� ��
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Die für den Planungszeitraum bis 2003 angesetzten
Steuereinnahmen beruhen auf den ���$����
��������
des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ vom 10. bis
12. Mai 1999.

Neben dem federführenden Bundesministerium der Fi-
nanzen gehören diesem Arbeitskreis die Länderfinanz-
ministerien, die Bundesvereinigung der kommunalen
Spitzenverbände, die Deutsche Bundesbank, das Stati-
stische Bundesamt, der Sachverständigenrat zur Begut-
achtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung und
die führenden wirtschaftswissenschaftlichen For-
schungsinstitute an.

Die Schätzung basiert auf gesamtwirtschaftlichen
Grundannahmen für den Zeitraum bis 2003, die feder-
führend vom Bundesministerium der Finanzen erarbei-
tet werden.

Der Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ ging vom gelten-
den Steuerrecht aus. Gegenüber den Schätzungen vom
Mai und November 1998 waren für die Jahre 1999 bis
2002 erstmals die finanziellen Auswirkungen des Steu-
eränderungsgesetzes 1998, des Steuerentlastungsgeset-
zes 1999, des Steuerentlastungsgesetzes 1999/
2000/2002, des Gesetzes zur Neuregelung der geringfü-
gigen Beschäftigungsverhältnisse, des Gesetzes zum
Einstieg in die ökologische Steuerreform und des Drit-
ten Gesetzes zur Änderung des Finanzausgleichsgeset-
zes zu berücksichtigen. Darüber hinaus waren für die
Jahre ab 2000 erstmals die finanziellen Auswirkungen
des Dritten Vermögensbeteiligungsgesetzes, des

Seeschiffahrtanpassungsgesetzes sowie der Gesetze zur
Änderung des Eigenheimzulagengesetzes, des Kraft-
fahrzeugsteuergesetzes und von Verbrauchsteuergeset-
zen in die Schätzung einzubeziehen.

Gegenüber der letzten mittelfristigen Schätzung war das
Niveau der Steuereinnahmen 1999 nach oben zu korri-
gieren, weil der kräftige positive Basiseffekt bei den
Gewinnsteuern, insbesondere der veranlagten Einkom-
mensteuer, im Vorjahr durch die dynamische Entwick-
lung dieser Steuern im laufenden Jahr gestützt wird.
Damit machen sich die seit der letzten Maischätzung
über den gesamten Schätzzeitraum um jeweils einen
halben Prozentpunkt abgesenkten und in ihrer Struktur
veränderten Wachstumserwartungen erst ab dem Jahr
2000 im Steueraufkommen bemerkbar und bedingen ei-
ne entsprechende Absenkung früherer Schätzansätze.
Dabei werden die durch gesamtwirtschaftlich struktu-
relle Faktoren verursachten Korrekturen bei den Steuer-
einnahmen von den oben genannten steuerrechtlichen
Änderungen überlagert. Bereinigt man die Ansätze der
letzten Maischätzung um diese Steuerrechtsänderungen,
so ergeben sich infolge einer dynamischeren Pro-Kopf-
Lohn-Entwicklung Mehreinnahmen bei der Lohnsteuer.
Diesen stehen aufgrund ungünstigerer Gewinnerwartun-
gen Mindereinnahmen bei den Gewinnsteuern gegen-
über.

Im Finanzplan 1999 bis 2003 sind folgende Steuerein-
nahmen des Bundes angesetzt, wobei neben dem Ergeb-
nis der Steuerschätzung zusätzlich Vorsorgebeträge für
geplante Steuerrechtsänderungen berücksichtigt sind:
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1999 2000 2001 2002 2003

- Mrd. DM -
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- Bundesanteil an Lohnsteuer und veranlag-
ter Einkommensteuer.................................... 119,5 123,4 130,2 127,1 136,2

- Bundesanteil an nicht veranlagten Steuern
vom Ertrag, Zinsabschlag und Körper-
schaftsteuer ................................................... 38,4 38,5 38,7 43,4 45,4

- Bundesanteil an Steuern vom Umsatz
(nach EU/Fonds „Deutsche Einheit“) ........... 127,7 132,1 138,7 148,2 153,4

- Bundesanteil an Gewerbesteuerumlage........ 2,5 2,6 2,5 2,8 2,8

- Tabaksteuer .................................................. 21,8 21,9 21,9 22,0 22,0

- Branntweinsteuer.......................................... 4,3 4,2 4,1 4,0 3,9

- Mineralölsteuer............................................. 72,1 75,8 76,6 77,3 78,0

abzüglich: Länderbeteiligung ....................... -12,5 -13,0 -13,5 -13,9 -14,4

- Stromsteuer................................................... 3,2 4,5 4,5 4,5 4,6

- Sonstige Bundessteuern................................ 39,0 39,8 40,6 41,1 42,5

abzüglich: - Ergänzungszuweisungen ........ -25,4 -25,2 -25,0 -24,6 -24,5

- EU-BSP-Eigenmittel .............. -18,1 -20,4 -22,0 -27,5 -28,9

�� +	�%���	�
���������	��������$����	��

��6�����	�����.���2�����������7������ ������������ 3,8 4,3 10,4 16,2

���	������������������������������������������������������������� �8�63 �9864 3526: 3236: 3�86�

(Differenzen in den Summen durch Rundung möglich)
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Mit der Reform der Unternehmensbesteuerung, dem
Familienentlastungsgesetz sowie der Fortführung der
ökologischen Steuerreform will die Bundesregierung
die beschäftigungs- und leistungssteigernde sowie öko-
logische Neuausrichtung des deutschen Steuersystems
fortsetzen. Diese Strukturreformen sollen die dynami-
schen Kräfte von Markt und Wettbewerb stärken, um
neue Wachstumspotentiale zu erschließen und damit
den Abbau der Arbeitslosigkeit weiter voranzubringen.

Ziel der Steuerpolitik der Bundesregierung ist, durch ei-
ne Kombination von wirtschaftspolitisch sinnvoller und
finanzpolitisch solider Angebots- und Nachfragepolitik
die Rahmenbedingungen für die Schaffung neuer Ar-
beitsplätze und für eine nachhaltige Wirtschafts-
entwicklung deutlich zu verbessern. Zugleich soll das
Steuersystem gerechter und transparenter werden.

Insbesondere Arbeitnehmer und Familien sowie die
mittelständische Wirtschaft sollen spürbar entlastet
werden. Durch strukturelle Verbesserungen bei den un-
ternehmensbezogenen Steuern will die Bundesregierung
im zunehmend härteren internationalen Wettbewerb um
Standortbedingungen für Investitionen bestehen. Die
ökologische Steuerreform wird fortgeführt. Damit wer-
den die weitere Senkung von Lohnnebenkosten sicher-
gestellt und marktwirtschaftliche Anreize für mehr
Umweltschutz und Energieeinsparung gesetzt.

Der Einstieg in diese Politik wurde durch die bereits be-
schlossenen steuerpolitischen Maßnahmen, insbe-
sondere das Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002
und die erste Stufe der ökologischen Steuerreform mar-
kiert.
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Die in diesem Paket verwirklichte ausgewogene und
breit angelegte Senkung der Steuersätze führt zu einer
spürbaren Nettoentlastung, die aber wegen der schwie-
rigen Situation der öffentlichen Haushalte auf rd.
20 Mrd. DM im Rechnungsjahr 2002 begrenzt bleiben
mußte. Zur Teilfinanzierung der Tarifsenkungen waren
gezielte Einschnitte bei Gestaltungsmöglichkeiten und
steuerlichen Vergünstigungen erforderlich. Diese dienen
andererseits der Steuergerechtigkeit und der not-
wendigen Vereinfachung des Steuerrechts.

2� ;��������������	�
�
�����

Die auch verfassungsrechtlich gebotene weitere steuer-
liche Entlastung von Familien mit Kindern wird im
Rahmen des geplanten Familienentlastungsgesetzes
verwirklicht werden. Vorgesehen ist eine Erhöhung des
Kinderfreibetrages sowie des steuerlichen Kindergeldes:

� In einer ersten Stufe soll ab 1. Januar 2000 zusätz-
lich ���� einheitlicher ;��������
� �*�� ���������
���		�
 in Höhe von 3.024 DM für alle Kinder bis
16 Jahre eingeführt werden. Kinder, die wegen kör-
perlicher, geistiger oder seelischer Behinderung au-
ßerstande sind, sich selbst zu unterhalten, werden
ohne Altersbeschränkung in den Betreuungsfrei-
betrag mit einbezogen. Das Kindergeld wird auf den
Freibetrag für Kinderbetreuung angerechnet.

� Das ������
��� für das 1. und 2. Kind wird ab
1. Januar 2000 um 20 DM von 250 DM auf 270 DM
monatlich angehoben.

Das geplante Familienentlastungsgesetz geht über das
verfassungsrechtlich Notwendige zur Herstellung einer
gerechten Besteuerung hinaus, ohne die unabweisbaren
haushaltspolitischen Erfordernisse zu vernachlässigen.

Die Umsetzung der Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts zur Berücksichtigung eines ������	�
��
�������� �*�� ��������� bleibt einem zweiten Gesetzge-
bungsverfahren mit dem Ziel der Realisierung ab 2002
vorbehalten. Die Bundesregierung wird zu gegebener
Zeit einen Gesetzentwurf vorlegen, der eine Verzahnung
mit Überlegungen zur Reform der Ausbildungs-
förderung zuläßt und in den vorhandenen finanzpoli-
tischen Spielräumen den Familienleistungsausgleich
fortentwickelt.

�� &��������������	�������

Die für das Jahr 2001 geplante Verwirklichung einer
rechtsformunabhängigen Unternehmensbesteuerung
führt zu strukturellen Verbesserungen, die die interna-
tionale Wettbewerbsfähigkeit deutscher Unternehmen
stärkt und die Attraktivität des Investitionsstandortes
Deutschland weiter erhöht.

Die Reform führt zu einer tiefgreifende Systemum-
stellung und erfordert daher eine gründliche gesetzge-
berische Vorbereitung. Sie beruht auf der Basis der
Empfehlungen der Sachverständigenkommission zur
Unternehmenssteuerreform.

Diese sehen für die �����	��	�
� ��� ��"����
������
��������� 	��� +��������
����� vor, das körperschaft-
steuerliche Vollanrechnungsverfahren durch das sog.
Halbeinkünfteverfahren zu ersetzen. In diesem Verfah-
ren werden die Gewinne auf der Ebene der Kapitalge-
sellschaft definitiv in Höhe des Körperschaftsteuersat-
zes belastet. Auf der Ebene der Anteilseigner wird die
körperschaftsteuerliche Vorbelastung ausgeschütteter
Gewinne in der Weise berücksichtigt, daß die Dividen-
den nur zur Hälfte in die Bemessungsgrundlage für die
persönliche Einkommensteuer einbezogen werden. Ins-
gesamt betrachtet ergibt sich eine Einmalbelastung aus-
geschütteter Gewinne, welche der Höhe des Einkom-
mensteuerhöchstsatzes des Anteilseigners angenähert
ist.

Dieses System stellt die Einmalbelastung erzielter Ge-
winne auf einem deutlich abgesenkten Körperschaft-
steuerniveau in Höhe eines Definitivsteuersatzes auch
bei steuerbefreiten und ausländischen Anteilseignern si-
cher. Das Verfahren ist europatauglich: Inländische In-
vestitionen ins Ausland und ausländische Investitionen
ins Inland werden im Halbeinkünfteverfahren in glei-
chem Umfang belastet.

Zur Erreichung einer weitgehend rechtsformneutralen
Unternehmensbesteuerung hält die Kommission die
Einführung eines ermäßigten Steuersatzes für im Be-
trieb verbliebene Gewinne für das geeignete Instrument
zur Reform der �����	��	�
� ��� <������
������
��������� 	���������	����������. Nach diesem Vor-
schlag wird der im Betrieb verbleibende Gewinn mit ei-
nem ermäßigten Steuersatz, der dem - neuen - Kör-
perschaftsteuersatz entsprechen soll, besteuert. Entnah-
men werden nach dem Halbeinkünfteverfahren belastet
(umfassende Parallele zur Körperschaftsteuer).

Nach Umsetzung dieser ersten Stufe einer rechtsform-
unabhängigen Unternehmenssteuerreform soll die De-
finitivbelastung betrieblicher Gewinne nur noch 25 Pro-
zent betragen. Für Kapitalgesellschaften bedeutet dies
eine Entlastung von 15 Prozentpunkten. Für Einzelun-
ternehmer und Mitunternehmer einer Per-
sonengesellschaft wird durch die Begünstigung des im
Betrieb verbliebenen Gewinns ebenfalls eine Entlastung
auf 25 Prozent erreicht.

Diese durchgreifende Steuersatzsenkung läßt im Ge-
genzug die Rückführung der - im internationalen Ver-
gleich - immer noch sehr günstigen deutschen Ab-
schreibungsbedingungen zu.
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Der mit Einführung der =����	�� eingeschlagene Weg
der Energiebesteuerung wird in stetigen und be-
hutsamen Schritten fortgesetzt. Durch ein maßvolles
und berechenbares Vorgehen werden die gewünschten
Lenkungsziele erreicht, die Budgets nicht übermäßig
belastet und erhält die deutsche Wirtschaft die notwen-
dige Planungssicherheit zur Entwicklung neuer ener-
giesparender und ressourcenschonender Technologien
und Verfahren. Die Bundesregierung ist davon über-
zeugt, daß durch eine mäßige Erhöhung der Mineralöl-
und Stromsteuer die angestrebten ökologischen Effekte
erreicht werden können und die Verbraucher nicht
übermäßig belastet werden.

Das Aufkommen aus der Ökosteuer wird auch in den
weiteren Stufen für die Senkung der Sozialversiche-
rungsbeiträge verwendet. Dies kommt wegen der Ver-
billigung des Faktors Arbeit dem Arbeitsmarkt zugute.

3� �*����
�� ���	��"������ ��� ��������������� ���
��!�
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Die dynamische und rasante Entwicklung elektronisch
vernetzter Systeme hin zur globalen Informations-
gesellschaft eröffnet vielfältige neue Märkte. Von den
Möglichkeiten der vernetzten Systeme wird ein gewalti-
ger weltweiter Wachstumsschub und ein damit einher-
gehender positiver Effekt auf die Steuereinnahmen er-
hofft.

Dies bietet den Staaten nicht nur die Chance, an den ge-
samtwirtschaftlichen Auswirkungen dieses Wachstums-
marktes zu partizipieren. Die Entwicklung birgt auch
fiskalische Risiken, die vor allem in der Verschärfung
des internationalen Steuerwettbewerbs und in Er-
schwernissen bei der Realisierung der Steueransprüche
liegen.

Um vom Wachstumspotential des Elektronischen Ge-
schäftsverkehrs steuerlich zu profitieren, sind die Staa-
ten in zweifacher Hinsicht gefordert:

Einerseits ist es Aufgabe der Staaten, einen geeigneten
nationalen steuerrechtlichen Rahmen zu schaffen, auf
dessen Grundlage der Elektronische Geschäftsverkehr
sich entwickeln kann und der unternehmerische Betäti-
gung in diesem Marktsegment nicht hemmt. Anderer-
seits muß einer drohenden Erosion des Steueraufkom-
mens entgegengewirkt werden.

Der elektronische Handel in weltweit vernetzten Syste-
men erzeugt ein globales Besteuerungsumfeld. Dies er-
fordert bei der Lösung der steuerlichen Fragen eine in-
ternational abgestimmte Vorgehensweise. Die Bundes-
regierung gestaltet diesen Prozeß aktiv mit, vor allem

durch intensive Mitarbeit in internationalen Organisa-
tionen, insbesondere auf Ebene der OECD und der Eu-
ropäischen Union. Darüber hinaus werden Wirtschaft
und Industrie auf nationaler wie auf internationaler
Ebene in die Diskussion eingebunden.

Die Bundesregierung hält einen konsistenten, klaren
und verläßlichen Rechtsrahmen für erforderlich, um
Unternehmen und Private in einem rechtlich abgesi-
cherten und wirtschaftlich vorhersehbaren Umfeld agie-
ren zu lassen. Dabei müssen steuerliche Lasten kalku-
lierbar und vorhersehbar sein und dürfen den virtuellen
Handel gegenüber dem herkömmlichen Wirtschaftsver-
kehr weder diskriminieren noch privilegieren.

Über folgende Ziele besteht international Einigkeit:

� Der elektronische Handel soll durch steuerliche Re-
gelungen gegenüber dem herkömmlichen Handel
weder diskriminiert noch privilegiert werden,

� der Entstehung von Steueroasen soll entgegenge-
wirkt werden,

� Doppelbesteuerungen sollen durch entsprechende
Anpassungen der DBA vermieden werden,

� die Anpassung bestehenden Steuerrechts soll Vor-
rang haben vor der Einführung neuer Besteuerungs-
grundlagen,

� es sollen keine besonderen Steuern für den elektro-
nischen Handel eingeführt werden, vorausgesetzt,
daß das bestehende Steuerrecht angewendet und
durchgesetzt werden kann.

Im einzelnen haben sich die OECD - Mitgliedstaaten
bereits darauf verständigt, virtuelle Güter (insbesondere
den „Download“ von Dateien) umsatzsteuerlich nicht
als Warenlieferung, sondern als Dienstleistung zu be-
handeln. Verbrauchsteuern (Umsatzsteuern) sollen in-
ternationalen Vereinbarungen entsprechend dem Staat
zufließen, in dem sie genutzt oder verbraucht werden.

Die Steuerverwaltungen werden für Zwecke der Steuer-
erhebung und der Steuerkontrolle ihre Verwaltungspra-
xis an moderne Kommunikations- und Datenverarbei-
tungssysteme anpassen müssen. Das zu erwartende ge-
waltige Mehraufkommen an Daten sowie Veränderun-
gen der Buchführung in Unternehmen bis hin zur völlig
beleglosen Datenerfassung und Datenarchivierung wer-
den die Finanzverwaltungen zwingen, den Einsatz mo-
derner Prüftechniken zu forcieren.

� ���	��"��������������	�"$�������&���

Konkrete Ziele der künftigen Steuerpolitik in der Euro-
päischen Union sind vom Europäischen Rat in Köln
(3./4. Juni 1999) bereits formuliert. Danach muß es
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darum gehen, die Steuersysteme der Mitgliedstaaten be-
schäftigungsfreundlich zu gestalten und den schädlichen
Steuerwettbewerb zu bekämpfen.

Die Gestaltung der Steuersysteme im Hinblick auf die
Beschäftigung wird hauptsächlich in der Verantwortung
der Mitgliedstaaten liegen. Mit dem Ziel der

Bekämpfung des schädlichen Steuerwettbewerbs setzt
sich die Bundesregierung nachhaltig für eine fristge-
rechte und effektive Umsetzung der im Verhaltenskodex
für die Unternehmensbesteuerung vereinbarten Regeln
für faires Verhalten in der Steuerpolitik ein. Dies ist zur
Erhaltung der finanzpolitischen Handlungsmöglichkeit
unerläßlich.

2�3�� �����
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- Mrd. DM -

� Steuerähnliche Abgaben (Münzeinnahmen)............................................................................ 0,09

� Verwaltungseinnahmen ........................................................................................................... 8,16

davon:

� ���������	
������ ������������������������������������������������������������������������������������������������������������ 7,12

� �������������	��������������	������� ����������������������������������������������������������������������������� 0,03

� ��������	����������������������������������������������������������������������������������������������������������� 1,01

� Einnahmen aus wirtschaftlicher Tätigkeit und Vermögen (ohne Zinsen)................................ 9,47

davon:

� �������	 ���	 �����������	 ���	  �����������	 �����	 ���������������	  �����!
����"
# � �������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������� 8,54

� $������	%������	������	������������������������������������������������������������������������������������������������������ 0,93

� Erlöse aus Vermögensveräußerung.......................................................................................... 9,22

� Einnahmen aus Immobilienverwaltung und -verwertung ....................................................... 1,01

� Zinseinnahmen......................................................................................................................... 2,17

� Darlehensrückflüsse................................................................................................................. 3,70

� Einnahmen aus Zuweisungen und Zuschüssen........................................................................ 6,95

(	�������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������������� 35688
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Eine aktive Privatisierungspolitik stärkt die Unterneh-
men, schafft und sichert Arbeitsplätze in der Wirtschaft
und hilft, effizientere Strukturen in der öffentlichen
Verwaltung zu entwickeln. Die dabei erzielten Einnah-
men unterstützen zudem das Ziel, die Staatsverschul-
dung zurückzuführen.

Bereits in den 80er und frühen 90er Jahren fand die
Veräußerung der großen Industriekonzerne VEBA AG,
Volkswagen AG, VIAG AG, Salzgitter AG und IVG
Holding AG statt. Mit der Postreform und der Bahnre-
form wurden 1994 darüber hinaus zukunftsweisende
Privatisierungsentscheidungen getroffen.

Neben zahlreichen Einzelprivatisierungen wurden mit
den Börsengängen Deutsche Telekom AG 1996 und
Deutsche Lufthansa AG 1997 zwei Transaktionen von
internationaler Dimension und Bedeutung erfolgreich
abgeschlossen. 1998 ist vor allem die Privatisierung der
Autobahn Tank & Rast AG hervorzuheben. Mit der Pri-
vatisierung wurde im Interesse des Unternehmens und
seiner Beschäftigen die Grundlage für eine weiterhin er-
folgreiche Entwicklung der Autobahn Tank & Rast AG
gelegt, die auch einen künftigen Börsengang des Unter-
nehmens vorsieht. Ein weiteres aktuelles Beispiel für
die Zukunftssicherung von Unternehmen und Arbeits-
plätzen ist der Verkauf der Saarbergwerke AG an die
Ruhrkohle AG 1998. Privatisierung und Rahmenvertrag
zur Neuorientierung des deutschen Steinkohlebaus ver-
setzten den deutschen Steinkohlebau bei rückläufigen
staatlichen Subventionen in die Lage, optimale be-
triebswirtschaftliche Entscheidungen für Unternehmen
und Belegschaft zu treffen.

Im Mittelpunkt weiterer Privatisierungen in der näch-
sten Zukunft wird - neben der weiteren Absenkung der
Bundesbeteiligung an der Deutsche Telekom AG - die
Deutsche Post AG stehen, deren Erlöse auch zur Finan-
zierung der Pensionskassen beitragen sollen, wie dies
im Postreformgesetz konzipiert war. Die Neuordnung
des Beteiligungsbereiches der am 1. Januar 1994 ge-
gründeten Deutschen Bahn AG wird im Zuge der 2. Stu-
fe Bahnreform 1999 umgesetzt. Damit werden wichtige
Grundlagen für die Wettbewerbs- und damit auch eine
Börsenfähigkeit der Deutsche Bahn AG gelegt.

Weiter sind Privatisierungen von Beteiligungen des
Bundes an Wohnungsbaugesellschaften geplant, die
-�wie bisher - auch unter Einbeziehung sozialverträgli-
cher Kriterien umgesetzt werden sollen.

Neue Privatisierungspotentiale des Bundes werden ins-
besondere durch den Einstieg in die Privatisierung der
Bundesanteile an Flughafengesellschaften erschlossen.

Die Privatisierung von Bundesbeteiligungen und öf-
fentlichen Aufgaben ist kein Selbstzweck. Sie findet als
Instrument der Zukunftssicherung ihre Begründung
vielmehr in der Stärkung der nationalen und internatio-
nalen Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen und un-
terstützt damit ihre Politik der Bundesregierung zur Si-
cherung und Schaffung wettbewerbsfähiger Arbeitsplät-
ze. Die Erfahrungen anderer Länder bestätigen, daß
auch dort Privatisierung genutzt wird, um nachhaltiges
Wachstum und Innovationen zu stärken und neue zu-
kunftsfähige Arbeitsplätze zu schaffen.

����	�����4
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*  F ü r  d ie  J a h re  1 9 9 9  u n d  2 0 0 0  e in s c h l ie ß l ic h  d e r  P r iv a t is ie ru n g s e r lö s e  a n  d e m  V e rk a u f  v o n  A n te i le n  d e s  B u n d e s
   a n  d e n  P o s t-A k tie n g e s e l ls c h a f te n  (6 ,9 3 M rd . D M  in  1 9 9 9  u n d  5 ,6 8 M rd . D M  in  2 0 0 0 ) .  D ie  B e trä g e  s in d
   –  z u s a m m e n  m it  d e n  e n ts p re c h e n d e n  D iv id e n d e n e in n a h m e n  –  z u r  F in a n z ie ru n g  d e r  a u f tre te n d e n  D e f iz i te  b e i
   d e n  P o s tu n te r s tü tz u n g s k a s s e n  v o rg e s e h e n . N a c h  § 1 6  A b s . 4  P o s tp e rs o n a lre c h ts g e s e tz  g e w ä h r le is te t  d e r  B u n d
   d ie  je d e rz e i t ig e  Z a h lu n g s fä h ig k e i t  d e r  P o s tu n te r s tü tz u n g s k a s s e n .
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Die �	���������
������%���	�
� A�##B hat seit der
deutschen Vereinigung am 3. Oktober 1990 Liegen-
schaften mit einer Größe von insgesamt ca. 427.100 ha
übernommen, die überwiegend durch den Truppenabbau
frei wurden.

Die Verwertungsquote durch Verkauf, Vermietung, Ab-
gabe an andere Träger, Restitution usw. liegt mit ca.
294.400 ha bei rd. 69 %. Der Verkehrswert der seit der
Wiedervereinigung verkauften Liegenschaften betrug
insgesamt rd. 19,8 Mrd. DM, wovon rd. 13,6 Mrd. DM
auf das Gebiet der alten und rd. 6,2 Mrd. DM auf das
Gebiet der neuen Bundesländer entfallen (Stand:
31. März 1999). Zu den verwerteten Liegenschaften ge-
hören rd. 130.000 Wohnungen.

Die Einnahmen des Bundes aus der Nutzung des Immo-
bilienvermögens werden im Jahr 1999 voraussichtlich

rd. 2,1 Mrd. DM betragen. Obwohl die Verwertung
bundeseigener Liegenschaften einschließlich Wohnun-
gen auch in Zukunft konsequent fortgesetzt wird, ist für
die Jahre bis 2003 mit einem deutlichen Rückgang der
Einnahmen aus der Verwaltung und Verwertung des
Liegenschaftsvermögens zu rechnen. Zum einen gehen
die Zuführungen von Liegenschaften an das Allgemeine
Grundvermögen deutlich zurück, da der Konversions-
prozeß weitgehend abgeschlossen ist. Zum anderen
wurden bereits in den letzten Jahren Grundstücksver-
käufe in erheblichem Umfang abgeschlossen, die insbe-
sondere die interessantesten und werthaltigsten Objekte
betrafen. Daneben führt die konsequente Fortsetzung
der Verwertung entbehrlicher Wohnungen zwar im Jahr
des Verkaufs zu entsprechenden Kauferlösen, in den
Folgejahren jedoch zu niedrigeren Einnahmen aus Ver-
mietung und Verpachtung.

2�3���3 ��%���������1�	��������	���������	����	�"$�������(����������

Der Gewinn der Deutschen Bundesbank wurde bis zum
Geschäftsjahr 1998 (Gewinnausschüttung im Jahr 1999)
in erster Linie durch die Zinserträge aus dem In- und
Auslandsgeschäft sowie durch Erträge aus dem Devi-
senhandel im Rahmen der normalen operativen Ge-
schäftstätigkeit der Deutschen Bundesbank bestimmt.
Die Nettozinserträge (Zinsertrag abzüglich Zinsauf-
wand) schwankten in den letzten Jahren zum Teil er-
heblich zwischen 10 ½ Mrd. DM und 24 Mrd. DM. Sie
betrugen für das Geschäftsjahr 1998 rund 13,3 Mrd.
DM. Die Erträge aus dem Devisenhandel resultierten im
wesentlichen aus dem realisierten Ergebnis aus Abgän-
gen von US-Dollarbeständen. Der ausgehend vom Bi-
lanzkurs zum 31. Dezember 1997 unter Berücksichti-
gung der Zu- und Abgänge des Jahres 1998 ermittelte
Wechselkurs betrug für das Geschäftsjahr 1998
1,5629 DM/USD (Vorjahr: 1,5396 DM/USD). Die Er-
träge aus dem Devisenhandel sowie der Bewertung der
Währungsreserven und sonstigen Fremdwährungsposi-
tionen summierten sich für das Geschäftsjahr 1998 auf
netto rund 1,9 Mrd. DM.

Mit dem Übergang zur dritten Stufe der Europäischen
Währungsunion zu Beginn diesen Jahres wurden die
Bilanzierungsgrundsätze der Bundesbank an die des Eu-
ropäischen Systems der Zentralbanken (ESZB) ange-
paßt. Alle Aktiva werden damit zu marktnahen Preisen
bewertet. Aufgedeckte stille Reserven werden nicht
ausgeschüttet, sondern in ein Neubewertungskonto auf
der Passivseite der Bundesbankbilanz überführt.

Die Verteilung des Gewinns der Deutschen Bundesbank
erfolgt gemäß § 27 des Gesetzes über die Deutsche
Bundesbank (BBankG). Danach sind zunächst 20 v.H.,
mindestens aber 500 Mio. DM solange in eine gesetzli-
che Rücklage einzustellen, bis 5 Mrd. DM erreicht

werden. Die Kapitalstruktur der Bundesbank wurde
nach dem Ende 1997 verabschiedeten Sechsten Gesetz
zur Änderung des BBankG an das Geschäftsvolumen
und die Stellung der Bundesbank im ESZB angepaßt.
Das Grundkapital wurde von bisher 290 Mio. DM auf
5 Mrd. DM erhöht, die gesetzliche Rücklage auf eben-
falls 5 Mrd. DM angehoben. Grundkapital und gesetzli-
che Rücklage (insgesamt 10 Mrd. DM) wurden aus dem
bisherigen Grundkapital sowie aus den bisherigen auf-
gelösten Rücklagen in Höhe von insgesamt
13 ½ Mrd. DM finanziert. Diese Bestimmungen wurden
in der Bilanz des Geschäftsjahres 1998 mit einer Auflö-
sung von Rücklagen in Höhe von 3,6 Mrd. DM wirk-
sam. Mit dem Eintritt in die dritte Stufe der Europäi-
schen Wirtschafts- und Währungsunion ist damit die ge-
setzliche Rücklage aufgefüllt, d.h. derzeit ist keine Zu-
führung zur gesetzlichen Rücklage erforderlich. Ferner
sind gemäß § 27 BBankG jährlich 30 Mio. DM des Ge-
winns an den Fonds zum Ankauf von Ausgleichsforde-
rungen abzuführen. Da dieser Fonds seit 1995 aufgefüllt
ist, erfolgt keine Abführung mehr. Insofern ist der volle
Reingewinn an den Bund abzuführen. Die Ausschüttung
betrug für das Geschäftsjahr 1998 16,2 Mrd. DM. Die
den Betrag von 7 Mrd. DM übersteigenden Einnahmen
des Bundes aus dem Bundesbankgewinn werden wie
bisher zur Schuldentilgung beim Erblastentilgungsfonds
verwendet.

Die Gewinnabführung der Bundesbank im Jahr 2000
(Geschäftsjahr 1999) wird erstmals wesentlich durch die
Geldpolitik der Europäischen Zentralbank (EZB) beein-
flußt, da die EZB ab 1. Januar 1999 die alleinige Zu-
ständigkeit für die Geldpolitik der Teilnehmerländer
übernimmt.
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Der Bundesbankgewinn setzt sich ab diesem Zeitpunkt
aus folgenden drei Faktoren zusammen:

� Gewinnabführung der EZB,
� sog. monetäre Einkünfte und
� Zinserträge aus den bei der Bundesbank verblei-

benden Währungsreserven.

Die Gewinnabführung der EZB ergibt sich aus den
Zinserträgen auf das eingezahlte Kapital und den der
EZB übertragenen Währungsreserven abzüglich der Ko-
sten für den Geschäftsbetrieb der EZB. Die der EZB
übertragenen Devisen-Währungsreserven werden mit
dem jeweiligen Hauptrefinanzierungszinssatz verzinst.

Die monetären Einkünfte entstehen bei den nationalen
Notenbanken aus der Erfüllung ihrer währungspoliti-
schen Aufgaben im Rahmen des ESZB. Die monetären
Einkünfte werden bei der EZB erfaßt und anschließend
an die teilnehmenden Notenbanken gemäß dem Schlüs-
sel ihres jeweiligen Eigenkapitals ausgeschüttet. Falls
die bei einer Notenbank anfallenden monetären Ein-
künfte prozentual gesehen höher als ihr Kapital- bzw.
Gewinnanteil an der EZB sein sollten (z.B. aufgrund ei-
nes höheren Bargeldumlaufs und höherer Notenbank-
guthaben der Kreditinstitute), wären rechnerisch inso-
weit finanzielle Einbußen der Notenbank möglich. Dies
wäre gegenwärtig bei der Bundesbank z.B. aufgrund des
hohen DM-Bargeldumlaufs in den Staaten Mittel- und
Osteuropas der Fall. Mit fortschreitender Stabilisierung
der Lage in diesen Ländern ist aber durchaus denkbar,
daß dort der DM-Bargeldumlauf wieder sinkt. Aufgrund

einer Übergangsregelung werden zunächst bis 1. Januar
2002 die unterschiedlichen Banknotenumläufe der na-
tionalen Währungen bei der Aufteilung der monetären
Einkünfte berücksichtigt, d.h. es findet insoweit keine
Poolung entsprechend dem jeweiligen Kapital- bzw.
Gewinnanteil an der EZB statt. Für den Zeitraum da-
nach ist rechtzeitig durch EZB-Ratsbeschluß zu ent-
scheiden, ob eine entsprechende maximal fünfjährige
Übergangsregelung in Kraft gesetzt wird.

In den Jahren 2000 bis einschließlich 2002 (Geschäfts-
jahre 1999 bis 2001) könnte die Gewinnabführung der
Bundesbank aufgrund der operativen Geschäftstätigkeit
(d.h. ohne Devisenverkäufe und Abschreibungen) auf
einem mit den Vorjahren vergleichbaren Niveau von
9 bis 10 Mrd. DM liegen, sofern sich die Notenbankzin-
sen weiter in den üblichen Bahnen entwickeln. Daneben
könnte sich die in der ersten Januarwoche 1999 erfolgte
Übertragung von Währungsreserven der Bundesbank an
die EZB zu Marktpreisen aufgrund der damit verbunde-
nen Auflösung stiller Reserven in Höhe von 3 bis
4 Mrd. DM gewinnerhöhend im Jahr 2002 auswirken,
sofern nicht bis Ende des Jahres 2001 Bewertungsverlu-
ste bei der EZB ausgeglichen werden müssen.

Ab dem Jahr 2003 (Geschäftsjahr 2002) könnte der an
den Bund abzuführende Bundesbankgewinn aufgrund
der beschriebenen Poolungsregelung des ESZB auf ein
jährliches Niveau von etwa 7 Mrd. DM zurückgehen,
sofern keine weitere Übergangsregelung beschlossen
wird.
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Die .����������	������ (NKA) ist der Teil der
��	���������	������ (BKA), der nicht zur Schul-
dentilgung (Anschlußfinanzierung), sondern zur Ausga-
benfinanzierung (= Nettoneuverschuldung) verwendet
wird. Diese für den Bund nach der Bundeshaushaltsord-
nung vorgeschriebene Nettoveranschlagung der Ein-
nahmen aus Krediten vom Kreditmarkt und der hiermit
zusammenhängenden Tilgungsausgaben wird in der Fi-
nanzierungsübersicht und im Kreditfinanzierungsplan
(Gesamtplan des Bundeshaushalts, Teil II und III) dar-
gestellt.

Nach Artikel 115 GG bedarf die Aufnahme von Kredi-
ten einer Ermächtigung durch Bundesgesetz (Haus-
haltsgesetz). Die Einnahmen aus Krediten zur Ausga-
benfinanzierung dürfen die Summe der im Haushalts-
plan veranschlagten Ausgeben für Investitionen grund-
sätzlich nicht überschreiten. Ausnahmen sind nur zuläs-
sig zur Abwehr einer Störung des gesamtwirtschaftli-
chen Gleichgewichts.

/�������23

���������������	�
�*�����������

FinanzplanIst

1998

Soll

1999

Entwurf

2000 2001 2002 2003

- Mrd. DM -

2� ��	���������	��������

1.1 Anschlußfinanzierung 3)........................................ 186,8 248,5 247,8 226,8 261,6 258,5

1.2 Neuverschuldung (wie 3.) ..................................... 56,4 53,5 49,5 46,1 41,2 30,4

zusammen ............................................................. 243,2 302,0 297,3 272,9 302,8 288,9

�� /��
	�
��

2.1 von Schulden mit Laufzeiten von mehr als vier
Jahren.................................................................... 89,9 101,1 144,2 132,9 172,0 173,5

2.2 von einem bis zu vier Jahren................................. 47,4 64,5 48,6 41,4 42,0 42,5

2.3 von weniger als einem Jahr................................... 49,5 82,9 55,0 52,5 47,6 42,5

zusammen ............................................................. 186,8 248,5 247,8 226,8 261,6 258,5

�� .����������	������ 56,4 53,5 49,5 46,1 41,2 30,4

1) ab 1999 einschl. Schuldenmitübernahme nach dem Gesetz zur Eingliederung der Schulden von Sondervermögen in die
Bundesschuld vom 21. Juni 1999

2) in haushaltsmäßiger Abgrenzung
3) die Isteinnahmen für die Anschlußfinanzierungen können sich verringern
� ab dem Hj. 1999 durch Mehreinnahmen aus dem Bundesbankgewinn, die zur Schuldentilgung für den Erblastentil-

gungsfonds zu verwenden sind (§ 4 HG 1999),
� ab dem Hj. 2000 aus Einnahmen aus Dividenden und Aktienverkäufen aus dem Bereich der Postnachfolgeunternehmen

(§ 2 Abs. 2 Entw. HG 2000)
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Mit einem Finanzierungsanteil in 1999 von rd. 26,4 v.H.
des EU-Haushalts ist Deutschland (vor Frankreich mit
rd. 17,2 v.H.) der mit Abstand größte Beitragszahler
unter den 15 EU-Mitgliedstaaten. Auch unter Berück-
sichtigung der Zuflüsse aus dem EU-Haushalt trägt
Deutschland die Hauptfinanzierungslast. Den Netto-
Ressourcentransfer über den EU-Haushalt trägt
Deutschland zu rd. 60 %. Der deutsche Beitrag zur Fi-
nanzierung der EU wird ausschließlich vom Bund er-
bracht, indem die EU-Eigenmittel (MWSt- und BSP-
Eigenmittel) von seinem Anteil am Steueraufkommen
abgezogen werden.

Die derzeitige Ausgestaltung der EU-Finanzen basiert
auf dem Eigenmittelbeschluß der Europäischen Union
vom 31. Oktober 1994, der nach seiner Ratifizierung in
den Mitgliedstaaten rückwirkend am 1. Januar 1995 in
Kraft getreten ist. Er sieht eine schrittweise Erhöhung
der jährlichen Obergrenze für die EU-Einnahmen (Ei-
genmittelplafond) auf 1,27 % des BSP im Jahr 1999
vor. Im Rahmen der „Agenda 2000“ hat der Europäi-
sche Rat von Berlin am 24./25. März 1999 beschlossen,
den Eigenmittelplafond im neuen Finanzplanungszeit-
raum bis zum Jahr 2006 beizubehalten und daraus auch
die geplanten Beitritte zu finanzieren. Gleichzeitig hat
der Europäische Rat von Berlin das Bestehen von Haus-
haltsungleichgewichten bei der Finanzierung der Union

anerkannt und Änderungen am bestehenden Eigenmit-
telsystem beschlossen, um die Lastenteilung in der Uni-
on zu verbessern. So sollen die MWSt-Eigenmittel in
zwei Schritten auf die Hälfte ihres bisherigen Anteils
abgesenkt, die Erhebungskostenpauschale der Mitglied-
staaten bei den traditionellen Eigenmitteln (Zölle und
Agrarabschöpfungen) von 10 v.H. auf 25 v.H. erhöht
und der Schlüssel für die Refinanzierung des britischen
Rabatts modifiziert werden. Die Kommission wurde
aufgefordert, einen entsprechenden Änderungsvorschlag
zum Eigenmittelbeschluß vorzulegen, damit die Ände-
rungen zum 1. Januar 2002 in Kraft treten können.

Zur Ausgabenseite haben die Staats- und Regierungs-
chefs der EU-Mitgliedstaaten in Berlin eine neue Fi-
nanzplanung („Finanzielle Vorausschau“) für die Jahre
2000 bis 2006 vereinbart, die in eine „Interinstitutio-
nelle Vereinbarung“ zwischen Europäischem Parlament,
Ministerrat und Kommission übernommen wurde. Die
Parteien verpflichten sich darin, im jährlichen Haus-
haltsverfahren die in der Finanziellen Vorausschau für
die einzelnen Politikbereiche vereinbarten Beträge nicht
zu überschreiten. Der Europäische Rat von Berlin hat
dabei betont, „daß auf der Ebene der Union eine ähnlich
strenge Haushaltsdisziplin angewendet wird wie in den
Mitgliedstaaten“.
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1998 1999 2000 2001 2002 2003

- Mrd. DM -

Zölle................................................................ 6,5 6,5 6,0 5,9 5,8 5,7

Agrarabgaben.................................................. 0,6 1,0 1,0 1,0 1,0 1,0

Mehrwertsteuer - Eigenmittel ......................... 17,8 16,4 17,9 18,0 13,7 14,0

Bruttosozialprodukt - Eigenmittel................... 18,0 18,1 20,4 22,0 27,5 28,9
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���������������������� 3�64 3�65 3C6� 3:64 3965 346:



Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode - 73 - ���������	
������

2�C�� 1���;�����������	�
����%��������	���	���)$���������������7��������������������

Der Anteil des Bundes am Gesamtsteueraufkommen
belief sich 1970 auf 53 v.H.. Er ging in den vergange-
nen Jahren beständig zurück. 1999 wird der Anteil

voraussichtlich gut 42 v.H. betragen und bis zum
Jahr 2003 in etwa konstant bleiben.
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Entscheidend für die Verteilung des Umsatzsteuerauf-
kommen ist vor allem die wiederholte Erhöhung des
Umsatzsteueranteils der Länder in der Vergangenheit.
Diese Entwicklung ging zu Lasten des Bundes. So
wuchs im Zeitraum 1982 bis 1998 der Länderanteil an
der Umsatzsteuer in mehreren Stufen von 32,5 v.H. in
1982 um 17 v.H.-Punkte auf 49,5 v.H. in 1998.

Im Zuge der Neuordnung des Familienleistungsaus-
gleichs wurden die Umsatzsteueranteile von Bund und
Ländern neu aufgeteilt. Der Bund hat ab 1996 zum
Ausgleich der höheren Belastungen der Länder weitere
5,5 v.H.-Punkte an die Länder abgetreten, um das bishe-
rige Lastentragungsverhältnis zwischen Bund und Län-
dern für den Familienleistungsausgleich abzusichern.
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Ab 1998 ist die Umsatzsteuerverteilung wiederum neu
geregelt worden. Der Bund erhält zur Refinanzierung
des zusätzlichen Bundeszuschusses zur gesetzlichen
Rentenversicherung vorab 3,64 v.H. des Umsatzsteuer-
aufkommens. Dieser Vorabbetrag erhöht sich ab 1999
auf 5,63 v.H. Damit werden dem Bund die zusätzlichen
Mittel aus der Erhöhung des allgemeinen Umsatzsteuer-
satzes von 15 auf 16 v.H. ab 1. April 1998 zur Finanzie-
rung des zusätzlichen Zuschusses zur Rentenversiche-
rung zur Verfügung gestellt. Von dem verbleibenden
Aufkommen der Umsatzsteuer erhalten die Gemeinden
vorab 2,2 v.H. als Kompensation für den Wegfall der

Gewerbekapitalsteuer. An dem danach verbleibenden
Aufkommen werden die Länder mit 49,5 v.H. und der
Bund mit 50,5 v.H. beteiligt. Dieses Beteiligungsver-
hältnis galt 1996 und 1997 für die Verteilung des ge-
samten Umsatzsteueraufkommens.

Schließlich trägt der  Bund weiterhin die Mittelabfüh-
rungen an die EU allein. Nach Abzug der Mittelabfüh-
rungen an die EU verbleibt dem Bund 1999 noch ein
tatsächlicher Anteil am Umsatzsteueraufkommen von
rd. 39 v.H. zur Erfüllung seiner Aufgaben.
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Mit dem seit 1995 geltenden neugeordneten Finanzaus-
gleich wurde für die neuen Länder eine dauerhafte fi-
nanzielle Basis geschaffen, um ihren infrastrukturellen
Nachholbedarf abzubauen und den Anschluß an die Le-
bensverhältnisse in den alten Ländern zu finden.

Der Bund beteiligt sich an den Leistungen, die den neu-
en Ländern über die gesamtdeutsche horizontale Um-
satzsteuerverteilung und den gesamtdeutschen Länder-
finanzausgleich zufließen, durch die Anhebung des
Länderanteils an der Umsatzsteuer um 7 v.H.-Punkte.
Die alten Länder entlasten wiederum teilweise den
Bund durch die Übernahme eines zusätzlichen Betrages
von jährlich 2,1 Mrd. DM bei der Abwicklung des
Fonds „Deutsche Einheit“.

Des weiteren wurde das Gesamtvolumen der Bundeser-
gänzungszuweisungen (1999 rd. 25,4 Mrd. DM) durch
die Neuregelung erheblich ausgeweitet :

So gewährt der Bund�;��������
���	������
$��	�
��
�	%���	�
�� an finanzschwache alte und neue Länder
in Höhe von 90 v.H. der nach Durchführung des Län-
derfinanzausgleichs verbleibenden Fehlbeträge zur län-
derdurchschnittlichen Finanzkraft (1999 rd.
6,1 Mrd. DM).

Außerdem zahlt er den neuen Ländern und Berlin zum
Abbau teilungsbedingter Sonderbelastungen sowie zum
Ausgleich unterproportionaler kommunaler Finanzkraft
von 1995 bis 2004 ��������������	������
$��
�	�
��	%���	�
�� von 14 Mrd. DM jährlich. Im Hin-
blick auf ihre überproportionalen „Kosten politischer
Führung“ erhalten kleinere alte und neue Länder weitere
Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisungen von rd.
1,5 Mrd. DM jährlich.

Zugunsten finanzschwacher alter Länder, die durch die
Einbeziehung der neuen Länder in den Länderfinanz-

ausgleich besonders belastet sind, werden seit 1995
10 Jahre lang degressiv ausgestaltete >���
��
�-
�	������
$��	�
��	%���	�
�� gewährt (1999 rd.
0,8 Mrd. DM).

Von 1994 bis 1998 wurden �������	������
$��
�	�
��	%���	�
�� als Sanierungshilfen in Höhe von
zusammen jährlich 3,4 Mrd. DM an Bremen
(1,8 Mrd. DM) und an das Saarland (1,6 Mrd. DM) ge-
zahlt. Sie werden nach dem Dritten Gesetz zur Ände-
rung des Finanzausgleichsgesetzes bis zum Jahr 2004
abschließend weitergewährt, wobei die Zahlungen
schrittweise verringert werden: von 3 Mrd. DM in 1999
(davon Bremen 1,8 Mrd. DM und Saarland 1,2 Mrd.
DM) auf 1,2 Mrd. DM in 2004 (davon Bremen
700 Mio. DM und Saarland 500 Mio. DM).

Außerhalb des eigentlichen Finanzausgleichs gewährt
der Bund den neuen Ländern als weitere flankierende
Maßnahme zur Steigerung ihrer Wirtschaftskraft seit
1995 für die Dauer von 10 Jahren zusätzliche, für die
Finanzierung von Investitionen bestimmte ;�����������
����� ����  ����������������	�
�
������ +	���	� D��
(IfG) in Höhe von 6,6 Mrd. DM jährlich.

Im Zusammenhang mit der Vorbereitung der notwendi-
gen Anschlußregelung des bundesstaatlichen Finanz-
ausgleichs ab 2005 - wesentliche Elemente des im Soli-
darpakt 1993 vereinbarten Systems sind bis 2004 befri-
stet - soll auch über mögliche 0������������	�����
������������ ������	�
�� in ihrer gegenwärtigen Aus-
gestaltung insgesamt nachgedacht werden. Daher wird
sich eine Regierungskommission von Bund und Län-
dern mit der Frage einer Neuordnung der Aufgabenver-
teilung und Finanzbeziehungen zwischen Bund und
Ländern befassen und die Arbeit einer anschließend
vorgesehenen gemeinsamen Kommission von Bundes-
tag und Bundesrat zum gleichen Thema vorbereiten.
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Die Bundesregierung strebt weiterhin eine Einigung mit
den Ländern über ein innerstaatliches Verfahren an, das
es der Bundesrepublik Deutschland ermöglicht, die im
Vertrag von Maastricht festgelegten Verpflichtungen
zur Vermeidung eines übermäßigen öffentlichen Defi-
zits nachhaltig zu erfüllen.

Entscheidend ist dabei die verbindliche Festlegung eines
Schlüssels zur Aufteilung des gesamtstaatlichen Defizit-
spielraums zwischen dem Bund (einschließlich gesetzli-
cher Sozialversicherungen) und der Ländergesamtheit
(einschließlich ihrer Gemeinden und Gemeindeverbän-
de), an dem sich die Gebietskörperschaften im Rahmen
ihrer autonomen Haushaltswirtschaft orientieren kön-
nen.

Darüber hinaus bedarf es einer bundesgesetzlichen Re-
gelung der Aufteilung von etwaigen Sanktionszahlun-
gen der Bundesrepublik Deutschland, wie sie nach dem
Europäischen Stabilitäts- und Wachstumspakt gegen-
über einem Mitgliedstaat verhängt werden können, bzw.
von Einnahmen aus Sanktionszahlungen anderer Mit-
gliedstaaten zwischen Bund und Ländern sowie unter
den Ländern.

Die Länder haben anerkannt, daß die Einhaltung der
Defizitvorgaben aus dem Maastricht-Vertrag eine ge-
meinsame Aufgabe aller Gebietskörperschaften ist. Die
Verhandlungen mit den Ländern werden fortgeführt.

2�C�� 1���)����	�
��������	���������������	����	"�����������D�
����������
�����������$
������&�'�	�������

Das finanzielle Engagement der Bundesrepublik inner-
halb der EU beschränkt sich nicht allein auf die Abfüh-
rungen an den EU-Haushalt. Sie beteiligt sich z.B. am
�	�"$������� ���%����	�
������ zugunsten von
Entwicklungsländern Afrikas, der Karibik und des Pazi-
fiks (1999 bis 2003: rd. 5,1 Mrd. DM).

Die 1990 gegründete� �	�"$����������� �*��-������
�	���	� 	��� ���%����	�
 soll mit ihrem Kapital den
Ländern Mittel- und Osteuropas sowie den Nachfolge-
staaten der ehemaligen Sowjetunion beim Übergang zu
Demokratie und Marktwirtschaft helfen. Ihr Grundka-
pital wurde mit Wirkung 1998 von 10 auf 20 Mrd. EU-
RO erhöht. Der deutsche Anteil an der Kapitalerhöhung
beträgt rd. 8,5 v.H., davon sind 22,5 v.H. einzahlbar.

Daneben sind die erheblichen Leistungen an

� die .+/D6
� die Europäische Organisation für Kernforschung6
� die Europäische Organisation zur Nutzung meteo-

rologischer Satelliten6
� den��	�"����6
� die -�������
�	""� und an
� die regionalen Entwicklungsbanken

hervorzuheben.

Die höchsten Leistungen im Finanzplanungszeitraum
erhält die �	�"$������-�����	��
�������� mit rd.
5,1 Mrd. DM.

Für die #���������.�������A#.B�sind im selben Zeit-
raum rd. 1,7 Mrd. DM eingeplant; hinzu kommen die
ebenfalls beachtlichen Leistungen an ihre Unter- und
Sonderorganisationen sowie die Leistungen zur Unter-
stützung ihrer Sonderprogramme.

Im Bereich der VN beruht die Finanzierung auf den
Pflichtbeiträgen sowie den freiwilligen Leistungen der
Mitgliedstaaten. Die Höhe der Pflichtbeiträge wird im
Wege der Beschlußfassung über den Verteilungsschlüs-
sel festgesetzt. Hauptindikator für die Bemessung des
Beitragsschlüssels bei den VN ist das Bruttosozialpro-
dukt. Darüber hinaus bestimmen der Mindestbeitrag für
die zahlungsschwächsten Beitragszahler (0,001 %) so-
wie der Höchstbeitragssatz (25 %) die Veranlagung der
Mitgliedstaaten. Die Beitragsskalen der meisten anderen
Institutionen innerhalb und außerhalb des VN-Systems
orientieren sich an dem für die VN festgelegten Vertei-
lungsschlüssel, wobei die unterschiedlichen Mitglied-
schaften in den einzelnen Organisationen zugrundege-
legt werden. Im Rahmen der haushaltsmäßigen Mög-
lichkeiten beteiligt sich die Bundesrepublik Deutschland
zudem mit ����%����
���)����	�
�� an der Finanzierung
von Programmen.

Insgesamt sind für eine Vielzahl von inter- und supra-
nationalen Organisationen unterschiedlichster Aufga-
benbereiche Bundesmittel in Höhe von jährlich durch-
schnittlich 6,0 Mrd. DM vorgesehen.
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Der Finanzplan umfaßt 3 Planungsjahre (2001 bis 2003)
über das Jahr hinaus (2000), für das der jeweilige Haus-
halt aufgestellt wird. Bei weiter gefaßten Planungshori-
zonten würde die Unschärfe der Einschätzung wegen
der Veränderung grundlegender Rahmendaten sowie
neuer politischer Entscheidungen deutlich zunehmen.

Auf längere Sicht sind selbst weite Teile der kurzfristig
nur wenig beeinflußbaren gesetzlich gebundenen Aus-
gaben politisch gestaltbar. Diese Gestaltbarkeit fehlt

allerdings in einigen Bereichen. In erster Linie sind dies
die Zinsausgaben und Versorgungsleistungen des Bun-
des sowie die in früheren Jahren eingegangenen ver-
traglichen Verpflichtungen, die erst in künftigen Haus-
haltsjahren zu Ausgaben führen (sog. Verpflichtungs-
ermächtigungen). Darüber hinaus entstehen langfristig
nicht gestaltbare Ausgaben aufgrund der Refinanzie-
rungszahlungen für privat vorfinanzierte öffentliche
Baumaßnahmen.

2�:�2 (����	�
����

Die Zinsausgaben des Bundes werden nach derzeitiger
Einschätzung am Ende des Finanzplanungszeitraums rd.
90 Mrd. DM jährlich betragen (vgl. Textbuchstabe K.3
in Kap. 1.3). In diesem Betrag sind die Zinsen für die
vom Bund mitübernommenen Schulden der Sonderver-
mögen Erblastentilgungsfonds, des Bundeseisenbahn-
vermögens sowie des Ausgleichsfonds zur Sicherung
des Steinkohleneinsatzes in einer Größenordnung von
390 Mrd. DM enthalten.

Die Zinsbelastung künftiger Haushaltsjahre hängt ganz
wesentlich von den jeweiligen Konditionen für fällige
Anschlußfinanzierungen und der Neuverschuldung des
Bundes ab. Als Faustregel gilt: für je 1 Mrd. DM

Nettokreditaufnahme sind jährlich etwa 45 Mio. DM an
Zinsen aufzubringen.

Das Niveau der Zinsausgaben wird bei rückläufiger
Neuverschuldung auf mittlere Sicht nur noch langsam
steigen. Die Bundesregierung will so schnell wie mög-
lich einen ausgeglichenen Haushalt ohne neue Schul-
den. Dieses Ziel soll in der nächsten Legislaturperide er-
reicht werden. In der Phase der Begrenzung des jährli-
chen Ausgabenwachstums deutlich unterhalb des
Wachstums des Bruttoinlandprodukts kann sich daher
der Anteil der Zinsausgaben an den Gesamtausgaben
des Bundes nur noch geringfügig vergrößern.

2�:�� ����������
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Der ������������
	�
����� (vgl. auch Textbuchstabe
K. 2 in Kap. 1.3) wird im Jahr 2003 mit knapp
360 Mrd. DM seinen Schuldenhöchststand (ohne Ge-
genrechnung von Tilgungen) erreichen.

Bis zum 31. Dezember 1998 ist der ELF seinen Zins-
und Tilgungsverbindlichkeiten aus Bundeszuführungen
und eigenen Einnahmen nachgekommen. Infolge der
Integration des ELF in die Bundesschuld rückwirkend
zum 1. Januar 1999 werden diese Zins- und Tilgungs-
verpflichtungen nahezu vollständig im Rahmen des all-
gemeinen Schuldendienstes des Bundes erfüllt.

Die eigenen Einnahmen des ELF (Abführungen nach
Altschuldenhilfegesetz und DM-Bilanzgesetz) werden
- soweit sie nicht zur Abwicklung der Außenhandelsbe-
triebe benötigt werden - an den Bund abgeführt.

Eine Kreditaufnahme von ELF, BEV und Verstrom-
ungsfonds am Kapitalmarkt findet aufgrund des Schul-
deneingliederungsgesetzes nicht mehr statt.

Der ������$��
	�
����� begibt an Entschädigungs-
und Ausgleichsleistungsberechtigte für Vermögensver-
luste in der ehemaligen DDR Schuldverschreibungen in
Höhe von insgesamt rd. 12 Mrd. DM, fällig ab dem Jahr
2004.

Aus dem Bundeshaushalt wird der Entschädigungsfonds
zur Erfüllung seiner Verpflichtungen in den Haushalts-
jahren 2004 bis 2008 jährlich rd. 2,4 Mrd. DM erhalten.
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Bei den künftigen beamtenrechtlichen Versorgungslei-
stungen handelt es sich um ungewisse Verbindlichkei-
ten, die in ihrer Höhe in bestimmten Grenzen der ge-
setzgeberischen Gestaltung unterliegen. Sie sind daher
nicht als Teil der Verschuldung des Bundes auszuwei-
sen.

Die Entwicklung in den einzelnen Bereichen stellt sich
wie folgt dar (vgl. auch Textbuchstabe K.4 in Kap. 1.3):

#����
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Der Versorgungsbericht (BT-Drucksache 13/5840) stellt
sowohl die Zahl der Versorgungsempfänger als auch die
Ausgaben in der Entwicklung bis 2008 dar und gibt
darüber hinaus einen Ausblick bis 2040. Bis 2008 wird
die Zahl der Versorgungsempfänger von 230.000 in
1999 auf 202.000 zurückgehen. Im Gegensatz zu den
übrigen Gebietskörperschaften  wird sich die Zahl der
Versorgungsempfänger bis zum Jahr 2040 noch weiter
reduzieren. Gründe hierfür sind u.a. die bereits einge-
leiteten Maßnahmen zur Personalreduzierung sowie die
Auswirkung von Reformen des Dienst- und Versor-
gungsrechts.

Die Versorgungsausgaben (Ruhegehälter, Witwen-, und
Waisengelder) steigen bei unterstellten Versorgungsan-
passungen von je 2,5 v.H. in den Jahren von 2002 bis
2008 auf 12,1 Mrd. DM (1999: 9,7 Mrd. DM). Bis zum
Jahr 2040 werden sich die Versorgungsausgaben auf
23 Mrd. DM erhöhen; dabei wird eine jährliche Versor-
gungsanpassung von 2,5 v.H. bei einer Zunahme des
Bruttoinlandsproduktes von 3,0 v.H. angenommen.

Zur Dämpfung der späteren Versorgungsausgaben des
Bundes ist ein Sondervermögen „Versorgungsrücklage
des Bundes“ gebildet worden. Die Rücklage wird da-
durch finanziert, daß in den Jahren 1999 bis 2013 die
Besoldungs- und Versorgungsanpassungen vermindert
und die Unterschiede gegenüber den nicht verminderten
Anpassungen dem Sondervermögen zugeführt werden.
Dadurch wird das Besoldungs- und Versorgungsniveau
bis 2014 dauerhaft um 3 v.H. abgesenkt.

Ab 2014 sollen die Rücklagemittel über einen Zeitraum
von 15 Jahren zur Entlastung des Bundes von Versor-
gungsausgaben verwendet werden.

����������
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Die Ausgaben für die überführten Leistungen aus den
Sonderversorgungssystemen der ehemaligen DDR
(Rentenleistungen) werden wegen der zunehmenden
Zahl der Leistungsempfänger (über 1 Mio. Anwart-
schaften) deutlich steigen. Ausgabensteigernd werden
sich auch die Urteile des Bundesverfassungsgerichts
vom 28. April 1999 zum Anspruchs- und Anwart-
schaftsüberführungsgesetz (AAÜG) auswirken. Das Ge-
richt hat bisherige Rentenbegrenzungen zum Teil für
verfassungswidrig erklärt.

Die Ausgaben für die nicht überführten Leistungen be-
schränken sich ab dem Jahr 2002 auf einen geringen
Anteil von Teilversorgungen sowie den Dienstbeschä-
digungsausgleich. Die Vorruhestandsleistungen sind bis
dahin ausgelaufen. Der Dienstbeschädigungsausgleich
kann auch neben Rentenleistungen der gesetzlichen
Rentenversicherung gezahlt werden.
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Über das Jahr 2003 hinaus ist mit einer leichten Redu-
zierung der Zahl der Versorgungsempfänger zu rechnen.
Davon ausgehend zeichnet sich ab dem Jahr 2004 ein
leichter Rückgang der Ruhestandsbezüge ab. Allerdings
ist abzusehen, daß die Beihilfen und Unterstützungen
zukünftig weiter steigen werden, so daß die Versor-
gungsausgaben ebenfalls steigende Tendenz aufweisen
dürften. Der Bund wird insofern mit diesen Ausgaben
belastet, als er verpflichtet ist, das aus den Einnahmen
und Ausgaben des Bundeseisenbahnvermögens entste-
hende Defizit auszugleichen.

#����
	�
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Im Bereich der Postunterstützungskassen ist für die Zeit
jenseits des Finanzplanungszeitraums mit einem weite-
ren Anstieg des den Bundeshaushalt belastenden Defi-
zits zu rechnen, da durch den Eintritt weiterer Beamter
in den Ruhestand zum einen die Versorgungs- und Bei-
hilfeleistungen steigen, zum anderen die Bemessungs-
grundlage für die Finanzierungsbeiträge der Postnach-
folgeunternehmen (33 1/3 % der Bezüge der dort be-
schäftigen Beamten) reduziert wird.

2�:�3 ��%$�������	�
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Das Entschädigungrisiko des Bundes aus Gewährlei-
stungen wird aus heutiger Sicht am Ende des Finanzpla-
nungszeitraums im Außenwirtschaftsverkehr rd.
72 Mrd. DM betragen und im Binnenwirtschaftsverkehr
eine Größenordnung von rd. 70 Mrd. DM aufweisen

(neue Gewährleistungen und Tilgungen aus übernom-
menen Gewährleistungen sind in diesem Betrag nicht
enthalten). Inwieweit hieraus Schadenszahlungen und
damit Belastungen auf den Bund zukommen, ist nicht
einschätzbar (vgl. auch Textbuchstabe D.5 in Kap. 1.3). � �
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Die Vorfinanzierung öffentlicher Baumaßnahmen durch
Private hat mit eingegangenen Verpflichtungen in Höhe
von rund 17,145 Mrd. DM inzwischen ein bedeutendes
Ausmaß erreicht. Davon wurden bis 1998 rund
252 Mio. DM verausgabt. Im Finanzplanungszeitraum
werden voraussichtlich rund 1,081 Mrd. DM ausgabe-
wirksam.

Durch die private Vorfinanzierung werden Ausgaben,
die ansonsten während der Bauzeit direkt aus dem

Haushalt zu finanzieren wären, auf künftige Haushalts-
jahre verlagert. Die nachfolgende Übersicht dient daher
vor allem dem Zweck, die Vollständigkeit des Auswei-
ses der Zukunftsbelastungen zu gewährleisten. Damit
bietet sie insbesondere bei künftigen Haushaltsentschei-
dungen eine klare Informationsgrundlage über die durch
private Vorfinanzierung verursachten Vorbelastungen in
relevanten Bereichen.

/�������2:
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(Leasing, Ratenkauf, Mietkauf sowie vergleichbare Modelle)

Finanzierungsverlauf

Gesamtaus-
gaben

Verausgabt
bis

1998

Finanz-
planungs-
zeitraum

(1999-2003)

Folgejahre
(insg.)

Laufzeit
(Vertrags-
ende/Jahr)

Kaufpreis
bei

Vertragsende
(Option)

Maßnahme

Mio. DM Mio. DM Mio. DM

 ��'����	��7������

�

  ��/�����	��7������

+F )�	������,�7������

25 Bundesfernstraßen/
Ortsumgehungen

7.830 27 1.081 6.722 15 Jahre

Schienenprojekt Nürnberg-
Ingolstadt-München
(§ 29 Abs. 2 HG 1996)

9.100 225 - 8.875 15 Jahre

(Zwischensumme A) 16.930 252 1.081 15.597

�F .�	��,�7������

2 Bundesfernstraßen/
Ortsumgehungen

215 - - 215 15 Jahre

(Zwischensumme B) 215 - - 215

�������	����A�+�G��B 28�23C �C� 2�592 2C�922

(Differenzen durch Rundung möglich)
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Die Verpflichtungsermächtigung (VE) ist eine im Haus-
haltsplan ausgebrachte Ermächtigung zum Eingehen
von Verpflichtungen zur Leistung von Ausgaben in
künftigen Haushaltsjahren (§§ 6, 38 BHO). Die VE
stellt noch keine Zahlungsverpflichtung dar. Sie ermög-
licht aber die rechtliche Bindung für künftige Haus-
haltsjahre und trägt damit zu einer kontinuierlichen
Haushaltswirtschaft bei.

Bis 31. Dezember 1998 wurden Verpflichtungen in ei-
ner Größenordnung von 149,8 Mrd. DM eingegangen,

fällig - in Teilbeträgen/Jahresfälligkeiten - ab dem
Haushaltsjahr 2000 bis über das Ende des Finanzpla-
nungszeitraums hinaus. Für die Haushalte der Jahre
2000 bis 2003 werden aus diesen eingegangenen Ver-
pflichtungen Zahlungen von rd. 87,6 Mrd. DM fällig.
Die restlichen Verpflichtungen von insgesamt rd.
62,2 Mrd. DM werden zu Belastungen der Haushalte ab
dem Jahr 2004 führen.

2�8 <�E����������
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Im Basisjahr 1998 der mittelfristigen Projektion, die den
Zeitraum von 1999 bis 2003 umfaßt, war das gesamt-
wirtschaftliche Wachstum (in konstanten Preisen) spür-
bar nach oben gerichtet. Gemäß der Neuberechnung
nach dem Europäischen System der Volkswirtschaftli-
chen Gesamtrechnungen betrug der Zuwachs gegenüber
dem Vorjahr 2,3 v.H. (nach alter Rechnung 2,8 v.H.).
Allerdings kam es im Verlauf des Jahres zu einer Brem-
sung des Wachstums. Da in den ersten Monaten des
neuen Projektionszeitraums wieder eine preis- und sai-
sonbereinigte Zunahme des Bruttoinlandsprodukts ge-
messen wurde und auch andere Indikatoren sich wieder
günstiger entwickelten, könnte die beobachtete Wachs-
tumsdelle durchschritten sein oder bald überwunden
werden. Jedenfalls hat sich die Weltwirtschaft freundli-
cher entwickelt, als dies Anfang des Jahres 1999 be-
fürchtet wurde. Mit einer Belebung der Weltkonjunktur
könnten sich die Bestellungen aus dem Ausland mit der
stabileren Binnennachfrage erneut zu einer dynamische-
ren konjunkturellen Gesamtnachfrage verbinden. Damit
könnte das Wirtschaftswachstum wieder zu dem länger-
fristigen Wachstumstrend aufschließen.

Obwohl die konjunkturelle Entwicklung in den ersten
Jahren das Gesamtergebnis rechnerisch mitprägt, richtet
sich bei der mittelfristigen Projektion das Augenmerk
mehr auf die Wachstumspotentiale der Wirtschaft und
damit auf die durchschnittlichen Wachstumsmöglich-
keiten. Sie werden von der Wirtschaftsstruktur und ihrer
Veränderung durch die am Wirtschaftsprozeß Beteilig-
ten geprägt. Es kommt besonders auf die Reaktion von
Unternehmern und Arbeitnehmern auf Veränderungen
der Binnen- und Außennachfrage sowie der Wettbe-
werbsbedingungen im allgemeinen an. Dabei spielt die
effiziente Gestaltung der Rahmenbedingungen durch
den Staat eine große Rolle.

Die Politik der Bundesregierung ist auf eine nachhaltige
Förderung des Wirtschaftswachstums und der Beschäf-
tigung gerichtet. Dabei setzt sie auf ein ausgewogenes

Zusammenspiel von Angebots- und Nachfragepolitik.
Die Schwerpunkte liegen auf einem verbesserten ma-
kroökonomischen Policy-Mix, aktiver Arbeitsmarkt-
und Ausbildungspolitik sowie Strukturreformen auf
Güter- und Kapitalmärkten.

Im wesentlichen geht es um folgende, dauerhaft wir-
kende Maßnahmen:

� 1�� ���������	�
� ���� �������������� stellt ein
klares Vertrauenssignal für die Wirtschaft, die Fi-
nanzmärkte und die Tarifpartner dar. Damit soll die
Nachhaltigkeit der staatlichen Finanzwirtschaft und
der sozialen Sicherungssysteme gewährleistet wer-
den. Der Staat muß sich auch von der zu hohen Ver-
schuldung befreien, um wieder verstärkt Wachs-
tums-potentiale erschließen und verstärkt Zu-
kunftsvorsorge (Humankapitalinvestitionen durch
Bildung und Ausbildung, Infrastrukturinvestitionen)
betreiben zu können.

� Die 0����� ���� ����������� 	��� &��������
���������	��	�
 muß mit dem Ziel eines effizien-
teren, die Leistungsfähigkeit der Wirtschaft stei-
gernden Steuersystems fortgesetzt werden.

� Die ���
������ ���	������� ist in einer Weise
fortzuführen, daß sie der Verbesserung des Umwelt-
schutzes dient, indem sie ökologisch und ökono-
misch zukunftsträchtigen Produkten und Technolo-
gien zum Durchbruch verhilft und mit ihrem Auf-
kommen der Senkung von Lohnnebenkosten dient.

� Am Arbeitsmarkt sind zur ���$�"�	�
� ���� +��
��������
���� alle geeigneten Maßnahmen zu ergrei-
fen und Möglichkeiten zu nutzen, wie sie z. B. das
Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbs-
fähigkeit, der Europäische Beschäftigungspakt, Re-
formen der Arbeitsförderungspolitik usw. bieten.
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Die Projektion geht von folgenden +������� aus:

� Der Welthandel wächst wieder in ähnlichen Grö-
ßenordnungen wie vor der Ostasien-Krise (5 bis
5 ½ v.H. p.a.).

� Die Stabilisierung der wirtschaftlichen Entwicklung
in den größeren (insbesondere mit der deutschen
Wirtschaft direkt oder indirekt stärker verknüpften)
Krisenregionen schreitet voran.

� Die Europäische Zentralbank sorgt für Preisni-
veaustabilität und ein günstiges Zinsniveau. Der Eu-
ro bietet die Vorteile einer gemeinsamen Währung.

� Es wird ein ausreichendes und kostengünstiges
Energie- und Rohstoffangebot unterstellt.

Unter den beschriebenen Bedingungen und Annahmen
geht die Bundesregierung für den Projektionszeitraum
1999 bis 2003 von folgenden Eckwerten aus:

Für die �	������"	�����1�	�������� unterstellt sie
� eine Zunahme des Bruttoinlandsprodukts in kon-

stanten Preisen von rd. 2 v.H. p.a.;
� einen Anstieg des gesamtwirtschaftlichen Preisni-

veaus um 1 ½ v.H. p.a.;
� eine Zunahme der Erwerbstätigenzahl im Inland von

¼ v.H. p.a.;
� einen gegenüber dem Basisjahr wenig veränderten

Anteil des Außenbeitrags am Bruttoinlandsprodukt
(in jeweiligen Preisen) von 2 v.H. im Jahr 2003.

Der von der Bundesregierung projizierte Wachs-
tumspfad liegt etwa ¼-Prozentpunkt über dem durch-
schnittlichen Wachstum der letzten Jahre. Dies unter-
streicht die Notwendigkeit der skizzierten Reformen für
mehr Wachstum und Beschäftigung.

Unter den getroffenen Annahmen wächst das nominale
Bruttoinlandsprodukt mit einer jahresdurchschnittlichen
Rate von 3 ½ v.H. etwa ebenso schnell wie die In-
landsnachfrage. Auf der Verwendungsseite wird unter-
stellt, daß der Private Verbrauch und die Bruttoan-
lageinvestitionen parallel mit einem jahresdurchschnitt-
lichen Anstieg von 2 ½ v.H. (in Preisen von 1991)
überproportional wachsen, der Staatsverbrauch aber mit
einem Anstieg von rd. 1 v.H. deutlich hinter der Expan-
sion der gesamtwirtschaftlichen Leistung zurückbleibt.
Bei den Bruttoanlageinvestitionen liegt das Schwerge-
wicht bei den Unternehmensinvestitionen, die – unter
Ausklammerung des Wohnungsbaus – um gut 3 v.H.
jahresdurchschnittlich steigen sollen. Insbesondere wird
mit einer überproportionalen Ausweitung der Ausrü-
stungen (gut 3 ½ v.H. p.a.) gerechnet. Schwache Nach-
frage (besonders in der Einstiegsphase der Projektion)
beim Wohnungsbau und Haushaltsengpässe des Staates
lassen in diesen Bereichen nur mäßige

Wachstumsraten (bis zu 1 ½ v.H. p.a.) als realistisch er-
scheinen.

Bei dem skizzierten Investitionsverhalten und dem un-
terstellten gesamtwirtschaftlichen Wachstum dürfte der
Nutzungsgrad des Produktionspotentials zunehmen und
dieses gegen Ende des Projektionszeitraums in etwa
ausgelastet sein. Dies bedeutet, daß ein erstrebenswertes
stärkeres Wirtschaftswachstum noch deutlich höhere In-
vestitionsanstrengungen erfordert als in der Projektion
unterstellt.

Für die ����	 &'����	 wird der Anstieg des Bruttoin-
lands-produkts im Projektionszeitraum auf jahresdurch-
schnittlich 2 v.H. veranschlagt. In den �����	 &'�����,
in denen während der Jahre 1997 und 1998 das Wirt-
schaftswachstum vor allem als Folge der Anpassung im
Baugewerbe hinter dem der alten zurückblieb und folg-
lich in der Gesamtbetrachtung der Aufholprozeß unter-
brochen wurde, wird nunmehr wieder ein etwas höheres
Wachstum erwartet (knapp 2 ½  v.H. im Jahresdurch-
schnitt). Damit könnte sich die punktuell schon vielfach
vollzogene Angleichung auch wieder bei der Durch-
schnittsbetrachtung bemerkbar machen. Der Produkti-
vitätsvergleich (BIP je Erwerbstätigen) zeigt jedoch,
daß die Ost-West-Relation nach anfangs zügigem An-
stieg nur allmählich zu verbessern ist. Nach den darge-
legten Annahmen wird sich die Relation um gut einen
Prozentpunkt verbessern und damit die Produktivität im
Jahr 2003 in den neuen Ländern durchschnittlich rd. 61
v.H. des Westniveaus erreichen. Da aber die Pro-Kopf-
Löhne gleichzeitig bei etwa 78 v.H. liegen dürften,
bleibt das Problem der hohen Lohnstückkosten in den
neuen Ländern bestehen.

Bei dem für den Projektionszeitraum skizzierten
Wachstumsszenario und einem Produktivitätsanstieg
von etwa 1 ¾ v.H. jahresdurchschnittlich kann bei der
Erwerbstätigkeit mit einer Zunahme um
350 000 Personen in Deutschland gerechnet werden.
Schwieriger abzuschätzen ist, wie sich die Zahl der Ar-
beitslosen entwickeln wird, da hierfür nicht nur Annah-
men über die vielfältigen Komponenten der demogra-
phischen Entwicklung, sondern auch über das Erwerbs-
verhalten der Menschen nach Geschlecht, Alter, Her-
kunft usw. zu treffen sind. Faßt man die Vorstellungen
hierüber zusammen, könnte sich ein Rückgang der Zahl
der Arbeitslosen von knapp 4,3 Mio im Basisjahr 1998
um rd. 900 000 auf 3,4 Mio im Jahr 2003 ergeben.

Da die Arbeitslosigkeit nicht nur ein ökonomisches,
sondern für viele der davon Betroffenen ein existentiel-
les Problem darstellt, wird die Bundesregierung sich
nachdrücklich für eine Steigerung von Wachstum und
Beschäftigung einsetzen.
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- Bundesrepublik Deutschland -

Bruttoinlandsprodukt
Erwerbs-

tätige

(Inland)

Beschäftigte
Arbeit-
nehmer
(Inland)

Arbeitszeit
je Erwerbs-

tätigen in Preisen von 1991Jahr

in Mio. Stunden insgesamt
Mrd. DM

je Erwerbs-
tätigen

je Erwerbs-
tätigenstd.

in jeweili-
gen

Preisen
Mrd. DM

Deflator

1993 35,221 31,688 1 610 2 881,9 - - 3 163,7 -

1998 1) 33,970 30,283 1 580 3 186,7 - - 3 758,1 -

2003 2) 34,325 30,555 1 550 3 524 - - 4 471 -

Veränderungen insgesamt in v.H.

1998/93 1) -3,6 -4,4 -1,9 10,6 14,6 16,8 18,8 7,4

2003/98 2) 1 1 -2 10 ½ 9 ½ 11 ½ 19 7 ½

Jahresdurchschnittliche Veränderungen in v.H.

1998/93 1) -0,7 -0,9 -0,4 2,0 2,8 3,2 3,5 1,4

2003/98 2) ¼ ¼ -½ 2 1 ¾ 2 ¼ 3 ½ 1 ½
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- Bundesrepublik Deutschland -

Bruttoinvestitionen

Brutto-
inlandsprodukt

Privater
Verbrauch

Staats-
verbrauch insgesamt Anlagen

Vorrats-
veränderung

Außen-
beitrag

Jahr

Mrd. DM

1993 3 163,7 1 829,3 634,9 681,8 691,0 -9,2 17,8

1998 1) 3 758,1 2 156,1 710,1 826,0 728,7 97,3 65,9

2003 2) 4 471 2 627 790 964 874 90 90

Anteile am B I P in v.H.

1993 100,0 57,8 20,1 21,6 21,8 -0,3 0,6

1998 1) 100,0 57,4 18,9 22,0 19,4 2,6 1,8

2003 2) 100 59 17 ½ 21 ½ 19 ½ 2 2

Veränderungen insgesamt in v.H.

1998/93 1) 18,8 17,9 11,9 21,1 5,4 - -

2003/98 2) 19 22 11 ½ 16 ½ 20 - -

Jahresdurchschnittliche Veränderungen in v.H.

1998/93 1) 3,5 3,3 2,3 3,9 1,1 - -

2003/98 2) 3 ½ 4 2 3 3 ½ - -
1) Stand: Vorläufige Ergebnisse der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen des Statistischen Bundesamtes,

März 1999
2) Mittelfristige Projektion (gerundete Werte), bearbeitet im Bundesministerium der Finanzen (April 1999)
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- Alte Länder *) -

Bruttoinlandsprodukt
Erwerbs-

tätige

(Inland)

Beschäftigte
Arbeit-
nehmer
(Inland)

Arbeitszeit
je Erwerbs-

tätigen in Preisen von 1991Jahr

in Mio. Stunden insgesamt
Mrd. DM

je Erwerbs-
tätigen

je Erwerbs-
tätigenstd.

in jeweili-
gen

Preisen
Mrd. DM

Deflator

1993 29,002 25,931 1 582 2 639,1 - - 2 840,5 -

1998 1) 27,915 24,785 1 562 2 889,1 - - 3 329,0 -

2003 2) 28,195 25,010 1 531 3 190 - - 3 950 -

Veränderungen insgesamt in v.H.

1998/93 1) -3,7 -4,4 -1,3 9,5 13,7 15,2 17,2 7,1

2003/98 2) 1 1 -2 10 ½ 9 ½ 11 ½ 18 ½ 7 ½

Jahresdurchschnittliche Veränderungen in v.H.

1998/93 1) -0,8 -0,9 -0,3 1,8 2,6 2,9 3,2 1,4

2003/98 2) ¼ ¼ -½ 2 1 ¾ 2 ¼ 3 ½ 1 ½
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- Neue Länder -

Bruttoinlandsprodukt
Erwerbs-

tätige

(Inland)

Beschäftigte
Arbeit-
nehmer
(Inland)

Arbeitszeit
je Erwerbs-

tätigen in Preisen von 1991Jahr

in Mio. Stunden insgesamt
Mrd. DM

je Erwerbs-
tätigen

je Erwerbs-
tätigenstd.

in jeweili-
gen

Preisen
Mrd. DM

Deflator

1993 6,219 5,757 1 741 242,8 - - 323,2 -

1998 1) 6,055 5,498 1 664 297,6 - - 429,1 -

2003 2) 6,130 5,545 1 634 334 - - 521 -

Veränderungen insgesamt in v.H.

1998/93 1) -2,6 -4,5 -4,4 22,6 25,9 31,7 32,8 8,3

2003/98 2) 1 1 -2 12 ½ 11 13 21 ½ 8

Jahresdurchschnittliche Veränderungen in v.H.

1998/93 1) -0,5 -0,9 -0,9 4,2 4,7 5,7 5,8 1,6

2003/98 2) ¼ ¼ -½ 2 ½ 2 2 ½ 4 1 ½

*) Bundesgebiet vor dem 3. Oktober 1990
1) Stand: Vorläufige Ergebnisse der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen des Statistischen Bundesamtes, März 1999
2) Mittelfristige Projektion (gerundete Werte), bearbeitet im Bundesministerium der Finanzen (April 1999)


